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Erfenntniß. 


Auf die von dem Dr. Otto Lüning zu Rheda unterm 6. Mai 1847 ge⸗ 
führte und am 9. ej. m. eingegangene Beſchwerde über die Seitens des 
Cenſors erfolgte Verſagung der Druck⸗Exlaubniß für mehrere im Manuffript 
vorgelegte und zur Aufnahme in die Monatsſchrift: „Das Weſtphäliſche 
Dampfboot“ beſtimmte Artikel hat das Ober⸗Cenſur⸗Gericht, nach erfolgter 
Erklärung des Staats⸗Anwalts, in ſeiner Sitzung vom 25. Mai 1847, 
an welcher Theil genommen haben: 
der Präſident, Wirklicher Geheimer Oberjuſtizrath und Staats⸗ 

Sekretair Bode und 
die Mitglieder, Geheimer Ober⸗Juſtizrath Zettwach, 
Geheimer Ober⸗Tribunalraths Ulrich, 
Profeſſor Dr. von Lancizolle, 
Geheimer Regierungsrath Schröner, 
Geheimer Juſtizrath von Rohr, 
Wirklicher Legationsrath von Bülow, 
Geheimer Ober⸗Juſtizrath Baumeiſter, 
Kammergerichtsrath von Bülow, 
Land⸗ und Stadtgerichts⸗Direktor Luther, 
Kammergerichtsrath Theremin, 
auf den Vortrag zweier Referenten für Recht erkannt: 

daß 


L. für nachſtehende Artikel, als: 


1, „Der vereinigte Landtag,“ jedoch mit Ausſchluß folgender 
Stellen: ö 


a, vom fiebenten Worte der Iten Zeile v. unt. Seite 1 
bis zum letzten Worte der Sten Zeile Seite 2, 

b, vom letzten Worte der vorletzten Zeile von unten 
Seite 5 bis zum vorletzten Worte der Sten Zeile 
Seite 6, 

с, vom fünten Worte der 6ten Zeile Seite 8 bis zum 
zweiten Worte der 9ten Zeile N 
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a, vom letzten Worte der 21ten Zeile bis zum zweiten 
\ Worte der 24ten Zeile Seite 8, 
N Ф E, vom letzten Worte der Seite 8 bis zum letzten Worte 
„Zeile 5 Seite 9, 
б vom letzten Worte der Zeile 13 Seite 9 bis zum 
letzten Worte einſchließlich der Zeile 14 daſelbſt, 
g, des dritten, vierten und fünften Wortes Zeile 7 
Seite 10, 
h, der Stelle vom zweiten Worte Zeile 8 bis zum er⸗ 
ſten Worte Zeile 10 Seite 10, 
i, vom vorletzten Worte Zeile 6 bis zum vorletzten 
Worte Zeile 12 Seite 11, 
k, vom letzten Worte Zeile 18 bis zum erſten Worte 
Zeile 25 Seite 12, und 
І, der ſechs erſten Zeilen auf Seite 155 
2, „Die Adreſſe des Vereinigten Landtags,“ jedoch mit Aus⸗ 
ſchluß: 
a, des erſten Wortes der 20ten Zeile Seite 8, 
b, des Satzes vom zweiten Worte der 13ten Zeile bis 
zum letzten Worte der 19ten Zeile Seite 9, und 
c, der fünf letzten Zeilen; 
3, „Aus Berlin, 23. April,“ jedoch mit Ausſchluß der beiden 
Stellen: 
a, vom vorletzten Worte der Zeile 6 bis zum dritten 
Worte Zeile 13 Seite 3, und 
b, vom achten Worte Zeile 12 bis zum vierten Worte 
Zeile 18 Seite 4 
die Druckerlaubniß, unter Aufhebung der entgegenſtehenden Cenſur⸗Verfü⸗ 
gungen vom 22ten April, Zten Mai und 30ten April 1847, wie hiermit 
geſchieht, zu ertheilen; 

II, in Betreff des Artikels „Aus dem Weimarſchen, Ende April 47,“ 
unter Aufhebung der Cenſur⸗Verfügung vom Zten Mai 1847, der gedachte 
Artikel Behufs der Beurtheilung ſeiner Zuläſſigkeit nach den Cenſur⸗Ge⸗ 
ſetzen dem Cenſor anderweitig vorzulegen; dagegen 

III, die Beſchwerde in Betreff der Artikel: „Die Geſetze vom 30ten 
März und Tien April“ und „Aus dem Weimarſchen, 20ten April“ als 
unbegründet zu verwerfen. 

Von Rechts wegen. 
. Gründe. 
Die sub Nro. I. des Tenors gedachten drei Artikel verſtoßen nach 
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Eliminirung der ſpeziell hervorgehobenen Stellen, nach Inhalt und Form 
gegen keine Beſtimmung der Cenſur⸗Inſtruktion vom 31. Januar 1843 
und mußten deshalb, wie geſchehen, zum Druck verſtattet werden. Was 
dagegen die von der Druck⸗Erlaubniß ausgeſchloſſenen Stellen betrifft, ſo 
ſind die des erſten Artikels von der Art, daß ſie theils einen Mangel der 
dem Throne ſchuldigen Ehrerbietung deutlich erkennen laſſen, theils auf 
Verſuche hinauslaufen, zum Mißvergnügen und zur Unzufriedenheit wider 
das Gouvernement bezüglich der Geſtaltung der ſtändiſchen Verhältniſſe 
aufzufordern. Artikel IV. der Cenſur⸗Inſtruktion rechtfertigt die Verſagung 
der Druck⸗Erlaubniß. 

Die im zweiten Artikel geſtrichenen beiden erſten Stellen ſtimmen nicht 
mit dem Inhalte der von der ſtändiſchen Verſammlung durch die Preußi⸗ 
ſche Allgemeine Zeitung veröffentlichten Allerhöchſten Antwort auf die Adreſſe 
überein, verſtoßen alſo gegen die Beſtimmung der Nro. 3 S. 1 der Ver⸗ 
ordnung vom 30ten Juni 1843 und die Allerhöchſte Kabinets⸗Ordre vom 
11ten December 1846 — Geſetz-Sammlung 1847, Seite 2 —, während 
die in dieſem Artikel geſtrichenen fünf letzten Zeilen als eine ehrfurchtsver⸗ 
letzende und gleichzeitig agitatoriſche Bemerkung nach Artikel IV. der Cen⸗ 
ſur⸗Inſtruktion unzuläſſig find. 

Die im Artikel: „Aus Berlin, 23. April“ vom Druck ausgeſchloſ⸗ 
ſene erſte Stelle zielt auf Verunglimpfung des Militairs ab, und die zweite 
läßt eine der Regierung feindſelige Tendenz deutlich erkennen, wenngleich 
dieſelbe hinter der Anführung von angeblichen Thatſachen verſteckt wird. 
Nach dem Artikel IV. der Cenſur⸗Inſtruktion konnte auch dieſen Stellen 
das Imprimatur nicht ertheilt werden. Was demnächſt den sub Nro. II. 
des Tenors des Erkenntniſſes gedachten Artikel betrifft, ſo konnte die Cen⸗ 
ſur⸗Verfügung vom Zten d. M., durch welche der Nachweis der Quelle, 
aus der die Nachricht geſchöpft worden, verlangt wird, deshalb nicht auf⸗ 
recht erhalten werden, weil die Beſtimmung des §. 1 Nro. 2 der Ver⸗ 
ordnung vom 30. Juni 1843 ſich nur auf „Zeitungen und Zeitſchriften“ 
bezieht, hier es ſich aber um die Aufnahme in eine „Monatsſchrift / han⸗ 
delt, auf die nach dem §. 20. a. a. O. jene Vorſchrift keine Anwendung 
findet. Da in Betreff dieſes Artikels noch keine Cenſur geübt iſt, fo konnte 
über die Druck⸗Erlaubniß nicht erkannt, vielmehr nur, wie geſchehen, ent⸗ 
ſchieden werden. 

Dagegen mußte die Beſchwerde in Betreff der beiden letzten, sub 
Nro. III. näher bezeichneten Artikel als unbegründet verworfen werden. 
Der erſtere derſelben entbehrt der nach Artikel IV. zu 2 der Cenſur⸗In⸗ 
ſtruktion erforderlichen beſcheidenen, anſtändigen Form und der wohlmeinen⸗ 
den Abſicht, während der letztere angebliche Thatſachen in einer Weiſe dar⸗ 
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ſtellt, welche die Abſicht zu erbittern und aufzuregen fo deutlich erkennen 
läßt, daß die Ertheilung der Druck⸗Erlaubniß auf den Grund des Arti⸗ 
kels IV. der Cenſur⸗Inſtruktion mit Recht verſagt worden. 
Berlin, den 25. Mai 1847. 
Das Königliche Ober⸗Cenſur⸗ Gericht. 


(L. S.) Bode. 
An 
den Herrn Dr. Otto Lüning 
zu 
Rheda. 


Wir theilen von den vorſtehend freigegebenen Artikeln unſern Leſern 
nur die Adreßverhandlungen des Vereinigten Landtages mit, da die übri⸗ 
gen theils ſchon zu antiquirt, theils in ihrer jetzigen Form nicht ſehr prä⸗ 
ſentabel ſind. 


Die Adreſſe des Vereinigten Landtages. 


So wären wir denn am Ende des Anfanges; es iſt eine Adreſſe 
an den König berathen und angenommen. Die Deputirten ſind nicht ohne 
Bedenken auf die Berathungen eingetreten; namentlich die preußiſchen De⸗ 
pptirten find Anfangs der Anſicht geweſen, die Verſammlung müſſe ſich 
für inkompetent erklären, weil die Patente vom Zten Februar dieſes Jahrs 
keineswegs die früheren Geſetze vom 22. Mai 1815, vom 17. Jan. 1820 
erfüllten, weil wichtige ſtändiſche Rechte, die verheißen, wenn auch noch 
nicht ausgeführt wären, verloren gehen würden, wenn man ohne Weiteres 
die Patente annähme. Die Rheinländer haben dieſen Weg nicht einſchla⸗ 
gen wollen; ſie haben es für beſſer gehalten, auf die Berathungen einzu⸗ 
gehen, in einer Adreſſe die Bedenken der Stände niederzulegen und dann 
zu ſehen, ob und wie weit er fortgebaut werden könne. Das Journal 
des Debatg ſtimmt dieſer Anſicht völlig bei; jene Inkompetenz⸗Erklärung, 
meint es, würde ein großer Fehler geweſen ſein, denn in der Politik nähme 
man eben Alles an, was man grade erreichen könne: das Weitere fände 
ſich dann ſpäter. Dieſe Anſicht iſt durchgedrungen; es wurde beſchloſſen, 
eine Adreſſe zu erlaſſen. Der Graf von Schwerin hatte fie beantragt; er 
wollte, daß man dem Könige für die Patente danke, zugleich aber auch 
die auf das Geſetz vom 17. Januar 1820 geſtützten Bedenken vortrage. 
Die „Allg. Preuß. Ztg.“, die amtliche Quelle für die ſtändiſchen Verhand⸗ 
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lungen, brachte vor der ausführlicheren Mittheilung der Verhandlungen, 
auf Veranlaſſung des Königl. Kommiſſars Miniſter v. Bodelſchwingh, die 
kurze Notiz: „die Verſammlung habe auf den Antrag des Grafen Schwe⸗ 
rin eine Dankadreſſe beſchloſſen.“ Das wurde lebhaft gerügt. Einige 
Mitglieder behaubteten, bei der Frageſtellung ſei nur das Wort Adreſſe, 
nicht Dankadreſſe gebraucht. Der Marſchall widerſprach dem. Der preu⸗ 
ßiſche Abg. v. Saucken beſchwerte ſich lebhaft über die ungenaue Mitthei⸗ 
lung in dem amtlichen Blatte. „In meiner Provinz wird es augenblick⸗ 
lich die Gemüther erregt haben, wenn man glaubt, wir hätten es verſäumt, 
unſere Bedenken auszuſprechen.“ Der Marſchall, Fürſt Solms, nannte die 
Geſchichte des Artikels eine ſehr „einfache und unſchuldige.“ Er und Hr. 
v. Bodelſchwingh erklärten, dieſe vorläufige Veröffentlichung, „die zwar 
nicht vollſtändig, aber auch nicht unrichtig ſei,“ wäre nur im Intereſſe des 
Publikums geſchehen, weil die ſtenographiſchen Berichte erſt einige Tage 
ſpäter hätten gegeben werden können. 

Der Abg. v. Beckerath trug nun die von der Kommiſſion entworfene 
Adreſſe vor. Der Inhalt iſt kurz der: Die Verſammlung dankt dem Kö⸗ 
nige für die in dem Patent vom 3. Februar kundgegebene Abſicht, fortzu⸗ 
bauen auf den von Friedrich Wilhelm III. erlaſſenen Geſetzen. „Nachdem 
Ew. Kön. Maj. den in dem Geſetze vom 5. Juni 1823 aus⸗ 
gedrückten Vorbehalt verwirklicht und der Verſammlung, 
welche in jenem Geſetz eine allgemeine ſtändiſche, in dem⸗ 
jenigen vom 17. Januar 1820 eine reichsſtändiſche 
genannt wird, den Namen des Vereinigten Landtages 
beigelegt haben, ſind dadurch dem letzteren die in den 
angeführten und früheren Geſetzen begründeten Rechte er- 
worben.“ Als ſolche Rechte werden bezeichnet die periodiſche Ein⸗ 
berufung der Stände, welche jenes Geſetz durch die angeordnete 
jährliche Rechnungslage bedinge; ferner die Mitgarantie der Stände 
für jedes neue Anleihen; daraus folge das Recht der Stände zur 
Mitwirkung bei Verfügung über die Domainen. Endlich müſſen jetzt nach 
Einberufung des Vereinigten Landtages dieſem alle allgemeinen Geſetze, 
welche Veränderungen in Perſonen- und Eigenthumsrechten und in den 
Steuern zum Gegenſtande haben, vorgelegt werden, weil ſein Rath durch 
das Gutachten der Provinziallandtage und der Vereinigten Ausſchüſſe nicht 
erſetzt werden könne. „Das Wort unſeres Königlichen Gebieters, auch 
wenn es uns ſchmerzlich berührt, als treue Unterthanen ehrend 
und eines Eingehens auf die Thronrede in Ehrfurcht uns enthaltend,“ 
kann die Adreſſe nicht anerkennen, „daß der Vereinigte Landtag in den 
ihm als reichsſtändiſcher Verſammlung zuſtehenden Funktionen durch andere 
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ſtändiſche Korporationen (Vereinigte Ausſchüſſe und Deputation für das 
Staatsſchuldenweſen) rechtsgültig vertreten und daß bei der Aufnahme von 
Anleihen durch Zuziehung ſolcher Körperſchaften die Mitgarantie des Ver⸗ 
einigten Landtages erſetzt werden kann.“ „Gehorſam dem Ruf Ew. 
Maj. und im Begriff, unſere Wirkſamkeit zu beginnen, 
fühlen wir uns in unſerem Gewiſſen gedrungen, zur Wah- 
rung der ſtändiſchen Rechte die gegenwärtige ehrfurchts⸗ 
volle Erklärung am Throne niederzulegen.“ 

Der Landtagskommiſſar von Bodelſchwingh beſtritt nun die aus dem 
Geſetze vom 17. Jan. 1820 gezogenen Rechte, welche Abg. v. Beckerath 
in einer ſehr anſprechenden Rede vertheidigte. Alle folgenden Reden ſind 
mehr oder minder Beleuchtungen dieſes Geſetzes. Daß das Volk durch 
jenes und die anderen einſchlagenden Geſetze, das Rheinland namentlich 
durch das Beſitzergreifungspatent vom 5. April 1815, das Recht auf eine 
konſtitutionelle Entwickelung gewonnen, ſpricht beſonders klar und entſchie⸗ 
den der Abg. Meviſſen aus. Schade nur, daß ſein Vortrag dem Inhalt 
nicht entſprochen und dadurch die Wirkſamkeit der Rede ſehr geſchwächt hat. 
Die Ausführungen der liberalen Abg. Camphauſen und Milde ſind etwas 
weitſchweifig und verworren; ebenſo die des ſich ebenfalls zu den Liberalen 
rechnenden Abg. Naumann, welcher deduzirt, „daß durch die Patente vom 
3. Febr. keine Rechte, ſondern nur Wünſche verletzt wären.“ Gegen 
den Entwurf der Adreß⸗Kommiſſion ſprach zuerſt der bekannte karliſtiſche 
Parteigänger, Fürſt Lychnowski. Er ſprach gegen die Erwähnung des 
u„ſchmerzlichen Eindrucks“ der Thronrede. „Als der König uns berief, 
wollte er uns durch ſeine Worte Freude, nicht Schmerz bereiten; da⸗ 
für wollen Sie ihn gewiß nicht verletzen, alſo weg mit dem Worte 
Schmerz.“ Ebenſo will er ſtatt des Wortes „Wahrung“ das Wort 
„Vertrauen“ geſetzt wiſſen, weil „Wahrung“ Mißtrauen, Zweifel, Op⸗ 
poſition ausdrücken könne. Er will, die Verſammlung ſoll „vertrauen, daß 
durch die Patente keine ſtändiſchen Rechte verletzt wären, daß der König 
die Stände in regelmäßig wiederkehrenden Perioden einberufen würde, da⸗ 
mit ſie die Noth und die Bedürfniſſe des Volkes, ſeine Wünſche und Bit⸗ 
ten an den Thron bringen könnten.“ 

Jetzt erhob ſich Graf Arnim, um ein Amendement zu begründen. Er 
wollte durch daſſelbe den mittleren Theil der Adreſſe erſetzen, inclujive der 
beiden oben angeführten unterſtrichenen Sätze. Er wollte es nicht 
direkt aus ſprechen, daß die Verſammlung die Rechte der 
reichsſtändiſchen Verſammlung beanſpruche, daß ſie eine 


1 der ſtändiſchen Rechte einlege. Statt deſſen ſollte es 
eißen: 
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„Zu Ew. Königl. Majeſtät hegen wir das Vertrauen, daß Allerhöchſt 
dieſelben es nicht als einen Mangel an Dankbarkeit betrachten werden, 
wenn wir im Verlauf unſerer Verhandlungen auf diejenigen Punkte der 
Verordnungen vom 3. Febr. zurückkommen, in welchen Viele von uns die 
volle Uebereinſtimmung mit den älteren Geſetzen vermiſſen. Denn damit 
Ew. Königl. Maj. getreue Stände dem Throne eine wahrhafte Stütze 
ſein, damit wir Ew. Königl. Maj. wirkſam mithelfen können zum Heil 
und Gedeihen des theuern Vaterlandes, muß in denen, die wir vertreten, 
die Ueberzeugung leben, daß uns, — wie die Ehre und die Kraft der Krone, — 
ſo auch die uns von unſeren Königen verliehenen ſtändiſchen Rechte kheuer 
ſind, daß wir beide als unſchätzbare Kleinode bewahren und pflegen.“ 

Sollte der Landtag durch ſeine Berathungen, ſollten Ew. Königl. 
Maj. durch ſeine ehrfurchtsvoll vorzutragenden Gründe ſich von dem Vor⸗ 
handenſein ſolcher Abweichungen zwiſchen den älteren und den gegenwärti⸗ 
gen Geſetzen überzeugen, ſo zweiflen wir nicht, daß Ew. Königl. Maj. 
Weisheit und Gerechtigkeit die Wege erwählen werde, welche zu ihrer 
Ausgleichung in einer mit der Wohlfahrt Preußens vereinbaren Weiſe 
führen, der Wohlfahrt, die auf der Stärke des monarchiſchen Prinzips 
und auf einem ſicheren geordneten ſtändiſchen Rechtsboden beruht,“ — 

Der Marſchall wollte dieſes Amendement ſofort zur Abſtimmung 
bringen. Der Abg. Hanſemann erhob ра) dagegen und verlangte die wel⸗ 
tere Diskuſſion darüber, „damit ein Amendement nicht durch Ueberraſchung 
und Alklamation zum Beſchluß erhoben würde.“ Da mehr als 24 Mit⸗ 
glieder dieſem Antrage beiſtimmten, ſo wurde die weitere Diskuſſion für 
die folgende Sitzung verſchoben. 

In dieſer kam ein intereſſanter Zwiſchenfall vor. Der Adg. v. Vincke 
wies in einer gewandten Rede mit ſcharf geſchloſſener logiſcher Beweis füh⸗ 
rung nach, daß die Patente vom 3. Febr., weil ſie nicht die im Geſetze 
vom 17. Jan. 1820 liegende jährliche Einberufung der Stände verordnen, 
eine Verletzung wohlhergebrachter Rechte wären, daß grade in Kriegsfällen 
die Zuſtimmung der Stände zu Anleihen ſehr nöthig und möglich wäre, 
wie das Beiſpiel der Kaiſerin Maria Thereſia beweiſe, daß aber im Noth⸗ 
fall die Miniſter für die Rettung des Vaterlandes ihren Kopf auf's Spiel 
ſetzen müßten, indem ſie die Anleihe ohne Zuſtimmung der Stände ab⸗ 
ſchlöſſen, wofür ſie dann nachher von den Volksvertretern eine Indemni⸗ 
tätsbill erhalten würden, wenn dieſe den Nothfall anerkennten. Durch die 
neuen Geſetze würden den Staatsgläubigern keine Garantien geboten, weil 
ſie nicht wiſſen könnten, ob die Reichsſtände Anleihen, die nach dem Pa⸗ 
tente ohne ihre Mitgarantie abgeſchloſſen werden könnten, gutheißen würden. 
Bisher habe man noch glauben können, daß einſt die Verſprechungen der 
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früheren Geſetze in's Leben treten würden; durch die neuere ſich als vol⸗ 
lendet ankündigende Geſetzgebung ſei den Staatsgläubigern dieſe Hoffnung 
entzogen. Er glaube nun zwar nicht, daß der Staat ganz kreditlos wer⸗ 
den würde, weil auch Espartero und ſeine Gegner Geld erhalten hätten, 
weil es immer europäiſche Juden gegeben habe, welche ſogar den Republi⸗ 
ken jenſeits des Meeres Geld vorgeſchoſſen hätten. Aber die Gläubiger 
würden dann ſicher für das größere Riſiko einen höheren Zinsfuß ſtellen, 
die wir alle bezahlen müßten. Der Redner will keine Adreſſe, 
„weil er nicht danken kann mit der Reſervation auf den 
Lippen.“ Er verwirft das Amendement Arnim's, „weil wir die 
Rechte, die wir bereits beſeſſen haben, nicht erft auf dem 
Wege der Petition erbitten können.“ Er will die einfache Er⸗ 
klärung niedergelegt wiſſen, „daß wir die früher verbürgten 
Rechte noch haben, daß ſie durch die widerſprechenden Be— 
ſtimmungen der neueren Geſetze nicht aufgehoben ſind, daß 
jene Geſetze nicht aufgehoben oder abgeändert werden 
können, es ſei denn mit ausdrücklicher Zuſtimmung der 
verfaſſungsmäßig berufenen Stände.“ Dann könnte man ers 
warten, daß der König den geſtörten Rechtszuſtand durch eine Erklärung 
wieder herſtelle. 

Hier wurde der Redner durch den Marſchall unterbrochen; die Ver⸗ 
ſammlung habe einmal beſchloſſen, eine Adreſſe zu erlaſſen; dieſen Beſchluß 
könne ſie nicht umſtoßen. Wenn alſo Abg. v. Vincke kein Amendement zu 
beantragen oder der Adreſſe nicht beizuſtimmen habe, ſo müſſe er ihn bit⸗ 
ten, den Rednerſtuhl zu verlaſſen. Abg. v. Vincke entgegnete: „Wenn die 
Verſammlung dafür iſt, ſo werde ich in der Entwickelung meines Amen⸗ 
dements fortfahren.“ Der Marſchall beſtand darauf, daß Abg. v. Vincke 
den Rednerſtuhl verlaſſen müſſe, und da die Verſammlung ihn nicht gehö⸗ 
rig unterſtütze, ſo mußte er ſich dieſer Entſcheidung fügen. Wir können 
dieß Verfahren der Verſammlung in keiner Weiſe billigen. Man kann 
zugeben, daß Hr. v. Vincke ſeinen Antrag hätte ſtellen müſſen, ehe die Er⸗ 
laſſung einer Adreſſe beſchloſſen war; man brauchte über feinen nachträgli⸗ 
chen Antrag nicht abzuſtimmen. Aber in dem Rechte, ſeine Anſichten zu 
entwickeln, hätte ihn die Verſammlung ſchützen müſſen. — 

Nachdem nun noch der ſächſiſche Abg. Gieſler erklärt hatte, er wolle 
nur Dank, aber keinerlei Vorbehalte oder Rechtsverwahrungen in der 
Adreſſe wiſſen, weil von einem Könige, der ſage: Ich und mein Haus 
wollen dem Herrn dienen, auch für die Zukunft Alles, was dem Lande 
Glück und Segen bringen könne, zu erwarten ſei, nachdem noch ein Abg. 
Konze vergebens eine mit heftigen Ausfällen gegen die ſchlechte Preſſe бег 
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ginnende Rede abzulefen verſucht hatte, (die Unterbrechungen wurden 
ſo heftig, daß er die Tribüne verlaſſen mußte), beleuchtete der Abg. Han⸗ 
ſemann in einer klaren, entſchiedenen Rede ausführlich den Adreßentwurf 
und das Amendement. Er ſetzte den Unterſchied beider dahin auseinander, 
daß durch den Entwurf wirklich eine entſchiedene Wahrung der vorhande⸗ 
nen ſtändiſchen Rechte eingelegt werde, daß dagegen das Amendement nur 
der Verſuch zu einer Wahrung, nur die Petition darum ſei. 
Es handle ſich aber darum, von dem Boden der Gnade ſich auf 
den Boden des Rechts zu begeben. Es ſei nicht zu verkennen, daß das 
Vertrauen zu der Regierung nicht mehr in dem Grade vorhanden ſei, wie 
früher. Er halte das für eine Thatſache, ſagte der Redner, als einige 
Stimmen dagegen laut wurden. Ebenſo ſpreche aus den einzelnen Be⸗ 
ſtimmungen der neuen Geſetzgebung das Mißtrauen der Rechte des Königs 
gegen die Vertreter des Volkes, die ſtete Beſorgniß, daß ſie ihre Rechte 
überſchreiten möchten. Hiergegen erhob ſich der Prinz von Preußen, um⸗ 
ringt von ſämmtlichen Miniſtern; nicht Mißtrauen habe die Räthe der 
Krone geleitet, ſondern nur das Streben, die Rechte der Krone unangeta⸗ 
ſtet bleiben zu laſſen. Die Verſammlung ſchien indeſſen nicht geneigt, den 
entſchiedeneren Adreßentwurf anzunehmen; wenigſtens ſcheinen das mehrere 
Häubter der Oppofition angenrmmen zu haben, ſonſt würde wohl Einer 
ſich gefunden haben, der kräftig in feuriger Rede die Verſammlung mit ſich 
fortzureißen gewußt hätte. Man ſuchte alſo zu vermitteln zwiſchen den 
beiden Alternativen, zwiſchen dem Entwurf des Hrn. v. Beckerath und dem 
Amendement des Hrn. v. Arnim. Hr. v. Auerswald übernahm dieſe 
Rolle, zu der er viel Talent und Neigung zu haben ſcheint. Er ſchlug 
vor, ſtatt der Spezifizirung der ſtändiſchen Rechte in dem Entwurf 
zwar das Arnim'ſche Amendement anzunehmen, aber die beiden obenunter⸗ 
ſtrichenen Sätze (daß die Verſammlung die Rechte der reichsſtändiſchen 
Verſammlung in Anſpruch nähme und deßhalb eine Wahrung der ſtändi⸗ 
ſchen Rechte einlegen müſſe) vor und nach dem Amendement ſtehen zu 
laſſen. So iſt die Adreſſe unklar und ſich widerſprechend geworden, wie 
das immer bei Vermittlungen zu gehen pflegt. 

Man ſchritt zur Abſtimmung. Das Amendement des Hrn. v. 
Arnim wurde mit einer Majorität von 13 Stimmen ver⸗ 
worfen. Der Vorſchlag des Hrn. v. Auerswald wurde вез 
gen eine Minorität von 107 Stimmen angenommen. 

Hier iſt die Antwort des Königs im Weſentlichen: 

Der König hat mit Befriedigung den Ausdruck des Dankes und des 
Vertrauens durch die Adreſſe vernommen. Daß Mitglieder eine völ⸗ 
lige Uebereinſtimmung der älteren und neueren ſtändiſchen Geſetzgebung 
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vermiſſen, demnach eine Wahrung der ſtändiſchen Rechte in die Adreſſe 
niedergelegt haben, will er zwar nicht einem Mißtrauen in ſeinen königli⸗ 
chen Willen beimeſſen, alle wohlerworbene Rechte ſelbſt zu wahren und zu 
ſchirmen; aber die nie zu trübende Wahrheit und Offenheit zwiſchen ihm, 
ſeinen Ständen und ſeinem Volk erfordern eine unzweideutige Erwiede⸗ 
rung. — Als er aus freiem Entſchluß und Königl. Machtvollkommenheit 
die Patente vom 3. Febr. erlaſſen, habe er die ſtändiſchen Verheißungen 
des verſtorbenen Königs nicht nur erfüllt, ſondern habe noch wichtige Rechte 
darüber hinaus verliehen. Die Auslegung der früheren Geſetze habe er in 
dem Sinne gegeben, wie ſie mit den Inſtitutionen und dem Wohle des 
Landes verträglich ſeien. „Deßhalb vermögen wir für den Vereinigten 
Landtag keine anderen Berechtigungen anzuerkennen, als diejenigen, welche 
demſelben durch die Geſetzgebung vom 3. Febr. beigelegt ſind oder künftig 
von Uns in verfaſſungsmäßigem Wege beigelegt werden möchten.“ In 
dieſem Rechte werde er die Stände kräftig ſchützen, vertraue aber auch 
zu ihnen, daß ſie ſich nur innerhalb derſelben bewegen und ihre denſelben 
entſprechenden Pflichten erfüllen werden. Die Geſetzgebung vom 3. Febr. 
ſei in ihren Grundlagen unantaſtbar, aber deßhalb nicht abs 
geſchloſſen, vielmehr bildungsfähig. Deßhalb hätten die Stände 
das Recht, auf weitere Ausbildung bezügliche Anträge an den König ge⸗ 
langen zu laſſen. 

„Uebrigens bleiben wir unſern getreuen Ständen in Gnaden ge⸗ 
wogen.“ 

Dieſe Antwort wurde in tiefem Schweigen angenommen. 


L. 


Der Mexikaniſche Krieg. 


Die nördliche Hälfte des mexikaniſchen Continents hat ihre Bevölke⸗ 
rung aus zwei ſcharf von einander geſchiedenen europäiſchen Menſchenſtäm⸗ 
men gezogen: aus dem anglo⸗germaniſchen und aus dem romaniſchen, oder 
genauer dem iberiſchen. Central⸗Amerika und der ſüdliche Continent bevöl⸗ 
klerten ſich faſt ausſchließlich durch Ueberſiedler der letzten Art, durch Spa⸗ 
nier und Portugieſen, und nur an der nordöſtlichen Küſte von Braſilien, 
in Guyana haben ſich Franzoſen, Holländer und Engländer eingeniſtet. 
Was der Zufall zu dieſer Menſchenvertheilung gethan haben mag — das 
möge ihm gegönnt bleiben, — es iſt ſehr wenig, und wir haben faſt aus 
allen Theilen Amerika's diejenigen Menſchenſtämme langſam verſchwinden 
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den oder verjagen ſehen, die zu dem Klima, zu der Produktionskraft des 
Bodens und allen andern fixen telluriſchen Eigenſchaften der einzelnen Ge⸗ 
genden des großen Continents nicht paſſen. Die eine große Unterſchei⸗ 
dung, daß der Norden dem anglo⸗germaniſchen Menſchenſchlag und der 
Süden dem iberiſchen gehört, dieſe beruht nicht auf dem Zufall noch auf 
der Priorität der Beſetzung, ſondern auf der inneren Nothwendigkeit und 
der erfahrungsmäßigen Wechſelbeziehung der Menſchen zu den ihnen con⸗ 
venirenden Erdſtrichen. Zuerſt Südamerika: Dies üppige Land, mit ſeiner 
rieſigen Produktionskraft, mit ſeinen reichen Gold⸗ und Silberminen und 
in den Tiefen der Erde verborgenen edlen Steinen, mit ſeiner glühenden 
Hitze behagte dem unthätigen, arbeitſcheuen, genußſüchtigen Spanier und 
Portugieſen. Er arbeitet nur, was er zur Nothdurft thun muß, und wenn 
er ſich je anſtrengt, ſo gelüſtet es ihn nicht nach den Schätzen, welche der 
regelmäßige Bau des Bodens langſam, aber ſicher anhäuft, ſondern nach 
plötzlichem Gewinn an Gold- und Silberbarren, die er heute noch wie 
vor 300 Jahren als die einzige Quelle des Reichthums anſieht, und die 
er in mehr als kindiſcher Einfalt ſich durch die offenbarſten Handelsprelle⸗ 
reien von den Engländern wieder ablocken läßt.“) Zu dieſem glänzenden 
Elende paßt dann auch die abſolute Staatsform, die in Braſilien der 
Sache und dem Namen nach, in den ſ. g. ſüdamerikaniſchen Republiken 
aber im vollſten Sinne des Worts, als platter Despotismus oder als 
Anarchie herrſcht, und das katholiſche Element entſpricht dieſen Zuſtänden, 
grade wie unter ähnlichen, wenn auch kleineren Verhältniſſen in Europa. 
Nordamerika dagegen gehört der anglo⸗germaniſchen Race. Der Bo⸗ 
den iſt nicht minder reich als der ſüdliche, allein die Art ſeiner Produk⸗ 
tion iſt eine himmelweit verſchiedene; ſie verlangt einen ausdauernden 
Fleiß, verlangt ruhige ſichere Combination, verlangt ein Ineinanderarbeiten 
aller Kräfte, — verlangt mit einem Worte die gewerbige, ſtetige, aus⸗ 
dauernde Natur des germaniſchen Charakters. Nordamerika iſt ein Land, 
geſchaffen für die Freiheit und die Ordnung, geeignet für die baldige Lö⸗ 
ſung der höchſten Probleme unſerer Zeit, für eine großartige auf der Ba⸗ 
ſis der Gleichheit und Bedürftigkeit der Menſchen beruhenden Organiſation. 
Die einzigen Mittel zu einem ſolchem Geſellſchaftszuſtand ſchafft die heu⸗ 
tige anglo⸗germaniſche Bevölkerung der Vereinigten Staaten. Kleine Maß⸗ 
ſtäbe kennt ſie nicht: ſie unternimmt Alles im Großen, denn ſie unter⸗ 


*) In den neuſten Berichten ſüdamerikaniſcher franzöſiſcher Conſule finden wir, 
daß die Münzen in Neugranada und Ecuador lauter ſchlechte in England ge⸗ 
ſchlagene Piaſter ſind, welche das gute Gold jedesmal kurz nach ſeinem Erſchei⸗ 
nen auf dem Markte erſetzen. 
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nimmt es nicht für einen Einzigen, nicht etwa für die Regierung, oder für 
eine privilegirte Klaſſe, ſondern als Mittel, als Nothwendigkeit für Alle. 
Dabei haben die großen Entfernungen mitzurechnen: aber fie gehö⸗ 
ren zu demſelben Syſtem, ſie ſind nicht Alles, ſondern nur ein einziges 
Motiv. Auch in Europa iſt es weit von Venedig nach St. Petersburg 
— aber es fällt deßhalb dennoch keinem Europäer ein, wenn etwa eine 
elektriſche Telegraphenlinie auf dieſer Strecke beſtände, Handlungscommis, 
Dienſtmägde oder Profeſſoren ſich derſelben für wenige Cents bedienen zu 
laſſen; das demokratiſche Element, dem es jedesmal beifällt, daß alles 
einem ganzen Volke von 20 Millionen Köpfen gilt, dies 
iſt's, was jene Größe und Ausdehnung aller Unternehmungen bedingt. 
Ganze Bleiberge ſchleppen dieſe Menſchen auf Dampfwägen in holzreiche 
Gegenden, um ſie einzuſchmelzen; ſie haben keine Luſt bei ſo großen Räu⸗ 
men Alles bis in's Detail auszuarbeiten — das überlaſſen ſie der Nach⸗ 
welt — ſondern ſie ſtürmen mit ihren Culturwerkzeugen ſo lange vor bis 
an die Grenzen des Landes — nach allen Seiten hin gegen das Meer, 
fo lange der Boden ihrer Individualität entfpricht, fo weit fie Räume fin 
den, welche für ähnlich konſtruirte Menſchennaturen zugänglich ſind. 

In eine ſolche Erdzone hätte ſich das iberiſche Blut nicht verlieren 
ſollen: der Spanier kann in Nordamerika nicht gedeihen, — und da er 
nicht freiwillig weichen will, ſo verdrängt ihn der Anglo⸗Germane. 

Dies iſt der Sinn des mexik. Krieges, er wird enden, wie er enden muß, 
mit der Verdrängung der ſpaniſchen Race aus dem nördlichen Continent, 
mit der Amerikaniſirung der ungeheuren Hälfte des Welttheils. Zuerſt 
kauften die Vereinigten Staaten Louiſiana (ich rede nur von den 
jüngſten Acquiſitionen) dann beſtimmten ſie auf moraliſchem Wege (durch 
diplomatiſches Zwangsverfahren) Texas zur Annexion, — dann 
nahmen fie Californien auf der einen, Veracruz und Tabacco auf 
der andern Seite, — und jetzt werden ſie ganz Mexiko nehmen, und es 
nur unter Bedingungen der Oberherrſchaft wieder freigeben, die etwa der 
Freiheit Portugals in Bezug auf England gleichen .... nach 10 bis 
12 Jahren einer in den heutigen Verhältniſſen ſteigenden Einwanderung 
werden ſie ganz Mexiko für ſich behalten! 

Und wie ſie dieſen Krieg mitten im Feindesland, viele hundert Mei⸗ 
len von ihren Landesgrenzen weg führen! Sie gehen mit einer ſolchen 
Siegesgewißheit vorwärts, daß fie ſich niemals um die Anzahl ihrer 
Mannſchaft kümmern. Hat Santa Anna 20,000 Mann, und General 


) Es iſt merkwürdig, daß ſich die Mexikaner niemals Amerikaner nennen, und 
daß ſie unter dieſer Bezeichnung nur die Hombers meinen. 
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Taylor nur 6000, fo läßt er dem hochmüthigen Spanier ſagen, er möge 
nur auf ihn losrücken, und dann jagt er ſeine handvoll Truppen bei Aqua 
nueva gegen die Heerde Mexikaner, die nicht weiß warum, und für was 
ſie kämpft — und nach einigen Stunden iſt das zahlreiche Heer in alle 
Gegenden der Windroſe zerſtreut! Iſt das geſchehen, dann ruht ſich der 
alte „Eiſenfreſſer“ zwei Tage lang aus, und marſchirt mit ſeinen 
paar Leuten getroſt und heiter auf die Hauptſtadt Mexiko los. 

Auf der andern Seite ſtellt General Meth ſeine Kanonen gegen Vera⸗ 
cruz — und St. Jean d' Allua auf. Er eröffnet nicht lange Trancheen, 
und wirft Belagerungswerke auf — nein mitten auf dem Felde poſtirt er 
ſeine Kanonen und Paixhans — kämpft hinter ſich mit dem ſtürmenden 
Meer, das feine Kanonenbote wohl hundertmal in die hohe See fehleus 
dert, wenn ſie ſich mit Rieſenkräften faſt an's Ufer gearbeitet; kämpft zur 
rechten mit wahren Lawinen von Flugſand, die der heftige Wind heran⸗ 
weht, und Geſchütze und Mannſchaft in jedem Augenblick zu verſchütten 
droht; begräbt unter einem Regen feindlicher Bomben⸗ und Kanonenku⸗ 
geln einen tapfern gefallenen Freund, — und da die Stadt auf ſeine 
ſpartaniſche Aufforderung, ſich zu ergeben, nicht eingeht, ſo hält er ſein 
Verſprechen, ſchießt fie zuſammen, und iſt am Tage darauf Herr der Stadt 
und des Forts. 

Hier begegnet er denn in den Straßen, aufgeſchichtet bis zur halben 
Höhe der Häuſer hundertjährigem Koth — einem ſcheußlichen Denkmale 
ſpaniſcher Trägheit. Er läßt den General Wenth mit 1000 Mann und 
dem Befehl zurück, die Stadt zu reinigen; er hebt alle Prohibitivzölle auf, 
belegt die Waaren mit geringen Eingangsſteuern, mit denen er ſich für 
die Kriegskoſten bezahlt macht, und dann zieht er auch ſeiner Wege der 
Hauptſtadt zu. 

Unterweges begegnet ihm in einer feſten Verſchanzung General Santa⸗ 
Anna bei Cerro⸗Gerdo mit etwa 15,000 Mann. Der Mexikaniſche Ges 
neral hatte an die Centralregierung in Mexiko geſchrieben, daß wenn die 
Nankees ihn von hier aus vertreiben würden, fo wären die Teufel in der 
Hölle nicht mehr ſicher vor ihnen. Wie ich die Amerikaner kenne, machen 
ſie ſich wenig mit der Hölle und dem Teufel zu ſchaffen, aber in 24 Stun⸗ 
den waren die Mexikaner aus ihrer Stellung vertrieben, der Held Santa⸗ 
Anna flüchtete ſich mit einer Hand voll Reiter. 6000 Mexikaniſche Solda⸗ 
ten mit einem Dutzend Generälen und mehreren Hunderten von Offizieren 
ergaben ſich den „verhaßten Jankees“ — und nachdem fich die ame⸗ 
rikaniſche Armee an den maſſenhaften Vorräthen, die das mexikaniſche Heer 
mit ſich zu ſchleppen gewöhnt iſt, gütlich gethan hatte, zog es abermals 
heiter und ſorglos ſeiner Wege — der Hauptſtadt zu! 
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Während deſſen beſetzt oder ſchleift die Marine der Vereinigten Staa⸗ 
ten im merikaniſchen Meerbuſen einen befeſtigten Hafen um den andern, 
und ſteuert General Damphan von Neucalifornien aus — der Hauptſtadt 
zu. — Ueberall, wo die Nankees in einer Stadt nur einen Tag Halt 
machen, gründen ſie augenblicklich eine amerikaniſche Zeitung; ſo giebt es 
jetzt bereits in Monteney in Californien, in Veracruz, in Metamnens, in 
Nalappa und in Puerte engliſch⸗amerikaniſche und ſpaniſch geſchriebene Zei⸗ 
tungen, welche die Intereſſen der Vereinigten Staaten vertreten. Nirgends 
zeigen ſich die Nankees grauſam, nirgends wüthen fie ohne Noth! 
Wo aber der kürzere Weg über eine Gewaltthat geht, da ſchlägt der Yan- 
kee dieſen ein: ehe er nur noch einen Tag länger mit den europäiſchen 
Conſuln und den Behörden von Veracruz parlamentirte — ſchoß er lie⸗ 
ber die Stadt zuſammen ... . fein Ziel iſt ihm geſteckt, er verfolgt es 
auf dem kürzeſten Weg! Und da er's kann, hat er Recht! 

Und nun man in Washington kaum mehr an dem Vordringen bis 
nach Mexico zweifeln konnte, da man entſchloſſen iſt, den ganzen Küſten⸗ 
ſtrich am mexikaniſchen Meerbuſen bis nach Tabacco zu behalten — da 
auf einmal taucht das riefige Problem der Durchſtechung der Landenge und 
der Verbindung des atlantiſchen mit dem ſtillen Ozean von neuem auf, 
und aus der längſt gehegten Hoffnung wird ein vollſtändig ausgearbei⸗ 
tetes Project. Der Durchſtich wird vom Buſen von Tehuanteper her⸗ 
über einige Meilen ſüdlich von Veracruz geführt werden, — an einer 
Stelle, die zehnmal ſo breit iſt als die Landenge von Panama: die aber 
den Vortheil hat, daß fie von nun an einem Volle gehört, das mit Stolz 
ſagen kann: was wir wollen, das führen wir auch aus. 

Kommt Zeit, kommt Rath! Von den Folgen dieſes größten Unter⸗ 
nehmens aller Zeiten zu reden, iſt voreilig: ein Blick aber auf die Karte 
von Nordamerika mag uns genügen! Wenn die Weſtküſte Amerika's durch 
dieſe Verbindung der Oſcküſte gleicht — welches Volk der Erde kann ſich 
dann rühmen, in ſo kurzer Zeit ein kleines Königreich cultivirt zu haben, 
als dieſe Jankees den größten Welttheil cultivirten! 

EEE 7° 


Stephan Cabet. 


Man urtheile wie man will über Cabets Meinungen, man muß ſei⸗ 
nem Charakter Ehre widerfahren laſſen; er gehört zu denen, welche als 
Ueberläufer eine Rolle unter Louis Philipp hätten ſpielen können; er 
hat dies verſchmäht und dem Volkswohl allein ſeine Kräfte gewidmet. 
Sein Geburtstag fällt auf Neujahr 1788, ſein Vater war Faßbinder zu 
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Dijon. Bis zum 12ten Jahre arbeitet er im Handwerke feines Vaters, 
dann ſtudirt er Medizin, die er bald mit der Rechtswiſſenſchaft vertauſcht. 
Nachdem er 1812 die Advokatur erlangt, rettet er viele Opfer der bluti⸗ 
gen Reaktion, unter Andern den General Vaux, ſo daß ihm drei Monate, 
ſpäter ein Jahr lang die Ausübung ſeines Berufs unterſagt ward. In 
Paris tritt er mit Lafayette, Manuel, Dupont de l' Eure, d'Argenſon, 
Köchlin, Cordelle und fünf Andern in die Carbonaria als Mitglied des 
Comité ⸗Direkteur. 

Seine eigentliche Wirkſamkeit beginnt 1830. Den dritten Auguſt 
ſchreibt er ſelbſt an den Herzog v. Orleans einen Brief, worin er gegen 
die Charte proteſtirt und eine Verfaſſung von einer Nationalverſammlung 
fordert. Zu dieſem Zwecke fanden mehrere Unterredungen mit dem Kö⸗ 
nige ſtatt. Sofort geht er als Generalprokurator nach Korſika, wo er die 
Jury einführte und außerdem viel für das vernachläſſigte Land wirkte. 
In Folge eines Glaubensbekenntniſſes erhielt Cabet feine Entlaffung. Zum 
Deputirten feines Bezirks (Cöte d'Or) gewählt, nimmt er Juli 1831) 
ſeinen Platz auf der äußerſten Linken neben Mauguin und Lamarque. In 
einer Adreſſe an ſeine Wähler macht er zuerſt auf die „Gefahr der gegen⸗ 
wärtigen Lage“ aufmerkſam. Lamarque's Leichenbegängniß, an dem er 
als Abgeordneter der Kammer Theil nahm, zog auch ihm Verdächtigung 
und Verfolgung zu. Die Regierung, welche ihn fürchtete, leitete gegen 
ſeine „Geſchichte der Revolution von 1830,“ einen Prozeß ein, der indeß 
(er vertheidigte ſich in 6 Broſchüren) zu ſeinen Gunſten ausfiel. Schon 
im folgenden Jahre, 1833, erlebte die „Geſchichte“ bis zur letzten Zeit 
vermehrt, die dritte Auflage, es wurden über 20,000 Exemplare abgeſetzt. 
Im September dieſes Jahres erſchien die erſte Nummer des Populaire, 
einer Wochenſchrift, deren Abſatz bei der achten Nummer ſich auf 27,000 
belief (eine Brochüre wöchentlich als Zugabe). Seine Worte im Popu⸗ 
laire beruhigen das Lyoner Volk, er übt damals den außerordentlichſten 
Einfluß auf die geheimen Volksbewegungen und empfiehlt beſtändig den fried⸗ 
lichen Weg. Einen ſolchen Mann mußte man los werden. Nachdem er 
öffentlich in der Kammer einen Miniſter des Verraths bezüchtigt und die 
Perfidie gegen die nach Havre geflüchteten Polen in feinem Journal ger 
brandmarkt, wird er zu zwei Jahren Gefängniß und vierjährigem Verluſt 
feiner politiſchen Rechte verurtheilt. Er zieht eine fünfjährige Verbannung 
vor. Aus Belgien verwieſen, geht er nach London. Von hier aus fährt 
er fort den Populaire zu redigiren, läßt in Paris eine Broſchüre, „Die 
Aprilgerechtigkeit,“ gegen Thiers, Guizot, Barthe, Bugeaud, in London ei⸗ 
nen „Brief an Louis Philipp“ gegen das herrſchende Syſtem drucken. 
Achtzehn Stunden des Tages arbeitet er an folgenden Werken: „Allge⸗ 
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meine Geſchichte,“ „Geſchichte des franzöſiſchen Volks,“ „Geſchichte der 
franzöſiſchen Revolution,“ Geſchichte Englands.“ Während er Pläne ent⸗ 
wirft für die Einführung der Demokratie, drängt ſich ihm die Unhaltbar⸗ 
keit der Baſis der heutigen Geſellſchaft, des Privaterwerbes auf; um ſich 
auch hierüber aufzuklären, ſtudirt er mehr als 1000 Werke auf der Lon⸗ 
doner Bibliothek und gelangt endlich zu dem Reſultat von der menſchheit⸗ 
lichen Berechtigung des Kommunismus. Nach ſeiner Rückkehr, 1839, ver⸗ 
ſucht er es mit der Organiſation einer großen Geſellſchaft in Verbindung 
mit Lamennais und Martin v. Straßburg, die ſowohl in der Kammer als 
außerhalb derſelben zur Durchführung der Wahlreform begründet werden 
ſoll — vergebens! So veröffentlicht er denn ſeine „Populäre Geſchichte 
der franzöſiſchen Revolution“ nebſt einem Abriß der franzöſiſchen Geſchichte 
in 4 Bänden, welche in 5000 Exemplaren (1845 zweite Auflage in 6 
Bänden) verbreitet wurde. Als 1840 der Baſtillenſturm ſich erhob, trat 
Cabet unter die erſten Kämpfer gegen die Befeſtigung von Paris, er ſchrieb 
„Sechs politiſche Briefe über die gegenwärtige Kriſis“ und fünf andere 
Flugblätter. Gegen Ende des Jahres 1840 erſcheint endlich die ſchon in 
London verfaßte „Reiſe nach Icarien“ (1842 eine zweite, 1845 eine dritte 
wohlfeile Ausgabe), welche einen großen Staat nach kommuniſtiſchen Prin⸗ 
zipien organiſirt darſtellt und als bedeutungsvoll in der neueren Literatur 
betrachtet werden muß. Zur näheren Erläuterung erſcheint das „Kommu⸗ 
niſtiſche Glaubensbekenntniß“ und „Wie bin ich Kommuniſt,“ worin er 
ſich für eine Uebergangsregierung und für Beibehaltung der Ehe und Fa⸗ 
milie erklärt. Im März 1841 kommt der Форшайе wieder zum Vor⸗ 
ſchein, welcher von einer Aktiengeſellſchaft geleitet wird, die ihn aus einem 
monatlichen in ein wöchentliches Organ umwandeln ſoll. Von jetzt an 
zeigte Cabet eine ziemlich gehäſſige Seite. Jedes andere kommuniſtiſche 
Journal verfolgt er auf alle Weiſe, meiſt unter dem einfältigen Vorwurfe 
des Materialismus oder Babouvismus, da er ſelbſt an der Religion hängt 
oder ſie vielmehr zum Deckmantel benutzt und von Babeuf und der wei⸗ 
tern Entwickelung des Kommunismus nichts wiſſen will. So verfuhr er 
gegen den Humanitaire, die Fraternité, den Egalitaire. Er vertheidigte 
ſich mannhaft gegen die politiſchen Verdächtigungen des National und Ate⸗ 
lier, er wiederlegte die Anſchuldigungen eines Lamennais, Thoré, Arago, 
Cormenin зс. зс. In Toulouſe gewinnt er 1843, trotzdem daß die Regie⸗ 
rung ihm das Wort verbietet, den gegen die Kommuniſten ſchwebenden 
Prozeß. Außer den polemifchen Broſchüren veröffentlicht er „Zwölf Briefe 
eines Kommuniſten an einen Reformiſten über die Gemeinſchaft,“ „Der 
zum Kommuniſten gewordene Demokrat,“ „Kommuniſten⸗Propaganda“ und 
ſeit 1843 einen „Irariſchen Almanach,“ Berichte über den Prozeß Que⸗ 
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niſſet und den zu Toulouſe. Vorzüglich aber ſucht er, wie Weitling, die 
Rechtmäßigkeit des Kommunismus aus dem Chriſtenthum herzuleiten, ein 
vergebliches Bemühen, da die Nothwendigkeit einer auf gemeinſchaftlicher 
Produktion gegründeten Ordnung einzig aus ökonomiſchen Thatſachen be⸗ 
wiefen werden könnte. Ueber Cabets Perſönlichkeit berichtet der Verfaſſer 
der „Zwei Jahre in Paris:“ „Cabet iſt ganz Franzoſe, ein bejahrter Mann 
und noch feurig, wie ein Jüngling, mit einem freundlichen, geſcheidten, ja, 
ſchlauen und ſkeptiſchen Geſichte. Er macht ſich keine Illuſionen über die 
Schwierigkeit feiner Aufgabe, Alles zu monopoliſiren, zu konfisziren, zu 
adminiſtriren und ſodann den Ertrag gerecht zu verwenden, vorher aber 
jeden Einzelnen zur Erzeugung dieſes Ertrags anzuſtellen.“ 

Cabet beſitzt einen bedeutenden Einfluß auf einen großen Theil der 
franzöſiſchen Arbeiter, und es ſteht zu erwarten, daß er bei einer bevorſte⸗ 
henden Aenderung der Dinge eine anſehnlichere Rolle ſpielen wird, wenn 
er auch bisher, um jeden Konflikt möglichſt zu vermeiden, fortwährend den 
friedlichen Weg gepredigt hat. E. Weller. 


Korrespondenzen. 


(London, 18. Juni.) Die Parlamentsſitzung naht ihrem Schluß; 
die Mitglieder des Unterhauſes ſind theils wegen Vorbereitung der neuen 
Wahlen in ihre Städte und Grafſchaften abgereiſ't, theils treiben fie ſich 
faul und aller Debatten überdrüſſig in unſerer Hauptſtadt herum und er⸗ 
ſcheinen nur noch auf ihren Sitzen, wenn es etwa eine beſonders intereſ⸗ 
ſante Frage zu verhandeln gibt. Das Unterhaus hat jetzt in jeder 
Woche einige Mal ausgezählt werden müſſen, wobei es ſich ergab, daß 
nur 31, alſo nicht die beſchlußfähige Zahl von 40 Mitgliedern, anweſend 
waren. i 

Nur die letzten Sitzungen, in denen der Hume фе Antrag wegen der 
Intervention Englands in die inneren Angelegenheiten Portugals zur 
Sprache kam, waren wieder einigermaaßen zahlreich beſucht. Die That⸗ 
ſache der faktiſchen Einmiſchung war zwar nicht mehr zu ändern, über das 

iniſterium iſt aber dennoch ein ſo gründliches Verdammungsurtheil in 
dieſer Sache ausgeſprochen worden, daß es ſich jetzt doch etwas beſinnen 
würde, hätte es das Protokoll vom 21. Mai nach dieſer Debatte unter⸗ 
zeichnen ſollen. , 

Außer den flarren Anhängern des Whigminiſteriums, einer Anzahl 
von Krämern, Weinkaufleuten und Kapitaliſten, iſt das engliſche Volk ganz 
entſchieden gegen die von Palmerſton in ўсх auf Portugal befolgte Pos 
БЫ. Den Miniſtern wird mit Recht der Vorwurf gemacht, daß fie in 
feiger, jämmerlicher Nachgiebigkeit gegen die Wünſche der mit Donna Ma⸗ 

Das Weſtphäl. Dampfb. 47. VII. 27 
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ria verſchwägerten Victoria und im Intereſſe des Koburger Heirathskom⸗ 
toirs das Völkerrecht auf's Schmählichſte verletzt und das leidige Beiſpiel 
derjenigen Mächte nachgeahmt haben, die ſich im vorigen Jahrhundert un⸗ 
ter ähnlichem Vorwande in die innern Angelegenheiten Polens miſchten 
und ſo die Theilung und Zerſtückelung dieſes Reiches herbeiführten. 

Wenden wir jetzt unſern Blick von dem Parlament in London auf 
ein anderes Parlament, deſſen Verhandlungen nicht die äußern, rein poli⸗ 
tiſchen, ſondern die inneren Angelegenheiten des Landes — die Zuſtände 
der arbeitenden Klaſſen — zum Gegenſtande hatten. 

Dieſes Volks⸗Parlament — die Konferenz der National⸗Aſſoziation 
der Vereinigten Gewerke — (vergl. die vorige Korrespondenz a. London), 
eröffnete feine Sitzungen in Birmingham, am Pfingſtmontage (24. 
Mai). Zum Präſidenten wurde das radikale Parlamentsglied, T. S. Dun⸗ 
eombe, der die Sache des engliſchen Proletariats bisher mit unermüdlicher 
Energie verſochten hat, erwählt. 

Die in der National⸗Aſſoziation vereinigten Gewerke hatten 77 De⸗ 
putirte geſandt, denen ſich die 12 Mitglieder des Central⸗Ausſchuſſes an⸗ 
ſchloſſen. 

Nach einer mit lautem Beifall aufgenommenen Anrede des Vorſitzen⸗ 
den verlas der Sekretär des Ausſchuſſes den Jahresbericht, aus dem wir 
Folgendes hervorheben: 

Dieſer Verein der engliſchen Arbeiter zur Beſchützung ihrer Intereſ⸗ 
ſen gegenüber den Arbeitsherren und Kapitaliſten wurde im Juli 1845 er⸗ 
richtet. Seine Entſtehung verdankt er der Einſicht engliſcher Arbeiter, daß 
fie durch bloße Strikes (Arbeitseinſtellungen) der Bourgeoiſie gegenüber 
nur wenig ausrichten, ſo lange ſie getrennt, oder höchſtens in kleine Ge⸗ 
noſſenſchaften vereinigt, daſtehen. Sie begriffen, daß ſie aus ihrer Verein⸗ 
zelung heraustreten, ihre zerſplitterten Kräfte zuſammenfaſſen müßten, um 
durch gemeinſchaftliches Wirken, durch die praktiſche Ausführung des 
Grundſatzes: „Alle für Einen und Einer für Alle,“ dem ausbeutenden 
Mittelſtande erfolgreich die Spitze bieten zu können. Sie hatten im An⸗ 
fange mit Anfechtungen und Hinderniſſen aller Art zu kämpfen. Ihre Be⸗ 
ſtrebungen wurden als ungeſetzlich denunzirt, ihre Anſichten und Zwecke 
von den Gegnern in jeder Weiſe verdreht und namentlich von den Fabrik⸗ 
herren und ſonſtigen Arbeitgebern jedes Mittel theils der Ueberredung, 
theils der Einſchüchterung, Drohung und wirklichen Arbeitsauffündigung 
verſucht, um die engliſchen Arbeiter vom Anſchluß an die National⸗Aſſo⸗ 
ziation abzuhalten. Die letztere іЙ aber trotz aller Hinderniſſe, Anfein⸗ 
dungen und Kämpfe ſiegreich auf ihrer Bahn zur Befreiung der Arbeiter 
aus der Tyrannei der Kapitaliſten, reichen Meiſter und Fabrikherren fort⸗ 
geſchritten und befindet ſich (доп jetzt, nachdem fie noch nicht volle 2 Jahre 
beſteht, in der Lage, daß ſie ihre Mitglieder gegen die Bedrückungen, Lohn⸗ 
verkürzungen, Vermehrung der Arbeitsſtunden ohne Erhöhung des Lohnes, 
Bezahlung der Arbeiter in Waaren ſtatt in baarem Gelde ꝛc. wirkſam zu 
ſchützen vermag. 

Dieſe Aſſoziation engliſcher Arbeiter zählte, als die vorjährige Kon⸗ 
ferenz der Gewerke (am Pfingſt⸗Montage 1846) ſtattfand, 12,775 
Mitglieder; ſeit dieſer Zeit, alſo binnen Jahresfeiſt, iſt die Anzahl auf 
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36,137 geftiegen. Die eigentliche Stärke der Aſſoziation beruht auf den⸗ 
jenigen Mitgliedern, welche regelmäßig ihre Beiträge zahlen; es ſind ihrer 
Was hat dieſer Arbeiter⸗Verein im Laufe des Jahres zu Stande 
gebracht? й 

Er hat zuvörderſt durch Ausſendung von Emiffären in die bedeutend⸗ 
бей Induſtriebezirke feine Grundſätze verbreiten laſſen und auf dieſe Weiſe 
an 24,000 neue Mitglieder gewonnen. Durch die Vorleſungen jener Emif- 
ſäre vor Arbeiterverſammlungen wurden die wichtigſten Fragen über die 
jetzige Lage des Proletariats und die Mittel zur mehr oder minder ſchnel⸗ 
len, mehr oder weniger radikalen Umgeſtaltung der gegenwärtigen Geſell⸗ 
ſchaftezuſtände angeregt, erörtert und klar gemacht. 

Eine ungeheure Zahl von Arbeitern iſt dadurch zum Bewußtſein 162. 
rer Stellung, ihrer Ohnmacht als Einzelne, ihrer unwiderſtehlichen Ob⸗ 
macht in der Vereinigung und als Geſammtheit gelangt. 

Sodann hat die Aſſoziation eine Menge Streitigkeiten zwiſchen Ar⸗ 
beitsherren und Arbeitern geſchlichtet, hat die letzteren vor Lohnherabſetzun⸗ 
gen und andern Bedrückungen geſchützt, die erſteren zu einiger Gerechtigkeit 
gegen ihre Arbeiter gezwungen und diejenigen ihrer Mitglieder, — 122 an 
der Zahl — die wegen ihrer Theilnahme an dem Verein ihre Arbeit ver⸗ 
loren, in eigenen Werkſtätten und auf eigene Koſten beſchäftigt. 

Ihre geſammte Wirkſamkeit läßt ſich übrigens nicht an einzelnen Fäl⸗ 
len, Zahlen und Thatſachen nachweiſen. Schon der Umſtand, daß über 
30,000 Arbeiter wie Ein Mann daſtehen, hat die Arbeitsherren von der 
Begehung früherer Ungerechtigkeiten in bedeutendem Maaße zurückgeſchreckt. 
Die impoſante Macht einer ſolchen Arbeiter⸗Phalanx hat der Bourgeoiſie 
bereits eine heilſame Furcht eingeflößt. Nur noch ein Paar Jahre, und 
es wird wenig Arbeiter mehr in den Gewerken und Fabriken Englands 
und Schottlands geben, deren Namen nicht im großen Buche dieſer engli⸗ 
ſchen Proletarier⸗Aſſoziation verzeichnet wären. Dann aber werden ſich 
die Arbeiter nicht länger darauf beſchränken, blos eine Verkürzung des 
Lohnes abzuwehren oder hie und da eine kleine Erhöhung deſſelben zu er⸗ 
langen; ſie werden alsdann ganz andere Forderungen an die Bourgeoiſie 
ſtellen, und dieſe letztere wird unter ſolchen Umſtänden weder Muth noch 
Macht genug beſitzen, die Gewährung des Verlangten zu verweigern. 

Es würde uns zu weit führen, wollten wir auf den Bericht und die 
darauf folgenden Verhandlungen, ſo intereſſant ſie auch ſind, näher ein⸗ 
gehen. Wir bemerken daher ſchließlich nur noch, daß die Aſſoziation vom 
Juni 1846 bis Ende April 1847 faſt 28,000 Thlr. aus Beiträgen ihrer 
Mitglieder einnahm und an 22,000 Thlr. zu den obengedachten Zwecken 
verausgabte. Die Sitzungen dieſes Proletarier⸗Parlements dauerten 5 
Tage, täglich 7 bis 8 Stunden; Duncombe führte bis zum Schluß den 
Vorſitz. Nach Abmachung aller Geſchäfte und Vorſorge für eine noch 
kräftigere Organiſation des Vereins und ſeiner vollziehenden Behörde ver⸗ 
tagte ſich die Konferenz bis zum Pfingſtmontage nächſten Jahres. 
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(Pariſer Chronik.) Ich verfichere Sie aufrichtig, es widerſteht 
mir, Ihnen ſo viel Unangenehmes, ſo viel Gehäſſiges über die hieſigen 
Zuſtände ſchreiben zu müſſen. Um Alles in der Welt möchte ich nicht die 
ohnehin immer noch großen Vorurtheile gegen dieſe herrliche Nation der 
Franzoſen unterſtützen, und jedesmal und immer wieder die Unterſchiede 
zwiſchen der offiziellen, herrſchenden Klaſſe, der alle Vorwürfe gelten, 
und der unterdrückten, beherrſchten Klaſſe in Frankreich, der man kunter⸗ 
bunter dieſe Vorwürfe macht, hervorheben, iſt eben ſo langweilig, als es 
leider traurig iſt, dieſe Unterſchiede nicht als bekannt vorausſetzen zu dürfen. 
Laſſen Sie mich daher heute blos erzählen, die Facta uns die Perſonen, 
von denen ich zu reden habe, ſollen für ſich ſelber die Kategorie von Fran⸗ 
zoſen bezeichnen, der heute unmöglich unſere Sympathien gelten können... 
der hochmüthigen, ſchamloſen Parvenü-Klaſſe, die Anfangs nicht mehr blos 
glaubt, Alles thun zu dürfen, ſondern ihre Thaten auch furchtlos oder 
ſchamlos offen geſtehen und ſich proſtituiren zu können. — 

Ein franzöſiſcher General, Herr DepausEubiered, der unter Herrn 
Thiers Verwaltung Kriegsminiſter war, iſt vor den Gerichtshof von ſei⸗ 
nes Gleichen, vor den Pairsgerichtshof geladen. Warum? Weil er 
entweder ein Verläumder oder ein Preller iſt! Herr v. Cubiéères fol von 
einer Aktiengeſellſchaft eine Anzahl Aktien begehrt haben, um damit die 
Miniſter und diejenigen Beamten beſtechen zu können, von deren Votum 
die Ertheilung der Conceſſion abhing. Hr. v. Tubieres erhielt die Aktien 
auf ſeinen brieflich ausgedrückten Wunſch, indem er von den heutigen Mi⸗ 
niſtern ſagt, ſie wären habſüchtige, beſtechliche Menſchen (le gouvernement 
est dans des mains avides et corrompues) und es fragt ſich nun, wel⸗ 
ches Verbrechen er beging — ob er die Aktien für ſich behielt, ob er da⸗ 
mit die Miniſter beſtach, oder ob das Ganze nur eine pure Verläumdung 
iſt. Wie man von „Eingeweihten“ hört, ſoll die Pairskammer bei 
der Unterſuchung dieſer Sache auf ein ſolches Labyrinth von Schurkerei 
geſtoßen ſein, daß ſie kaum den Muth hat, die Sache öffentlich zu verhan⸗ 
deln, und daß ſich bis jetzt aller Streit der Mitglieder der Unterſuchungs⸗ 
kommiſſion darum dreht, ob dem Prozeß durch eine Ordonnance de non 
lieu ein Ende gemacht, oder ob mit ihm eine Reihe ſkandalöſer Prozeſſe (die 
an die Zeiten des berühmten Ouvrard und an die ſpaniſchen Lieferungs⸗ 
brut aus der Reſtauration erinnern) eröffnet werden ſoll. — Qui viva, 
verra 

Als ein Seitenſtück zu dieſem Skandal aus der Region der höchſten 
geſetzgebenden Körperſchaften, liefen die Wahlbeſtechungsprozeſſe Drouillard 
und Konſorten neben her, und die Entlaſſung dreier Miniſter, die nicht et⸗ 
wa wegen politiſcher Motive oder Intriguen, ſondern wegen der Beſchul⸗ 
digung der Verſchleuderung von Geldern, von Nepotismus und Stellen⸗ 
handel ſielen . ... drei Steine aus einem Bau, der nicht mehr einen 
einzigen verlieren kann, ohne ganz zuſammenzufallen. ö 

Nebenher, man möchte ſagen, um den Beweis zu liefern, wie ſich das 
Syſtem mit allen ſeinen Gemeinheiten ſelbſt bis in die Region der Un⸗ 
verantwortlichkeit verliert, wird ein Ordonnance⸗Offizier des Königs, der 
Sohn eines franzöſiſchen Generals, der im Ganzen etwa 30,000 Franken 
jährliche Rente hatte, beim Lanzknecht über falſchem Spielen ertappt, 
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und іЙ gezwungen, um den Skandal gerichtlicher Unterſuchung nicht bis 
in die Nähe des königlichen Prinzen zu ziehen, nach Amerika zu flüchten. 

Noch mehr: die offiziellen Journale finden ſich veranlaßt, einem Ge⸗ 
rüchte zu widerſprechen — als ſei der Herzog von Montpenſier von einem 
Generale der Artillerie, deſſen Hausfrieden er geſtört haben ſoll, geprügelt, 
und die Treppe hinab geworfen, — ſo daß der Privat⸗Skandal nur noch 
um eine einzige Stufe zu ſteigen hatte, um ſelbſt das einzige geſetzlich un⸗ 
antaſtbare Haupt in Frankreich zu erreichen! 

Ich [аде der Privatfeandal: denn ſelbſt das wichtigſte Ereigniß 
der allerjüngſten Tage, der Abfall Herrn v. Girardin's vom Miniſterium 
und deſſen Ladung vor die Schranken des Pairshofes, beruht auf weiter 
nichts, als auf einer einfachen Privatſpekulation; wie ich Ihnen dieſes 
alsbald zeigen werde. Ueberhaupt thut man wohl, alle Fragen der fran⸗ 
zöſtſchen äußeren und inneren Politik mittelſt der einfachen Anwendung der 
4 Spezies zu löſen, und dabei alle Erregungen des Herzens, alle allge⸗ 
meinen Geſichtspunkte, alle Abſtraktionen außer Acht zu laſſen: der echte 
Parvenü lacht Einem ohnehin in's Geſicht, wenn man ſeine Motive in ir⸗ 
gend etwas Anderm, als der platten Habſucht und Plusmacherei finden 
will; dafür, daß die Journaliſten dem Volke Sand in die Augen ſtreuen, 
und von patrie und gloire, von den grands inter&ts von der dignité de la 
nation und dergl. mehr reden — dafür werden ſie bezahlt; — denn 
ſie ſind alle zuſammen von der Reforme bis zu den Debats — die tu⸗ 
gendhaften Blätter wie den Siecle und jetzt auch la Presse eingerech⸗ 
net — wirkliche Parvenüs in ihren Träumen und wachenden Geſichten. — 

Kommen wir zu Hrn. Emil v. Girardin. Auf einmal, ohne daß es 
ein Menſch nur ahnt, unter dem Vorwande, den Fortſchritt auf das Sy⸗ 
Пет des Conſervativismus oder der „Doctrin“ zu pfropfen — fällt Herr 
von Girardin vom Miniſterium Guizot und der alten Majorität ab, be⸗ 
ſchuldigt ſeine alten Freunde und Gönner der Sterilität, der Untauglich⸗ 
keit, der Wortbrüchigkeit, der Beſtechlichkeit und der Beſtechung. Derſelbe 
Mann, der bisher jede Bewegung des alten Miniſteriums vertheidigte und 
muſterhaft fand, deſſen ganze Oppoſition niemals gegen die Miniſter, ſon⸗ 
dern immer nur gegen die miniſteriellen Organe, gegen die Epoque, den 
ehemaligen Globe und die Debats, als ſeine Konkurrenten gerich⸗ 
tet war, der nur darum Hrn. Molé und die ruſſiſche Allianz an die 
Spitze eines Programmes ſtellte, um eine journaliſtiſche Spezialität zu 
Markte zu bringen — derſelbe Mann ſtürzt ſich auf einmal mit ſolcher 
Gewalt in die Arme der Oppoſition, daß die Regierung gezwungen iſt, 
um den Choc deſto beſſer auszuhalten, ihn in einen wahrhaft unſinnigen 
Prozeß zu verwickeln. N 

einer ſeiner modernen Diatriben gegen das Miniſterium hatte nem⸗ 
lich Hr. v. Girardin unter anderm geſagt, es ſeien Verſprechungen 
von Sitzen in der Pairskammer um 80,000 Franken ver⸗ 
kauft worden. Der Vorwurf ging natürlich nur gegen das Miniſte⸗ 
rium: dieſes verkaufte die Verſprechungen oder ließ ſie, wie ſich zeigen 
wird, zu ſeinem Vortheile verkaufen —: iſt der Vorwurf alſo gegründet, 
dann trifft er Niemanden als die Miniſter, iſt er eine bloße Verläumdung, 
ſo ſind dadurch die Miniſter verläumdet, keineswegs aber die Pairskammer, 
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die ihre Mitglieder ja nicht ſelbſt ernennt. Es iſt daher offenbar, daß die 
Pairskammer zu den Verfolgungen Girardin's heimlich und durch alle nur 
erdenklichen Künſte beredet wurde — warum hatte ſie ſonſt faſt 3 Wochen 
nach dem Erſcheinen des inkriminirten Artikels gewartet, um ihre Verfol⸗ 
gungen zu beginnen? Das Miniſterium wälzte dadurch — allerdings nicht 
auf die honorabelſte Art, ſchwere Beſchuldigungen von ſich ab! 

Herr von Girardin war aber auf folgende Weiſe hinter das Faktum 
gekommen, das buchſtäblich wahr iſt. Bekanntlich gelang es ihm nach 
vielen Arbeiten, ſowohl die Anzahl der Abonnenten der „Debats“ im Aus⸗ 
lande zu verringern, (in Rußland und in Italien ſieht man heute überall 
die Preſſe, wo man ſonſt die Debats fand) als auch den Globe 
und die daraus hervorgehende Epoque zu zerſtören, und ſogar die letzte 
mit ihrem ganzen Apparate und allen ihren Abonnenten an ſich zu bringen. 
In dem Inventarium der Epoque fand Hr. v. Girardin auch unter ei⸗ 
ner Menge von Papieren, welche aufs unzweifelhafteſte die Subvention je⸗ 
nes Blattes durch das Miniſterium bewieſen, Briefe, aus denen hervor⸗ 
ging, daß man mehrere Kapitaliſten beſtimmt hatte, unter der Vorſpiege⸗ 
lung und dem Verſprechen, man habe über Sitze in der Pairskammer zu 
ihren Gunſten zu verfügen, Summen von 80,000 Franken in die Kaſſen der 
Epoque zu ſchießen, um die traurige Exiſtenz dieſes Blattes aufrecht zu 
erhalten. Das Geld wurde geſchoſſen — Beweis genug dafür, aus welch 
verläſſigem Munde das Verſprechen der Sitze in der Pairskammer gekom⸗ 
men fein mußte — aber das Verſprechen wurde trotzdem nicht gehalten.. 
Die Epoque ging unter, ohnerachtet der auf Umwegen gemachten Subven⸗ 
tion, und Hr. v. Girardin befindet ſich im Beſitze eines fürchterlichen Ge⸗ 
heimniſſes. — — Warum hat er nun dies Geheimniß nicht ſchon vor 3 
Monaten offenbart? Oder hat er vielleicht ſeitdem dem Miniſterium heim⸗ 
lich damit gedroht, um ihm dadurch allerlei Vortheile abzudringen? Und 
ſtehen vielleicht damit die Unterhandlungen in Verbindung, welche das Mi⸗ 
niſterium mit Hrn. v. Girardin wegen der Oberpoſtminiſterſtelle gepflogen 
haben ſoll? Jedenfalls iſt etwas der Art vorgefallen: denn nachdem Hr. 
von Girardin ganz mit dem Miniſterium gebrochen hatte, und dieſe Ge- 
rüchte alſo bodenlos erſchienen, ſtellt er auf einmal in der Preſſe eine 
Rechnung auf, durch die er beweiſ't, daß die Oberpoſtminiſterſtelle nur 
20,000 Franken pro Jahr abwerfe, während die Preſſe ihrem Redakteur 
mehr als das Doppelte einbringe! 

„Genug, Hr. v. Girardin war auf einen Schlag zum Feinde des Mi⸗ 
niſteriums geworden, und es galt, dem fpezififchen, privativen, pecuniären 
Grunde der Sache auf die Spur zu kommen — denn ſo viel war ſicher, 
einen andern hatte der ſpekulative Kopf nicht. 

Nun iſt aber die Geſchichte die: und daß Sie ſie in keinem franzö⸗ 
ſiſchen Journale finden, dies möge Ihnen außer meiner Verſiche⸗ 
rung für einen vollen Beweis der Wahrheit gelten, — ſo wie dafür, wie 
alle die Herren Bourgeois⸗Journaliſten aus demſelben Loche pfeifen. Hr. 
v. Girardin hatte nach dem Accapparemente der „Epoque“ und durch 
den plötzlich aus den Lüften gefallenen Glauben an die nahe Zukunft einer 
ruſſiſch⸗franzöſiſchen Allianz, ohngefähr 10,000 Abonnenten — eher mehr 
als weniger — gewonnen. Wie bekannt, gewinnen aber die franzöſiſchen 
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Journale der hohen Stempeltare wegen nicht an den Abonnements, (опе 
dern an den Annoncen — ſo daß, wenn die Annoncen nicht im Verhält⸗ 
niß mit den Abonnements ſteigen, mit Nothwendigkeit ein Verluſt eintritt. 
Dies war bei der Preſſe der Fall. Der Ertrag der Annoncen, der bisher 
300 — 340,000 Franken bei der Preſſe abwarf, erhob ſich kaum auf 
360,000 Frs., ſeit dem Zugang der neuen 10,000 Abonnenten, alſo zu 
einem ſo ſchreienden Mißverhältniß, daß durchſchnittlich ein Schaden von 
800 — 1000 Franken pr. Tag für die Eigenthümer der Preſſe erwuchs. 

Wie war dieſem Mißſtande abzuhelfen? Allein dadurch, daß die Pro⸗ 
duktionskoſten des Journals herabgedrückt würden. An Papier, Druck und 
Redaktionskoſten war nichts mehr zu erſparen; da die Konkurrenz dies Al⸗ 
les bereits aufs Minimum herabgedrückt hatte — blieb nichts als der 
Stempel übrig. Dieſen zu reduziren, ob ganz aufzuheben, bedurfte es ei⸗ 
nes Geſetzes — Hr. v. Girardin iſt ja ein mächtiger Deputirter — es 
fragte ſich alſo nur, ob er als Conſervativer eine ſolche Maaßregel vor⸗ 
ſchlagen und durchſetzen konnte, oder ob er hierzu von den Miniſtern ab⸗ 
fallen, gemeinſame Sache mit der Oppoſition machen, und einen Theil der 
Stimmen der alten Majorität für ſolch eine gänzlich farbloſe Maaßregel 
gewinnen mußte. Auch ſtand Hr. v. Girardin auf der Schwebe, was er 
thun ſollte —: eine einzige, freilich nicht unbedeutende Gunſtbezeugung des 
Miniſteriums, die den Schaden der „Preſſe“ balancirte, und der Ab⸗ 
trünnige war noch zu gewinnen — aber nein, der böſe Dämon flüſterte 
dem Miniſterium zu, dieſem Manne keinen Finger zu reichen, weil er dann 
den ganzen Arm verlange — der böſe Dämon fiegte, und Hr. v. Girar⸗ 
din ſchüttet jetzt das ganze Füllhorn aller miniſteriellen Konfidenzen ſeit 7 
Jahren aus — Ihr habt Euch einem allzuklugen Manne anvertraut, und 
das iſt immer gefährlich! — Zur ſelben Zeit, ohngefähr vor drittehalb 
Monaten gedachte Hr. Glais⸗Bizoin feine Poftreform in die Kammer zu 
bringen. Girardin verſprach dabei aus Leibeskräften zu helfen, wenn der 
Oppoſitionsdeputirte dagegen auch die Aufhebung der Stempeltaxe oder auch 
deren Reduktion zur ſeinigen machen würde. Der Plan wurde von den 
Parteien genehmigt, und wenn er auch ſcheiterte, doch meiſterhaft ausge⸗ 
führt. Hätte Girardin in der Poſtfrage geſiegt, er würde vielleicht wieder 
zum Miniſterium zurückgekehrt ſein — ſo aber unterlag er, und es war 
ſomit auch keine Hoffnung mehr für die Reduktion der Stempeltaxe. Jetzt 
galt es einen Krieg auf Tod und Leben — denn von einem neuen Mini⸗ 
ſterium, das Girardin gründen half, war zu erwarten, daß es in ſeine 
Pläne eingehen werde. Fragt ſich nun, ob die neueſten Erfolge Girardins, 
denn die Abſetzung der drei Miniſter iſt ſein Verdienſt, bereits das Zenith 
der Macht des Deputirten der Creuſe iſt, oder ob er jetzt erſt recht auf 
dem Wege zu ſeinem politiſchen Höhepunkt iſt? Bei der ſchwankenden 
Stellung des Miniſteriums ſcheint das Letzte wahrſcheinlich — aber gewiß 
iſt, daß der ihm an den Hals geworfene Prozeß den früher faſt verachte⸗ 
ten Mann populär machen wird. — 

So weit für heute die Privatſkandale. Aus den in Paris und Lon⸗ 
don vorgelegten Papieren werden Sie entnehmen, zu welch ſchlechtem Spiel, 
zu welch unwürdiger Rolle ſich die hieſige Regierung von England u. Por⸗ 
бара brauchen ließ: Frankreich hat dabei nur die Schande des ſchlechten 
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Willens, nicht einmal die zweideutige Ehre einer That! In Portugal 
hilft es eine Revolution unterdrücken, und einen Coburg beſchützen, in Ma⸗ 
drid iſt es ſtets bereit, eine Revolution anzuzetteln, um einen Coburg un⸗ 
möglich zu machen. 

Dies wäre das weſentlichſte, was ich auf der dürren Steppe der 
Politik in dieſem Monate zu berichten hätte.... Alles weniger als 
Ereigniß, denn als Symptom von Bedeutung, Alles Ballaſt des Schif⸗ 
fes, auf dem wir ſegeln: die Waare, die es eigentlich transportirt, iſt 
Contrebande — fie ій ſtrenge, ſtrenge verpönt: aber, wie Sie wiſſen, 
ſchmeckt ja die verbotene Frucht am Beſten. e 


(Paris, 8. Juli.) Der Prozeß des Generals Cubiè⸗ 

res und Konſorten vor der franzöſiſchen Pairskammer. 
Der General Depans⸗Cubieères, bekannt durch die Beſetzung von Ankona, 
war ſeit jener Epoche Kriegsminiſter unter der Präſidentſchaft des Herrn 
Thiers geweſen. Er war zugleich mit Herrn Thiers gefallen und beſchäf⸗ 
tigte ſich ſeitdem, außer den geringen Pflichten, die ihm als Pair von 
Frankreich oblagen, ausſchließlich mit der Vergrößerung ſeines Vermögens. 
Seit längerer Zeit war er Mitglied einer Geſellſchaft unter der Firma: 
Parmentier, Grillet und Comp., welche in Folge einer anno 1826 von 
der Regierung erhaltenen Konzeſſion ein Kohlenlager in Gouhenans, Des 
partement der Haute⸗Saone exploitirten. Während des Betriebs dieſer 
Unternehmung ſtieß man auf ein Steinſalzlager, und da nach den Beſtim⸗ 
mungen der franzöſiſchen Geſetze zur Ausbeutung deſſelben ebenfalls eine 
Konzeſſion nöthig war, ſo trachtete man dieſelbe zu erlangen. Doch wa⸗ 
ren gleich bei der Entdeckung die Lockungen des Gewinnes ſo groß, daß 
man das entdeckte Lager heimlicher Weiſe ausbeutete. Die Regierung 
wurde durch ihre Beamten von der ungeſetzlichen Ausbeutung in Kenntniß 
geſetzt, verfolgte die Kompagnie vor den Gerichten und es wurde ihr auch 
eine Entſchädigungsſumme von mehr als anderthalb Millionen zugeſprochen. 
Man ſah ſich daher genöthigt, vorderhand den Betrieb einzuſtellen und am 
1. Juli bei der Regierung um die neue Konzeſſion einzukommen. Damit 
aber die neue Kompagnie nicht alsbald von der Laſt der ausgeſprochenen 
Entſchädigungsſumme erdrückt würde, beſchloß man eine ganz neue Geſell⸗ 
ſchaft zu gründen, auf welche die Verpflichtungen der alten Geſellſchaft 
nicht übergingen. Die neuen Bittſteller gründeten nun ihre Anſprüche auf 
die Priorität ihrer Entdeckung ſo wie auf den Umſtand, daß das Kohlen⸗ 
lenlager, deſſen Ausbeutung bereits das Eigenthum der meiſten Aktionaire 
geworden war, über dem fraglichen Steinſalzlager gelegen ſei. Es iſt 
heut zu Tage ſchwer, irgend etwas, was man nicht gradezu auf dem Markte 
kaufen kann, anders als durch ſ. g. Protektion zu erhalten — namentlich 
aber in Frankreich iſt durch Protektionen im ganzen Umfange des Wortes 
— Alles zu erreichen. 
Es präſentirt ſich nun dem Staat eine Geſellſchaft mit einer Bitte, 
deren Gewährung Millionen werth iſt: dieſe Geſellſchaft präſentirt ſich un⸗ 
ter der Laſt zweier Vorwürfe, deren jeder allein ſchon genug ſein müßte, 
ihr Begehren abzuweiſen. 
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1. hat fie heimlicher und betrügeriſcher Weiſe bereits ein Privilegium 
exploitirt, das ihr noch nicht einmal geſetzlich übertragen war. 

2. hat ſie um der Zahlung einer Summe, zu der ſie ebenſo geſetzlich 
verurtheilt war, zu entgehen, ſich betrügeriſcher Weiſe zum Scheine in eine 
andere Geſellſchaft verwandelt. Hiezu kommt 

3. daß ſie, bereits im Beſitz eines ſehr ergiebigen Privilegiums, die 
Ausbeutung eines neuen füglich andern überlaſſen konnte. N 

Und trotz dreier ſo ſchlagender Gründe, trotz dem noch zwei andere 
Kompagnien ſich um dieſelbe Konzeſſion bewerben, wird dieſe dennoch der 
Geſellſchaft Parmentier (Cubières) und Comp. gegeben. 

Der Verdacht der Beſtechung, oder wie ſich Herr Guizot euphemiſtiſch 
ausdrückt, des abus des influences, des Mißbrauches, der mit dem Ein⸗ 
fluſſe der Stellung in der Geſellſchaft und des Reichthums getrieben wird, — 
liegt unter ſolchen Umſtänden nahe. Allein wer konnte es wagen, ihn 
auszuſprechen? Wer von allen denen, welche jetzt in Frankreich die Ge⸗ 
ſetze in höchſter Inſtanz zu handhaben berufen ſind, iſt ſo wenig kompro⸗ 
mittirt, fühlt ſich ſo rein von ähnlichen Vorwürfen, daß er es wagen 
durfte, ſie auszuſprechen? Das herrſchende Syſtem — es iſt wahr — 
bringt Beſtechung und Beſtechlichkeit als eine Nothwendigkeit mit ſich, und 
die jetzige Kammerſitzung hat bewieſen, daß man ſie auf jedem Schritte 
der Regierung Tag für Tag, Stunde für Stunde findet; es hat ſich her⸗ 
ausgeſtellt, daß die Korruption nicht nur überall beſteht und in alle Fu⸗ 
gen des Staates eingedrungen iſt, ſondern daß das herrſchende Bürgerre⸗ 
giment ſich nur durch Korruption, durch Zerſtörung aller Moral und 
jeglichen Gefühles der Rechtlichkeit halten kann. Das Mehr oder Weni⸗ 
ger, das Wahren der äußeren Formen, der Schicklichkeit und des Anſtan⸗ 
des im Betruge — dies allein unterſcheidet noch die Menſchen: wer 
durch Unvorſichtigkeit, Mangel an Geſchick oder gar durch Plumpheit und 
ärmliche Mittel die Strafgeſetze blosſtellt oder kompromittirt, den faſſen die 
Gerichte, den ſtrafen ſie; wer ſo gebildet, ſo reich, ſo vorſichtig war, daß er 
beſtochen und beſtechlich ſein konnte unter Formen, die dem groben Maaßſtabe 
der Juſtiz entgehen, der hat mit weiter nichts, als mit ſeinem Gewiſſen 
abzurechnen, und in Zeiten, wie in den unfrigen, abſolvirt dieſes ſehr leicht. 

Ein Fall iſt jedoch denkbar, wo aller Reichthum, alle Vorſicht, alle 
Maaßregeln des Anſtandes nichts nützen — der nemlich, daß ſich zwei 
ſolcher hochgeſtellten Exploitatoren auf ihren Wegen begegnen: und in einem 
ſolchen Falle zwingt das Intereſſe zum Verrath, und der Verrath die Ger 
richte wider Willen zum Einſchreiten. Dieſer Fall trat in der Cubiéres⸗ 
ſchen Angelegenheit ein. 

Nachdem nemlich die Konzeſſion durch Beſtechung (nehmen wir ſie 
einſtweilen als erwieſen an) erlangt war, und Parmentier daraus einen 
beträchtlichen Nutzen gezogen hatte, verſuchte er es durch Drohungen mit 
dem Verrathe der Beſtechung vom General Cubières, den man mit den 
zur Beſtechung nöthigen Geldern betraut hatte, bedeutende Summen zu er⸗ 
preſſen; als wollte der General noch beſonders erploitiren, faire chanter, 
wie man dies Manöver in der geſellſchaftlichen Gaunerſprache heißt — 
und da ſich der General dagegen wehrte, veröffentlichte Parmentier wäh⸗ 
rend eines gegen ihn anhängig gemachten Prozeſſes mehrere Briefe Cu⸗ 
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bières, welche die ſtattgehabten Beſtechungspläne erwieſen und unter denen 
der vom 14. Januar 1842 berühmt geworden iſt. Die Schlußworte: 
N’oubliez pas, mon cher Monsieur, que le gouvernement est dans des 
mains avides et corrompues; que la liberté de la presse court risque 
d’etre etranglee sans bruit l'un de ces jours, et que jamais le bon 
droit n’eut plus grand besoin de protection, find in Jedermann's 
Munde in Frankreich, und ſind ſeitdem auf eine furchtbare Weiſe für die 
Regierung in der Kammer ausgelegt und erwieſen worden. 

Kaum waren dieſe Briefe im Publikum, ſo bemächtigte ſich ihrer die 
Journaliſtik; der radilale Deputirte Cherbette brachte ſie in die Kammer, 
und der Miniſterrath, ohnedies unter der Laſt ähnlicher Beſchuldigungen 
ſeiner Mitglieder, mußte die Pairskammer gewiß wider Willen und nach 
ſchweren Kämpfen mit ſich ſelber autoriſiren, gegen Cubières und nöthigen⸗ 
falls gegen ſeine Mitſchuldigen einzuſchreiten. 

Einmal in den Händen der Juſtiz, und namentlich eines aus ſo vie⸗ 
len ungleichartigen Beſtandtheilen zuſammengeſetzten Gerichtshofes wie die 
Pairskammer, mußte die Unterſuchung mit Gewiſſenhaftigkeit geführt wer⸗ 
den — und man muß der Unterſuchungskommiſſion das Zeugniß geben, 
daß ſie gegen zwei ehemalige Miniſter und Pairs von Frankreich, ſo wie 
gegen zwei bedeutende Kapitaliſten wie gegen gewöhnliche Delinquenten 
verfuhr: ſie hat geſucht, überall geſucht, und hat ſich, ſo traurig die 
Hoffnung war, nicht geſcheut, auch zu finden; nur hat ſie einen fal⸗ 
ſchen Maaßſtab ihrer Unparteilichkeit darin angenommen, daß ſie die beiden 
beſchuldigten Banquiers nicht verhaften ließ, weil ſie die beiden beſchul⸗ 
digten Pairs nicht verhaften konnte — und wäbrend ich dies nieder⸗ 
ſchreibe erfahre ich, daß unter den 4 Schurken der ſchurkiſchſte — Pella⸗ 
pra — bereits die Flucht ergriffen hat! 

Die neue Geſellſchaft hatte ihr Kapital in hundert Aktien eingetheilt, 
von denen der General Cubières am Tage der Konzeſſion 7 beſaß, zu de⸗ 
nen ihm größtentheils Parmentier verholfen hatte: denn es lag auf der 
Hand, daß ein Mann, wie General Cubières, ehemaliger Miniſter und 
gegenwärtig Pair von Frankreich, der Kompagnie nur von Nutzen ſein 
konnte. Zudem beſaß Parmentier ohngefähr die Hälfte aller Aktien; von 
Cubières ſchädlicher Konkurrenz hatte er alſo nichts mehr zu fürchten: die 
beiden Geld⸗ und einflußreichen Perſonen begannen nun ihre Schritte zu 
thun. Sie ſtellten den 2 betreffenden Miniſtern ihre Angelegenheiten vor, 
und thaten, was man in ſolchen Fällen thut. Eines Tages aber, — wer 
kann Cubières Gründe zu dieſem Schritt errathen? — ſchreibt der Gene⸗ 
ral an Parmentier, es hätten ſich noch Konkurrenten produzirt, und um 
ſich in der Gunſt des Miniſters zu erhalten, bedürfe man ſeines Erach⸗ 
tens klingender Mittel. Die Korrespondenz umfaßt von jetzt an ausſchließ⸗ 
lich dieſen Gegenſtand. Man beſchäftigt ſich damit, das nöthige Geld zur 
Beſtechung aufzubringen, die Kompagnie verwandelt ihre Aktien in 525 
kleine Koupons, und man übergibt 25 davon dem General Cubieres und 
Parmentier mit der Beſtimmung ſich, derſelben zum Nutzen der Ge⸗ 
ſellſchaft zu bedienen, ohne daß Eubieres ſchuldig fein 
ſolle, über deren Verwendung Rechenſchaft abzulegen. 
Ueber den Sinn dieſer Beſtimmung iſt kein Zweifel möglich. 
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Doch ſtellte ſich ſpäter heraus, daß dieſe 25 Aktien nicht verkäuflich 
waren. denn (ўе waren nur perſönlich auf Cubières Namen ausgeſtellt, und 
es war nicht erſichtlich, daß ſie auf bie Salzlager⸗Exploitation radizirt 
waren. Von nun treten zwei neue Perſonen in den Korrespondenzen her⸗ 
vor — der ehemalige Miniſter der öffentlichen Arbeiten Herr Teſte und 
Henri. Allein Leu Pellapra, ein Kapitaliſt, deſſen Vermögen man auf 15 
Millionen ſchätzt, der faſt 20 Jahre lang Generaleinnehmer in Calnados 
war, und mit den bedeutendſten Häuſern Frankreichs und Belgiens ver⸗ 
wandt und verſchwägert iſt, Pellapra erſcheint in doppelter Eigenſchaft. 
Als angebliche Mittelsperſon zwiſchen Herrn Teſte und Cubières, dann als 
Negoziant der fraglichen Aktien und Darleiher von Vorſchüſſen an Par⸗ 
mentier zum Zweck der Beſtechung. Da man nemlich die 25 Aktien nicht 
verkaufen konnte, und Cubières den Parmentier immer ſtachelte, um Geld 
zu bekommen, weil man auch ihn zur Zahlung der verſprochenen Geſchenke 
zwänge, fo überließ man dieſe erſtlich dem General Cubières zum Betrage 
von 100,000 Franken, welche Summe er jedoch als Depoſitar behalten 
und zu bewußtem Gebrauch verwenden ſollte, und zweitens verkauften 
Herr und Madame Parmentier auf Wiederkauf an Pellapra 25 ih⸗ 
nen eigenthümlich zugehörende Aktien ebenfalls um 100,000 Fr. Auch dieſe 
Summe wurde angeblich bei Cubières zu demſelben Zwecke deponirt. Man 
bemerkt hierbei, daß auf einmal 200,000 Franken baares Geld von der 
Kompagnie geſchaffen wurden, sans bourse delier, denn nach Allem, was 
man aus den ſaiſirten Papieren erſieht, iſt kaum ein Sou von den zweiten 
100,000 Franken jemals wirklich geſchoſſen worden. Pellapra und бцбіёг 
res dagegen waren auf einmal Gläubiger der Geſellſchaft von 200,000 
Franken, und es ſtand dahin, ob ſie das Geld wirklich zu Beſtechungen 
verwandten. 

Verſprochen haben ſie ohne Zweifel. Allein es iſt mehr als wahr⸗ 
ſcheinlich, daß ſie Herrn Teſte beſtändig mit Verſprechungen hingehalten 
haben, und daß ſie ihm, als einmal die Konzeſſion gegeben war, nichts 
verabfolgten. Allein Herr Teſte- glaubte an die Verſprechungen. Sein 
ganzes Verfahren während der Jahr und Tag dauernden Verhandlung 
über die Konzeſſion beweiſt dies. Er ſtimulirte die Bericht erſtattenden 
Behörden, er gerieth darüber mit dem Finanzminiſter in Konflikte, er zeigte 
dabei eine Leidenſchaftlichkeit, die nur das liebe Geld erklärt, er zog die 
Sache hinaus, wenn ihn ſein Amt auf Reiſen rief, er betrieb ſie mit höch⸗ 
ſtem Eifer, ſobald er zurückkam, er gab Cubières Intriguen an die Hand, 
und als die Konzeſſion ertheilt worden war, benachrichtigt er den General 
davon in höchſter Eile. Cubierés ſchreibt bei dieſer erfreulichen Gelegen⸗ 

eit an Parmentier: der alte Roy (der ehemalige, jüngſt geſtorbene Mini⸗ 
ſer) war grade bei mir, als das Billet von Teſte kam, mais il n’yenten- 
dait pas malice, er erkannte darin nicht die Spitzbüberei. Und nun be⸗ 
trachten wir die Perſonen und ihre Intereſſen genauer. 

1. Teſte leugnete. Seine Stellung iſt die einfachſte; er wurde be⸗ 
ſtochen, um die Schwierigkeiten en dernier ressort zu löſen, welche die 
Konzeſſionaire bei ihrer Bitte erwarten mußten; oder er wurde nicht be⸗ 
ſtochen und that aus perſönlichen Rückſichten, was er that. 

2. Eubieres gibt zu, daß er den Plan gefaßt hatte, durch Beſte⸗ 
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chung zum Ziele zu kommen. Er habe jedoch dieſen Plan wieder aufges 
geben, und niemals habe er Herrn Teſte irgend eine ſchändliche Zumu⸗ 
thung wirklich gemacht. In dieſem Falle mußte er beweiſen, daß er alles 
Geld, was er für die 2mal 25 Aktien erhielt, auch ohne den geringſten 
Rückhalt wieder aus Händen gab. Von den erſten 25 Aktien iſt dies er⸗ 
wieſen — er gab бе an den Verwalter der Geſellſchaft halb gezwungen zu⸗ 
rück, und, von Cubières mit Verrath bedroht, dechargirte er auch ſpäter 
Parmentier wieder gegen Pellapra wegen des Wiederverkaufs, er blieb 
aber in ſeiner ſpäteren Korrespondenz darauf beſtehen, er habe ſchwere 
Ausgaben für die Geſellſchaft gehabt, wofür er ſich den Ver⸗ 
50 на Kohlen aus den Minen der Kompagnie in Paris vorbehielt. 
der i 

3. wahr, was Parmentier ſagt, daß er niemals an die Beſte⸗ 
chung geglaubt, daß er dieſelbe nur für eine Vorſpiegelung Cubieres hielt, 
um Geld von ihm und der Kompagnie zu erpreſſen? Es ſcheint vielmehr 
ſo, daß Parmentier eine Zeit lang daran glaubte, und Alles mögliche 
that, um deren Reſultate zu ſichern. Als dieſe durch die ertheilte Kon⸗ 
zeſſion unumſtößlich waren, erdachte er den Plan, die Korruptionsverſuche 
als erlogen zu betragen und darzuſtellen, und mit der Drohung dieſer öf⸗ 
fentlichen Darſtellung von Cubières Geld zu erpreſſen. Endlich 
4.̃. leugnet auch Pellapra ſowohl die von ihm ausgegangenen Beſte⸗ 
chungsverſuche, als auch die Beſchwindelung der Kompagnie. Dieſer 
ſcheint unter allen der größte Betrüger, und es war daher klug, daß er 
ſich aus dem Staube machte. Er hat a, Teſte beſtochen oder zu beſtechen 
verſucht, aber nicht mit allen von ihm als hierzu verwendet angegebenen 
Summen, er hat dann b, mit Eubieres den Parmentier und Comp. end⸗ 
lich с, den General Cubiéres ſelber geprellt. 

Ein zweiter Artikel nach vollendeter Prozedur wird volles Licht 
auf die Sache werfen. — — — 


(Brüſſel, 20. Juni.) Der für Belgien fo wichtige Tag, der 8. 
Juni, an dem die Wahlen für die ausſcheidende Hälfte der Repräſentan⸗ 
ten und der abtretenden Senatoren, ſo wie der wegen vermehrter Bevölke⸗ 
rung nothwendig gewordenen neuen Repräſentanten und Senatoren ſtatt⸗ 
fand, hat mit einem glänzenden Siege für die liberale Partei geendigt. 
Dieſe war bisher in der Repräſentantenkammer Minorität; der 8. Juni 
iſt für ſie ſo günſtig ausgefallen, daß ſie jetzt in der Repräſentantenkam⸗ 
mer wenigſtens ebenſo viel Stimmen zählt, als die klerikale oder katho⸗ 
liſche Partei und im Senat auf mindeſtens 22 Stimmen rechnen kann. 
Von den 60 am 8. Juni erwähnten Repräſentanten ſind 36 entſchieden 
liberal. In Gent hat die klerikale Partei eine vollſtändige und unerwar⸗ 
tete Niederlage erlitten; an Orten, wie Brüſſel und Verviers haben ſogar 
die Jung⸗Liberalen oder Demokraten einen entſchiedenen Sieg errungen. 

Das Miniſterium de Theux, deſſen Mitglieder ſämmtlich der klerika⸗ 
len Pärtei angehören und bisher im Intereſſe der Geiſtlichkeit, d. h. der 
Biſchöfe und Jeſuiten, fo wie der großen Grundbeſitzer die Angelegenhei⸗ 
ten des Landes verwaltet und eine reaktionäre Maaßregel nach der andern 
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vorgeſchlagen, durchgeführt oder durchzuführen verſucht haben, iſt nicht län⸗ 
ger im Stande, vor der ſonnenklaren Wahrheit, daß die Wähler des Lan⸗ 
des das bisherige Syſtem verurtheilt haben, die Augen zu verſchließen. 
Es hat Alles aufgeboten: Orden, Beſtechungen, Drohungen, den ganzen 
Einfluß der Pfaffen, die mit Himmel und Hölle manövriren, im Beicht⸗ 
ſtuhl wie in den Familien überreden, gewinnen oder einſchüchtern mußten; 
es hat es weder an baarem Gelde, noch an Verſprechungen fehlen Yaffen: 
gleichwohl waren ſeine Bemühungen, abermals eine Majorität für ſich zu 
erlangen, fruchtlos. Drum hat es ſich zum Rücktritt entſchloſſen. Wann 
dieſer aber erfolzen und aus welchen Perſonen das neue Kabinet zuſam⸗ 
mengeſetzt fein wird, iſt noch ganz im Dunkeln. Bei der jeſuitiſchen Pfif⸗ 
figfeit der gegenwärtigen Miniſter läßt ſich erwarten, daß fie ihren Nach⸗ 
folgern fo viel Schwierigkeiten als immer möglich bereiten und alle Intri⸗ 
guen aufbieten werden, um immer noch einen Fuß in der Adminiſtration 
zu behalten. Die Kammern treten, wenn nicht ihre außerordentliche Ein⸗ 
berufung erfolgt, im Novbr. zuſammen. Bleiben die jetzigen Miniſter bis 
dahin im Amte und treten ſie erſt nach einem entſcheidenden Mißtrauens⸗ 
Votum der Repräſentanten zurück, ſo hat das neue Kabinet den Nachtheil, 
daß es für die Seſſion nicht die nöthigen Vorarbeiten machen gekonnt, 
und daß einige Monate lang die Kammer ihre Zeit, und das Land eine 
bedeutende Summe an unnützen Diäten verliert. De Theux und Malou 
ſind dafür, daß die Miniſter bis zum Novbr. auf ihrem Poſten bleiben; 
andere ihrer Kollegen, wie Dechamps und General Priſſe, ſtimmen für zei⸗ 
tigeren Rücktritt, da ſie im Hintergrunde den Wunſch hegen, im Fall ei⸗ 
nes gemiſchten Miniſteriums ein Portefeuille zu behalten. Dieſe letztere 
Hoffnung dürfte ihnen aber zu Waſſer werden. Daß unter 6 Wochen 
kein neues Miniſterium zu Stande kommt, dafür bürgt ſchon der Umſtand, 
daß Malou nach Ablauf dieſer Friſt 2 Jahre lang Miniſter iſt und als 
ſolcher auf eine jährliche Penſion von 6000 Frs. Anſpruch hat. Dieſes 
Sümmchen wird die klerikale Partei ihrem getreuen Kämpfer nicht entge⸗ 
en laſſen. 

! Inzwiſchen find vom Schloſſe aus ſchon Unterhändler an einige Kam⸗ 
mermitglieder abgeſandt worden, um zu hören, welche Bedingungen fle für 
den Eintritt in ein neues Kabinet aufſtellen. So z. B. dieſer Tage an 
Hrn. Liedts, einen Halbliberalen, Gouverneur von Brabant und Präſident 
der Repräſentanten⸗Kammer in der verfloſſenen Seſſion. Er hat dem Ver⸗ 
trauten des königlichen Pallaſtes geantwortet, daß er einem Miniſterium 
ſich nur in dem Falle als Mitglied anſchließen könne, wenn als erſte und 
unerläßlichſte Bedingung die Abſetzung der fünf ganz entſchieden zur kleri⸗ 
kalen Partei gehörigen Gouverneure von der Krone bewilligt werde. Wenn 
dies ſchon ein Halbliberaler verlangt, ſo läßt ſich denken, daß ein wirklich 
a Miniſterium noch viel mehr auf dieſer Eingangsforderung befte- 

wird. 

Was gehen aber alle dieſe Wahlkämpfe, Miniſterveränderungen, Par⸗ 
tei⸗ Siege und -Niederlagen den Proletarier an? Sind es nicht eben 
ausſchließlich nur die Intereſſen der Bourgeoiſie, um die es ſich recht eis 
gentlich handelt? Wird durch ein liberales Miniſterium das Brod wohl⸗ 
ſeiler, der Lohn höher, die Lage der arbeitenden Klaſſen erträglicher? 
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Auf ſolche Fragen des Proletariers muß geantwortet werden: Zu⸗ 
nächſt handelt es ſich allerdings um den Sieg und das Intereſſe der Bour⸗ 
весціе. Allein fo lange die letztere nicht alleinherrſchend und entſcheidend 
daſteht, ſo lange ſie nicht die retrograde und himmliſche Partei des großen 
Grundbeſitzes und der Geiſtlichkeit unter ihre Füße gebeugt und die Macht 
des Kapitals und der freien Konkurrenz wenigſtens im Innern des Landes 
nach allen Seiten hin feſtgegründet hat: ſo lange werden auch die arbei⸗ 
tenden, die beſitzloſen Klaſſen nicht dazu gelangen, ſich insgeſammt die 
Hand zu reichen und mit gemeinſamer Kraft und Anſtrengung die Grund⸗ 
lage der bürgerlichen Geſellſchaft umzugeſtalten. Erſt muß jede andere 
Klaſſe vom Kampfplatz entfernt werden und nur die Bourgeoiſie als ent⸗ 
ſchiedene und letzte Feindin daſtehen, ehe ſich die Proletarier als Klaſſe zu 
vereinigen, durch ihre enge Verbrüderung unter einander die Herrſchaft der 
Mittelklaſſe zu ſtürzen und eine neue Geſellſchaftsordnung zu errichten ver- 
mögen. Mit dem Siege des Proletariers aber, dieſer letzten Klaſſe, die 
ſich frei machen wird und muß, hört zugleich für immer aller Stände⸗ 
und Klaſſen⸗Unterſchied vollſtändig auf. Die unbeſtrittene Herrſchaft der 
Bourgeoiſie iſt zugleich der ſichere Anfang ihres baldigen Endes. Jede 
beſondere Geſtaltung der Produktionsweiſe, mit andern Worten, jede бег 
ſondere Art des Privateigenthums, hat ihre Periode zu durchlaufen gehabt, 
ehe eine Umänderung im Ganzen und Großen eintrat. Je weiter in der 
Geſchichte zurück, deſto länger jene Perioden; je näher der Neuzeit, deſto 
kürzer und deſto ſchneller zurückgelegt. Die Bourgeoiſie, der Ausdruck für 
die letzte Art des Privateigenthums, kann daher unmöglich auf lange Dauer 
rechnen. Sie ſelbſt muß aber erſt alle Schranken, alle Hinderniſſe vor ſich 
niedergeworfen haben, ehe ihr gründlich zu Leibe gerückt werden kann. 
Der Kampf iſt nur dann ſicher und ſchnell zu Ende zu führen, wenn er 
zwiſchen zwei beſtimmten Klaſſen vor ſich geht, wenn alle andere ſtörende, 
ablenkende und aufhaltende Elemente beſeitigt ſind. Und zur Erreichung 
dieſes Zieles haben die Wahlen dieſes Monats eben ihren Theil beige⸗ 
tragen. Es kommt hinzu, daß die liberale Partei ſelbſt eine zwiefache iſt: 
Die Alten und die Jungen oder Doktrinärs und Demokraten. Unter den 
jungen Liberalen befinden ſich freilich nicht wenige Männer von 60 — 70 
Jahren und darüber. Das Wort „Jung“ bezeichnet hier alſo das Friſche, 
Kräftige, Vorwärtstreibende. Nun haben grade die Demokraten, nament⸗ 
lich hier in der Hauptſtadt, wie in Lüttich und Verviers, den Sieg des 
Liberalismus gegen den Klerus und die Ariſtokratie durchgeſetzt. Sie find 
es ferner, die jedes liberale Miniſterium, wie doktrinär es auch ſein mag, 
zu Konzeſſionen oder zur Niederlegung ſeiner Stellen zwingen werden. 
Man wird von jetzt an nicht umhin können, ſich mit dem Artikel des vom 
erſten liberalen Kongreß aufgeſtellten Programms, das auf Maaßregeln zur 
Verbeſſerung der Lage der Proletarier dringt, zu beſchäftigen. Damit wird 
materiell den arbeitenden Klaſſen verzweifelt wenig geholfen; darauf kommt 
es aber vorläufig nicht an, ſondern auf die Folgen dieſer neuen Bewegung, 
die das Proletariat nothwendig veranlaſſen werden, die ihm von der Bour⸗ 
geoiſie gebotene Scheinhülfe durch Organiſation und Vorbereitung der Mit⸗ 
tel zur wirklichen Abhülfe ſeiner Leiden aus dem Wege zu räumen. 

In der letzten Hälfte des vorigen Monats kam es in Folge der 
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furchtbar⸗hohen Lebensmittelpreiſe an mehreren Orten Belgiens zu einem 
zweiten Ausbruch von Volksunruhen. Am ernſtlichſten waren ſie in Gent. 
Sie dauerten daſelbſt 2 Tage; über 60 Bäckerläden wurden geplündert. 
Garniſon und Bürgermilitair vereint wurden natürlich der in keiner Art 
organifirten Volkshaufen ſchließlich Meiſter. Mehrere Hundert Arbeiter 
ſind verhaftet worden. Daß die Verurtheilten aber nicht wie Sklaven 
oder Vieh Prügel zudiktirt bekommen, daß ſie nicht von Stockknechten auf 
Prügelmaſchinen oder Schütten von Stroh durchgehauen und ſelbſt bei der 
Beſtrafung noch ein klein wenig als Menſchen betrachtet werden, das 
brauche ich wohl kaum zu bemerken, das verſteht ſich in einem Lande, wo 
die Beſtialität einigermaaßen überwunden und auch nur ein ſchwaches Ge⸗ 
fühl von Menſchenwürde in den Herzen der Bewohner vorhanden iſt, ganz 
von ſelbſt. Der Aufſtand von Gent hat das Gute gehabt, daß er vielen 
Tauſenden von Arbeitern wieder zu einem Stück Brod verholfen hat, das 
ſie nicht mehr aufzutreiben vermochten. Die großen Baumwollfabrikanten 
jener Stadt drangen in die Regierung, ihnen 3 Monate lang wöchentlich 
für 150,000 Frs. ihre Fabrikate zur Ausfuhr nach fremden Märkten 
abzukaufen; unter dieſer Garantie wollten ſie den brodloſen Arbeitern Be⸗ 
ſchäftigung geben. Sollte nicht bald ein noch viel ernſtlicherer Aufſtand 
losbrechen, ſo mußte die Regierung wohl oder übel die Unterſtützung ge⸗ 
währen. Sie that es unter der Bedingung, daß der etwaige Verluſt beim 
Verkauf der Fabrikate zur Hälfte von ihr ſelbſt, zur andern Hälfte von 
der Stadt Gent getragen werde. Die Arbeiter erklären jetzt laut, daß 
ein Aufſtand doch beſſer ſei, als geduldig zu verhungern. Mittelſt deſſel⸗ 
ben hätten ſie doch wieder Arbeit und einiges Brod erlangt, ohne ihn 
hätte man ſich um ihr Leben oder Sterben nicht einen Deut gekümmert. 

Seit einigen Tagen hat der dritte Akt der belgiſchen Brodtumulte be⸗ 
gonnen: in Tongern, wo Blut gefloſſen, in Antwerpen und Oſtende, ohne 
der kleineren Vorfälle an andern Orten zu gedenken. Die Zufuhr von 
Getreide, Mehl und andern Lebensmitteln war fortwährend groß; trotzdem 
nur ein paar Tage niedrige Preiſe, im übrigen noch höheres Steigen der⸗ 
ſelben als früher. Die Kornſpekulanten und die größeren oder kleineren 
Produzenten haben in einem Jahre wie 1847, in einer auf freie Konkur⸗ 
renz und die Herrſchaft des Privateigenthums in ſeiner modernſten Aus⸗ 
bildung begründeten Ordnung freies Spiel und halten die Lebensfäden der 
beſitzloſen Klaſſen in ſo weit in ihrer Hand, als nicht von der Regierung 
eingeſchritten wird — was aber nur durch Beeinträchtigung des Privat⸗ 
eigenthums ſelbſt und der ganzen Grundlage der jetzigen Geſellſchaft, alſo 
durch den thatſächlichen Widerſpruch mit ihren eigenen Prinzipien geſche⸗ 
hen kann. 

Hier in Brüſſel täglich Verhaftungen von großen und kleinen Bettler⸗ 
Schaaren, Unterbringung derſelben in Bettler⸗Depots з, зс. Trotzdem 
täglich mehr Bettler; alle 10 Schritt ſtreckt ſich die dürre Hand eines 
Weibes oder Kindes dem Vorübergehenden zum Empfange eines Almoſens 
entgegen. Werden heute 100 aufgegriffen und auf öffentliche Koſten ver⸗ 
ſorgt oder in die Heimath zurückgeſchafft, ſo ſind ſchon den andern Mor⸗ 
gen 200 an deren Stelle getreten. Namentlich ій es Oſt⸗ und Weſtflan⸗ 
dern, von woher immer neue Haufen nach der Hauptſtadt ſtrömen. Die 
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zweimalige, jedesmal Wochenlang fortgeſetzte Aufſtellung von Polizei und 
Gensdarmen an den Thoren zur Abweiſung der bettelnden Eindringlinge 
hat ſich als völlig unnütz erwieſen. 

Zum Schluß will ich noch des neuen Bauwerkes erwähnen, das un⸗ 
ter dem Namen „die Gallerien St. Hubert“ eine der erſten Zierden der 
Hauptſtadt iſt. Heute Mittag findet die Einweihung ſtatt. Paris ſoll in 
dieſer Art Nichts aufzuweiſen haben, was ſich dieſen „Gallerien“ an die 
Seite ſtellen könnte. Schon fangen die dort in Unzahl vorhandenen 942 
den an, von den Miethern bezogen zu werden. Binnen Kurzem wird hier 
All⸗s vereinigt fein, was bis jetzt an Luxus und Pracht aufzutreiben iſt. 
Am Frontiſpiz erblickt man in goldenen Buchſtaben die lateiniſche Inſchrift: 
Omnibus omnia — Alles für Alle; Alle haben gleichmäßig ein Recht auf 
Alles, was in der Geſellſchaft produzirt wird. Das klingt freilich gar 
nicht als eine von Bourgeois gewählte Inſchrift; das ſchmeckt nach Kom- 
munismus, hört man Viele ausrufen. Nun, die Geſellſchaft von Kapita⸗ 
liſten, welche dieſe Gallerien haben bauen und ſich von der Stadt 3 ½ 
pCt. Intereſſen garantiren laſſen, denken auch gar nicht daran, aus ihrer 
Inſchrift Ernſt zu machen. Iſt doch die Inſchrift lateiniſch und dem Volke 
überſetzte ſie dieſelbe: Jeglicher kann Jegliches haben — wofern er nur 
das nöthige Geld beſitzt. — 


5 (Zürich, den 30. Juni.) In wenigen Tagen wird die Tag⸗ 
ſatzung zu Bern eröffnet und damit werden zugleich die Wogen des poli⸗ 
tiſchen Lebens, deſſen Oberfläche gegenwärtig nur leicht gekräuſelt ſcheint, 
wieder mächtig anſchwellen. Für den Augenblick iſt Alles ſtill. Nur die 
Note des franzöſiſchen Geſandten Bois le Comte, des Holzgrafen, wie ihn 
das Volk hier nennt, an den Bundespräſidenten Ochſenbein unterbrach die 
Stille und erregte eine gewaltige Indignation. Man weiß aber auch wirk⸗ 
lich nicht, ſoll man ſich mehr über die Inſolenz oder die Abſurdität dieſer 
Note wundern, welche nach der Julirevolution, nach den Vorgängen in 
Polen, Belgien, Spanien, Krakau ſich auf die Wiener Verträge beruft und 
in dem arroganteſten Schulmeiſtertone die Schweiz mit franzöſiſcher (!) 
Intervention bedroht, wenn eine Bundesreform beliebt würde, welche den 
Beſtand der in jenen Verträgen einzig anerkannten ſouveränen 22 Kantone 
gefährdete. Die angeblich befürchtete „Verletzung der Perſon und des Ei⸗ 
genthums franz. Bürger in der Schweiz“ war offenbar ein bei den Haa⸗ 
xen herbeigezogener Vorwand. Hr. Bois le Comte, der Holzgraf, iſt ein 
Jeſuitenzögling und ſteht mit den Führern der Jeſuitenpartei in den Ur⸗ 
kantonen auf ganz beſonders freundſchaftlichem Fuße; daraus läßt ſich ei⸗ 
nigermaßen die Sprache ſeiner Note erklären, die man nicht einmal Oe⸗ 
ſterreich verzeihen würde. Die ganze liberale Schweiz legte entrüſtet Pro⸗ 
teſt ein gegen dieſe Mißachtung ihrer Souverainetät und ihres gegenwär⸗ 
tigen Oberhaubtes, welches ſeinerſeits die Note einfach und entſchieden als 
einen Uebergriff abwies. Sie hatte die Genugthuung, daß die Oppoſition 
der franzöſiſchen Kammer ihre Entrüſtung theilte und Hrn. Guizot (wegen 
der Vorgänge in der Schweiz und in Portugal) mit den heftigſten Vor⸗ 
würfen überſchüttete. „Wenn ihr die Legitimität vertheidigen wollt, ruſt 
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Ledru Rollin, fo ſehe ich keinen Grund, warum der Herzog v. Orleans 
auf dem Thron von Frankreich ſitzt. Ihr wagt es, zu interveniren, ihr, 
die aus der Julirevolution hervorgegangenen Miniſten“ — — „Sie find 
es nicht mehr, unterbricht ihn Luneau, das iſt ein Miniſterium von Rene⸗ 
gaten.“ „So etwas kann man ſich nicht gefallen laſſen, ruft Guizot zor⸗ 
nig, zur Ordnung!“ „Gut denn, ſagt Odilon Barrot, erhebt den Ruf 
zur Ordnung, wenn ihr es wagt!“ Hr. Guizot wagte es nicht; ſeine 
Beredtſamkeit ſogar verließ ihn, er war matt nach dem Zeugniß aller 
Blätter; dem „National“ kam er vor, wie „ein Schlangenkopf auf dem 
Körper eines alten Haſen.“ Uebrigens desavouirte er den hölzernen Gra⸗ 
fen vollſtändig; die Note ſolle weiter nichts beſagen, als daß Frankreich 
ſich das Recht vorbehalte, zu prüfen und dann — ſeine Meinung abzu⸗ 
geben. Das wird ihm freilich Niemand wehren; das hätte man aber auch 
auf eine höflichere und ſchicklichere Weiſe ausſprechen können. Die liberale 
Schweiz kann mit dieſer Genugthuung ſchon zufrieden ſein. Die Jeſui⸗ 
tenpartei hat ſich aber vollſtändig dadurch gebrandmarkt, daß ſie aus Haß 
gegen die Perſon dieſe Verletzung des Staatsoberhaubtes guthieß und ſie 
ſchadenfroh bejubelte. Eine ſolche Verläugnung alles Patriotismus verzeiht 
der Schweizer am Wenigſten; wenn er auch vielleicht die Fremden nicht 
haßt, ſo kann er doch ihre Einmiſchung in ſeine Angelegenheiten entſchie⸗ 
den nicht leiden. Dieſe unpatriotiſche Taktloſigkeit der Jeſuitenführer wird 
Manchem die Augen öffnen, der ihnen bisher blind gefolgt iſt. Mit Recht 
heben es die liberalen und radikalen Blätter hervor, daß ihre Parteien ſich 
ſo etwas nie haben zu Schulden kommen laſſen, nicht einmal als Sieg⸗ 
wart Müller Bundespräſident war. „Und doch, ſetzen fie hinzu, ver ach- 
ten wir Siegwart in tiefſter Seele, während die Sonderbündler den Och⸗ 
ſenbein höchſtens haſſen können.“ So iſt es; man kann Ochſenbein als 
politiſchen Gegner, als Freiſchaaren⸗-General haſſen; feine Ehrenhaftigkeit 
aber iſt unbezweifelt, während Hr. Siegwart, der Apoſtat, ſchwerlich Je⸗ 
manden findet, der für die ſeinige eine Lanze brechen möchte. Wer kann 
einen Apoſtaten achten, der plötzlich ohne alle inneren, aber mit deſto mehr 
äußeren Motiven ſeine Farbe wechſelt und ſeine früheren Ueberzeugungen 
nicht nur verläugnet, ſondern auch fanatiſch begeifert, wie Siegwart und 
Baumgärtner von St. Gallen? Dazu hat ſich Siegwart mit Leib und 
Seele den Jeſuiten verſchrieben, während z. B. Bernhard Meyer und an⸗ 
dere Altluzerner (Siegwart iſt aus Uri) ſich lange gegen ihre Berufung 
ſträubten und nur gezwungen dem Andringen Leu's von Eberſol nachga⸗ 
ben, um nicht ihre Seſſel zu verlieren. Nachher freilich mußten ſie ſich 
ebenſo jeſuitenfreundlich gebehrden, wie das fanatifirte Volk; die frommen 
Väter Jeſu dulden in ihrem Dienſte keine Lauheit und Halbheit und was 
ren und ſind in den Urkantonen mächtig genug, um Jeden bei'm Volke zu 
diskreditiren. — бай noch mehr, als der franzöſiſche Geſandte, hat der 
liberal⸗konſervative eidgenöſſiſche Oberſt Ziegler von Zürich die Achtung, 
die er Ochſenbein als dem gegenwärtigen Haubte der Eidgenoffenfchaft 
ſchuldet, aus den Augen geſetzt. Auf die Einladung, an den Berathungen 
des Kriegsraths theilzunehmen, dem Ochſenbein als Bundespräſident vor⸗ 
ſitzt, antwortete er kurz: „er halte das mit ſeiner Ehre unvereinbar, ſo 
lange Hr. Ochſenbein präſidire.“ Die Tagſatzung wird es ſchwerlich gut⸗ 
Des Weſtphäl. Dampſb. 47. VII. 28 
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heißen, daß ein Militairbeamter der Eidgenoſſenſchaft auf dieſe infolente 
Weiſe das Oberhaubt derſelben beleidigt und ſich beharrlich der Er⸗ 
füllung ſeiner Pflichten entzieht, weil ſeine politiſchen Anſichten von denen 
des Bundespräſidenten verſchieden ſind. Entlaſſung aus dem eidgenöſſiſchen 
Dienſt iſt die gelindeſte Antwort auf jenen Brief; ſie wird auch den ſich 
ebenfalls weigernden Oberſt Rüttimann von Luzern und die eidsgenöſſiſchen 
Offiziere treffen, welche ſich zu Mitgliedern des ſonderbündiſchen Kriegs⸗ 
raths hergegeben haben. — 

Ein Zwölferbeſchluß der Tagſatzung, den Sonderbund als uneidsge⸗ 
nöſſiſch für aufgelöſ't zu erklären, ſteht ſicher zu erwarten; aber es ſind 
die meiſten Geſandſchaften dahin inſtruirt, erſt nochmals Verhaltungsmaaß⸗ 
regeln einzuholen, wenn zur Vollziehung dieſes Beſchluſſes Waffengewalt 
nöthig ſein ſollte. Nur wenn Gefahr im Verzuge wäre, wenn etwa der 
Sonderbund die Offenſive ergriffe, iſt z. B. die Züricher Geſandſchaft er⸗ 
mächtigt, allen und jeden Maaßregeln gegen denſelben ſofort beizutreten. 
Ich zweifle aber ſehr, daß ſie eine ſolche Verantwortlichkeit auf ſich neh⸗ 
men wird; die Legal⸗Radikalen find ſehr vorſichtige Leute; freilich, wenn 
es ſich nur um einige kleine Chikane oder Geſetzesverletzungen gegen einen 
ſog. Kommuniſten, wie Treichler, oder um Erlaſſung neuer Geſetze zur 
gelegenen Zeit gegen den gefürchteten Kommunismus, dem man ſonſt nicht 
beikommen konnte, handelt, dann ſind ſie ſchnell entſchloſſen; aber 
Anwendung von Waffengewalt — ein doktrinärer Legal-Radikaler ent⸗ 
ſchließt ſich nur ſchwer zu einer ſo entſchiedenen Maaßregel. Damit will 
ich aber nicht geſagt haben, daß ein gewaltſamer Zuſammenſtoß der libe⸗ 
ralen Schweiz mit den jeſuitiſchen Urkantonen unmöglich wäre. Aber die 
Sache iſt nicht ſo leicht, als Mancher wohl denkt. Es iſt zwar nicht 
zweifelhaft, daß die Liberalen die ungeheuere Majorität der Bevölkerung 
auf ihrer Seite haben; aber St. Gallen hat zu Hauſe genug zu thun, 
weil die beiden Parteien ſich in ganz gleicher Stärke gegenüber ſtehen; 
Graubündten, die frühere rhätiſche Republik, wo faſt jedes Dorf ein eige- 
ner ziemlich unabhängiger Freiſtaat iſt, bekümmert ſich im Grunde wenig 
um allgemeine ſchweizeriſche Angelegenheiten und wird ſchwerlich geneigt 
ſein, Gut und Blut für einen es ſo wenig intereſſirenden Gegenſtand in 
die Schanze zu ſchlagen, Aargau, Waadt und Genf ſind auch zu Hauſe 
genirt. So blieben für die Exekution jenes Beſchluſſes nur Bern und Zü⸗ 
rich übrig, denen es freilich nicht ſchwer fallen würde, Freiburg und Lu⸗ 
zern raſch zu beſetzen und die innere Schweiz, die unzugänglichen Urkan⸗ 
tone, wenigſtens einzuſchließen; vor einer Beſetzung ſind dieſelben durch 
ihre Lage geſchützt. Aber die Sache hat doch ihr Bedenken. Wenn ſich 
die Liberalen auf die Sympathien der Völker ſtützen, die ſich denn auch 
Seitens der Franzoſen deutlich genug ausſprachen, ſo hat der Sonderbund 
alle Urſache, auf die Sympathien der Regierungen, der franzöſiſchen, 
öſterreichiſchen, ruſſiſchen und vielleicht noch mancher anderen zu rech⸗ 
nen. Der Sonderbund trotzt auf feine Lage, auf die Tapferkeit 
der zwar dummen und bigotten, aber ſicher kriegeriſchen und ſtarken 
Bauern der Urkantone. Der Sonderbund iſt vollſtändig kriegsgerüſtet, 
durch die Freundſchaft angrenzender Regierungen reichlich mit Munition 
und Lebensmitteln verſehen. Ueberall wird der Landſturm organiſirt und 
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der Fanatismus der Bewohner auf's Aeußerſte geſteigert; alle Tage werden 
Fahnen geweiht mit dem Bilde der Mutter Gottes und dem des ermorde⸗ 
ten Leu von Eberſol; die Blätter der Urkantone verſichern täglich, die 
Reformirten oder Liberalen (Beides iſt identiſch) hätten es nicht nur auf 
die Vernichtung der katholiſchen Religion, ſondern auch auf den Raub des 
Eigenthums der Urkantone abgeſehen; ſo würden ſie mit der Seele auch 
den Leib zu Grunde richten. „Wie würde es dir gefallen, o Volk von 
Uri, ſchreibt ein Urnerblatt, wenn die Züribieter ihr Vieh auf deine ſon⸗ 
nigen Matten trieben, deine ſchönen Allmenden an ſich nähmen?“ So ab⸗ 
geſchmackt dieſer Vorwurf bei der großen Armuth der Urkantone auch iſt, 
ſo werden Sie mir doch glauben, daß er die Wuth und den Fanatismus 
hinreichend ſteigert; ſolche Erfahrungen kann man überall machen. Leich⸗ 
tes Spiel alſo werden die liberalen Kantone nicht haben; der fanatiſirte 
Landſturm wird ſich dießmal wahrſcheinlich beſſer ſchlagen, als der Luzer⸗ 
ner vor 2 Jahren, der erſt zum Vorſchein kam, als die Freiſchaaren be⸗ 
reits flohen und von Hunger und Kälte matt und ſteif waren; gegen die 
Wehrloſen wüthete er dann tapfer genug. Dazu läßt ſich nicht läugnen, 
daß die an der Spitze des Sonderbundes ſtehenden Renegaten, Siegwart 
und Baumgärtner, zwei ſehr energiſche und durchtrieben ſchlaue Menſchen 
ſind, daß ſie dießmal Alles wagen werden, um Alles zu gewinnen, um die 
ganze katholiſche Schweiz ohne Widerſpruch zu beherrſchen. Indeſſen, wenn 
die Regierungen der liberalen Kantone energiſch auftreten und raſch zu⸗ 
greifen, ſo zweifle ich nicht am Erfolge; auch die Bevölkerung der libera⸗ 
len Kantone iſt enthuſiasmirt und wird jubelnd gegen Sonderbund und 
Jeſuiten zu Felde ziehen, wenn der Enthuſiasmus nicht vorher durch dok⸗ 
trinäre Langweiligkeiten und Bedenklichkeiten ausgegoſſen wird. Aber erſt 
muß die Ernte zu Hauſe ſein, eher kommt es zu Nichts; ſo bedächtig iſt 
der Schweizer doch noch trotz alles Fanatismus. Und dann muß der 
„Suſer“ gut werden; freilich iſt das noch nothwendiger für etwaige Frei⸗ 
ſchaaren, als für reguläre Truppen, und Hr. Ochſenbein wird ſich dießmal 
ſchwerlich wieder auf Freiſchaaren verlaſſen, deren ſchlechte Disziplin letzt⸗ 
hin ſeine Niederlage herbeiführte, weil die Kneipen eine größere Anzie⸗ 
hungskraft für die Freiſchäärler hatten, als die ihnen angewieſenen Poſten. 
Dem bätte fich freilich abhelfen laſſen, wenn man die Leute an Ort und 
Stelle mit Speiſe und Trank verſehen hätte. — Möglich iſt alſo ein 
Kampf und blutig wird er werden, wenn auch der Sieg der Liberalen 
nicht zweifelhaft iſt. An eine Intervention denkt jetzt nach den Vorfällen 
in der franzöſiſchen Kammer Niemand ernſtlich mehr. Sonſt iſt hier Al⸗ 
les ruhig. Die Theuerung war zwar ſehr groß; eigentlichem Mangel 
wurde aber durch raſtloſe Thätigkeit der Regierungen trotz ungünſtiger Um⸗ 
ſtände, wie z. B. Oeſterreich's Weigerung, das von Zürich in Mailand 
gekaufte Korn ausführen zu laſſen, vorgebeugt. In einzelnen Diſtrikten 
(Glarus, Appenzell, im Kellenlande) mag die Noth arg genug geweſen 
ſein; aber Jeder ſah, daß die Regierung that, was ſie irgend thun konnte, 
und deßhalb ſind auch nirgends in der ganzen Schweiz die Kornkrawalle 
vorgekommen, die in (ай allen anderen Ländern epidemiſch waren. Wenn 
der Holzgraf oder ſonſt ein Geſandter jetzt den Schweizern nochmals ihre 
vielen Unruhen vorhalten ſollte, fo können бе ſich ſchon mit einigem 
28* 
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Grunde auf die blutigen Tumulte zu Mühlhauſen und anderswo berufen 
und den Vorhalt wegen der Ruhe im Lande zurückgeben. Im Uebrigen 
ſind die Züricher Legal⸗Radikalen noch ganz ſelig in dem ſüßen Gefühle, 
durch die Vertreibung Treichlers den Kommunismus in der Schweiz über⸗ 
wunden und abgethan zu haben. Um den Ereigniſſen, welche etwa die⸗ 
ſer beruhigenden Ueberzeugung hinderlich in den Weg treten möchten, vor⸗ 
zubeugen, arbeitet man noch an den Vorarbeiten eines Zollvereins der 
ganzen nördlichen Schweiz, um an der Stelle der freien Einfuhr einen 
mäßigen Schutzzoll gegen das Ausland anzuordnen. Die Freetraders ſind 
nämlich durch die Sperrmaaßregeln des Auslandes zum Theil zu Schutz⸗ 
zöllnern umgewandelt. Mit Einführung dieſes Schutzzolles hält man ſich 
aber für ganz geſichert gegen das Eindringen des gefürchteten Kommunis⸗ 
mus, den man hier noch immer zu ignoriren oder mit der banalen Phraſe 
einer „Kaſernenwirthſchaft“ abzufertigen ſich müht. Wenn man ihn ſehr 
wiſſenſchaftlich behandelt, ſo ſetzt man hinzu, daß er die Freiheit des In⸗ 
dividuums, die in der Schweiz ſo ſehr florire, ärgerlich beſchränke, ja faſt 
aufhebe; dazu könne ein freier Schweizer nicht ſtimmen; denn die Abhän⸗ 
igkeit bes Menſchen liege nicht in den materiellen realen Verhältniſſen, 
in der Macht des Geldes, ſondern einzig in den idealen politiſchen Zus 
ſtänden u. ſ. w. im alten wohlbekannten Trotte fort. Vergebens ſagt ihr: 
aber der Kommunismus will auch politiſche Freiheit, aber nicht als Zweck, 
als Mittel zum Zweck, als Mittel zum Glück, zur Freiheit. Zur Frei⸗ 
heit? „Der Kommunismus hebt die individuelle Freiheit auf!“ Das iſt 
ein Dogma, welches nicht bewieſen, ſondern geglaubt wird. — 


(Leipzig, im Juni.) — Unſere Regierung macht der Noth all⸗ 
mählig, wenn auch geringfügige Konzeſſionen. Nachdem ſie das Brannt⸗ 
weinbrennen zu einer Zeit verboten, wo die Kartoffeln ſchon zur Selten⸗ 
heit geworden, ſtellt ſie für dieſes Jahr die gewöhnlichen Truppenübungen 
ab und verbietet den Verkauf neugebackenen Brodes. Man wendet außerdem 
noch andere ſehr probate Mittel zur Stillung des Hungers und zur Bes 
ſchönigung alter Unthätigkeit an: die Wachen ſind verſtärkt, und man hat 
nur vergeſſen, auf den öffentlichen Plätzen Kanonen aufzufahren, um aus 
der Noth eine Tugend zu machen. Das Militair wird im Schießen geübt, 
das Pulver mag vielleicht nicht ſehr theuer ſein; und die Strafkompagnien 
konkurriren auch in dieſer traurigen Zeit mit dem Arbeiter, der nicht Brod 
genug hat, um ſich und ſeine Familie zu ernähren. Jene Privilegirten 
bekommen aus Staatskaſſen 18 Pf. pr. Mann, und das macht im Gans 
zen doch nicht viel. In politiſcher Beziehung iſt unſere Regierung dage⸗ 
gen um ſo thätiger. Es geht in voller Jagd nicht blos auf kommuniſti⸗ 
ſche, ſondern auch andere Gedanken. Die Nachbarländer thun hierbei das 
Ihrige und laſſen es an Reklamationen gegen die übermäßige „Cenſurfrei⸗ 
heit“ nicht fehlen. Daher die häufigen Konfiskationen; man darf jede 
Woche zwei bis drei rechnen. Nach der Feder kam der Mund an die 
Reihe. Blum und zwei Andere ſind wegen der vergeblichen, aber ganz 
legalen Proteſtation gegen die Kompetenz der zweiten Kammer in Unter⸗ 
ſuchung. Zwei Redner, die im Redeübungsverein über einen von G. A. 
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Wislicenus gehaltenen oberflächlichen Vortrag geſprochen, find vorgeladen 
und um Auskunft gebeten worden. Man wird dies zum Vorwand neh⸗ 
men, um dem Redeübungsverein, der einen friſchen Aufſchwung zu nehmen 
ſcheint, das Lebenslicht auszublafen. Ferner hat man die von dem hieſi⸗ 
gen Turnverein beabſichtigte Turnfahrt verboten — warum? das wiſſen 
ſelbſt die Götter nicht. An die Schullehrer, welche früher einmal an den 
Landtag petitionirten, iſt ein Reſtript ergangen, welches fein höchſtes Miß⸗ 
fallen über die „ungeziemenden Forderungen“ ausſpricht. 

Der Leipziger Stadtrath hat wegen der „Theuerung“ einen ſehr väs 
terlichen Ton angenommen, der zu mancherlei Betrachtungen Anlaß gibt. 


(Aus dem Weimar'ſchen, Ende April.) [Wie aus dem 
5 Urtheil zu erſehen, ohne Schuld der Redaktion ver⸗ 
pätet.] 

Die Kammerverhandlungen über den Nothſtand in den Weimar⸗Ei⸗ 
ſenach'ſchen Landen haben nunmehr ihr Ende erreicht, weshalb ich mich be⸗ 
eile, ihnen über dieſelben, als Ergänzung meines letzten Briefes, in Kürze 
zu berichten. Die erſte über dieſen Gegenſtand gehaltene Sitzung am 2ten 
März eröffnete der Abgeordnete Eichler mit einem bündigen Vortrage, in 
deſſen Einleitung er verſichert, daß, wenn ſeine Schilderung der Noth im 
Eiſenacher Oberlande etwa zu grell erſcheinen ſollte, ſie doch von der Wirk⸗ 
lichkeit weit übertroffen werde; es gäbe ſo viele verſchämte Arme, die die 
Kartoffeln gern ohne Salz äßen, wenn ſie deren nur hätten, um ihr Le⸗ 
ben zu friſten; die wegen Mangel an Holz, das ſie mit Lebensgefahr aus 
den Staats = und Privatforſten holen könnten, halb erfeören, indem fie die 
hohen Holzpreiſe nicht zu zahlen vermöchten; welche die Geſundheit durch 
Hunger und Froſt verlören, und zur Arbeit untauglich würden. Von die⸗ 
ſen auf das Härteſte gedrückten Unterthanen verlange der Staat nun noch 
neben den indirekten Steuern direkte Einkommen- und Grundſteuer, und 
zwar mit Härte, wodurch die Noth noch bedeutend erhöht werde. (Im 
Lauf der Debatte, um das hier gleich vorweg zu bemerken, erwähnt ein 
anderer Deputirter, daß nicht ſelten dem armen Bauer und Bürger ſeine 
einzige Kuh oder Ziege gepfändet werde!) Dieſer Zuſtand könne ohne Ge⸗ 
fahr nicht fo fortbeſtehen. Augenblickliche Unterftügungen ſeien hier, fo 
ſtark die Quellen auch fließen mögen, nur von momentaner Wirkung; hier 
könne nur durch Steuerermäßigung, Hebung der Induſtrie und Beſchäfti⸗ 
gung zum Erwerb geholfen werden. — Nach einer kurzen Debatte inter⸗ 
pellirte der Abgeordnete Hagenbruch den Regierungskommiſſar, ob die Aus⸗ 
ſage des Kommiſſionsraths wahr ſei, daß ſolchen Aufrufen, in denen des 
Notbſtandes in kräftiger Sprache gedacht fei, das Imprimatur verweigert 
worden, ob der Cenſor hier höheren Verordnungen gemäß gehandelt ꝛc.? 
Die Interpellation ward aber zurückgewieſen, weil ſie erſt vorher auf die 
Tagesordnung geſetzt werden müſſe, worauf dann die Verhandlungen ihren 
Fortgang nahmen, ohne daß aber an dieſem Tage ein Reſultat herauskam. 
Nur ein köſtliches Bruchſtück aus einer in dieſer Seſſion gehaltenen Rede 
des Herrn Landmarſchalls (v. Riedeſel) erlauben Sie mir mitzutheilen, 
ehe ich weiter gehe. Der hohe Herr geſteht, daß das Elend allerdings im 
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Augenblick ungemein groß und die zunächſt wirkende Urfache mehr oder 
weniger allenthalben dieſelbe ſei. Beinahe überall ſei die Bevölkerung un⸗ 
gemein geſtiegen, und bei nicht ſehr reichlichen Ernten werde in den mei⸗ 
ſten Gegenden nicht viel für ſolche Mißjahre wie das gegenwärtige erübrigt 
werden können; ohne andre Urſachen hervorzuheben, thue man beſſer, ſich 
die Ueberzeugung anzueignen, daß, wenn unſer Herr Gott die Menſchen 
durch ſolche Kalamitäten wie die gegenwärtige in Folge der ſehr geringen 
Getreide- und ganz geringen Kartoffelʒ⸗Ernte prüfen wolle, dann feiner 
Macht dazu kein menſchliches Vermögen, auch nicht der mächtigſte und 
reichſte Fürſt, keine Staatskaſſe und keine Ständeverſammlung zu wider⸗ 
ſtreben vermöge зс. ꝛc.1!! — In der folgenden Sitzung gab ein Mitglied 
der Kammer, deſſen Namen nicht genannt worden iſt, mehrere Wege zur 
Abhülfe an; nachdem er zuvor bemerkt, daß die Bevölkerung in Weimar⸗ 
Eiſenach von 1816 bis jetzt von 216,000 auf 260,000, alſo um 50,000 
geſtiegen ſei und hierin eine Haupturſache der Noth zu ſuchen ſei. Das 
ſicherſte Mittel ſei hier nun wohl zunächſt die Auswanderung; da aber 
der Staat noch ſo wenig zur Unterſtützung derſelben thue, ſo müſſe man 
andre Wege einſchlagen, als: 1, dem Boden mehr Ertrag abgewinnen, 
2, Gewerbe und Fabriken heben, 3, aber, da ein andrer Hauptgrund des 
jetzigen Nothſtandes in der Verſchlechterung des jetzigen ſittlichen Zuſtandes 
und moraliſchen Gefühls liege, da Genußſucht, Leichtſinn und Immorali⸗ 
tät ſich bedeutend ſeit 30 Jahren geſteigert, ſo müſſe neben häuslicher Zucht, 
Hebung des relig. und kirchl. Lebens, und alſo Verbeſſerung des Schul⸗ 
und Kirchenweſens ſtattfinden. Wäre ein religidfer Sinn im 
Volke, der Zuſtand, den Gott gegenwärtig verhängt, wür⸗ 
de leichter ertragen in Demuth und Hoffnung auf beſſere 
Ernten. Obwohl nun auf den angedeuteten Wegen die augenblickliche 
Noth nicht gehoben werden könne, was allein in Gottes Hand liege, 
ſo würde dadurch doch künftigen Nothſtänden vorgebeugt; eins gebe es aber 
doch, wodurch jetzt ſchon geholfen werden könne, es ſei dieſes ſchnelle thä⸗ 
tige Hülfe der Staatsbürger einzeln und in Vereinen. Hierauf ſchlug der 
geehrte Redner eine Sammlung in der Kammer vor, die auch ſogleich an⸗ 
geſtellt ward. — In der Sitzung vom 14. April, bis wohin die weitere 
Verhandlung aufgeſchoben ward, forderte der Abgeordnete Kieſen, daß die 
Staatsregierung ſofort ermächtigt werden möge, für 50,000 Thlr. Korn 
zu kaufen, in dem kleinen Staate Meiningen haben die Stände 100,000 
Fl. bewilligt. Ein Andrer beantragt ein Ausfuhrverbot von Früchten, 
Gries, Mehl зс, зс, ein Dritter ſchlägt Chauſſeebauten vor. Hierauf бег 
richtet ein Abgeordneter aus dem Neuſtädter Kreiſe, daß auch dort die 
Noth eine Schrecken erregende Höhe erreicht habe; ein Andrer pflichtet die⸗ 
ſem bei mit der Hinzufügung, daß einem dort in manchen Tagen 100 — 
150 Bettler vor die Thüre kämen. Hiernach ſchlägt ein Abgeordneter ein 
Verbot des Branntweinbrennens vor; ein Andrer, daß zur Beruhigung 
des Publikums eine Unterſuchung über die Getreide⸗ und Kartoffel⸗Vorrä⸗ 
the im Lande angeſtellt und das Ergebniß veröffentlicht werde; ein Dritter 
weiß endlich fürwahr nicht, was der Landtag als ſolcher hier Durchgrei⸗ 
fendes thun könne und ſolle; chriſtliche Bruderliebe müſſe hier das Meiſte 
thun. Ueber dieſes Alles gelte ihm auch noch das Wort Luthers: „Mit 
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unſrer Macht ift nichts gethan!“ und fo wolle doch auch jedes geängſtigte 
Herz mit ihm ſeine Hoffnung auf ihn ſetzen, wie es in einem alten Kir⸗ 
chenliede heißt: „Der mich hat bisher ernährt, und mir manches Gut be⸗ 
ſcheert, wird hinfort mein Helfer ſein;“ in dieſem Sinne hoffe er dann zu 
Gott, daß auch dieſe Verſuchung werde ein Ende gewinnen, welches wir 
könnten ertragen. Der Name dieſes naiven Frömmlers iſt Dümmler. 
Auch meinte dieſer puer barbatus, daß eine Regierung allen Unterthanen 
weder Brod noch Arbeit verſchaffen könne, das ſei Pflicht und Sorge des 
Einzelnen und der Familien. Nach langem nutzloſen Hin⸗ und Herreden 
vereinigte ſich der Landtag dahin, 50,000 Thlr. der Regierung zur Dis⸗ 
poſition zu ſtellen, und Großherz. Kammer zu bitten, daß ſie auch in ih⸗ 
rem Bereich Wegebauten vornehmen laſſe. Parturiunt montes, nascetur 
ridiculus mus! fann man hier mit Recht ſagen. Wenn man weiter 
Nichts wollte, als die Bewilligung von lumpigen 50,000 Thlrn., um den 
Armen das Brod circa 2 Pf. pr. Pfd. billiger zu geben, was bedurfte es 
da dreitägiger Verhandlungen, die dem Lande über 300 Thlr. koſten; was 
bedurfte es eines Aufſchubs von 6 Wochen, ehe man zu dieſem winzigen 
Entſchluß kam? Man hätt's noch hingehen laſſen, wenn die Beſſerungs⸗ 
vorſchläge, die einer künftigen Noth vermeintlich vorbeugen ſollen, Hebung 
der Landwirthſchaft und Induſtrie, Eingang gefunden und in Erwägung 
gezogen wären. Aber nein, bei ſchönen, frommen Redensarten ließ man's 
bewenden, das war Alles. Warum ſprach man aber überhaupt, wenn 
man Alles in Gottes Hand legte, legte nicht lieber ſelbſt die Hände in 
den Schooß und wartete auf einen gefegneten Mannaregen? doch fo ma⸗ 
chen's leider alle Kammern! Nur eins hat uns gewundert, daß der Ei⸗ 
ſenacher Abgeordnete v. Wiedenbrugk, der ſonſt überall das Wort führt, 
der die Krebsſchäden der Zeit nicht mit Roſenwaſſer will geheilt wiſſen, 
bei dieſen Verhandlungen ſo kleinlaut war. Ob er den Pauperismus für 
keinen Krebsſchaden hält? Ich möchte noch gern auf einzelne Beſſerungs⸗ 
vorſchläge, beſonders den über Hebung des kirchlichen und religiöſen Lebens 
näher eingehen, wenn ich nicht wüßte, daß Sie den Raum Ihres Blattes 
für Abhandlungen über andre Themata, als ſolche philiſtröſe Abgeſchmackt⸗ 
heiten, beſſer brauchen können. Sapienti sat! — к. 


(Aus Weſtphalen, im Juni.) Vor Kurzem berichtete ein 
Korrespondent der Trierſchen Zeitung aus Sachſen, daß es einem Diener 
der Polizei durch eine höchſt empfindliche Inquiſitions⸗Methode gelungen 
ſei, einen wegen Mords verhafteten Menſchen zum Geſtändniſſe zu bringen. 
Das iſt nun nichts Seltenes in den Annalen der deutſchen Kriminal⸗Ge⸗ 
ſchichte. Die Polizei hat ſich nach den Vorſchriften z. B. des preußiſchen 
Kriminal⸗Prozeſſes mit der ſ. g. Vor⸗Unterſuchung zu befaſſen; fie muß den 
eines Verbrechens Verdächtigen zu Protokoll vernehmen, den Thatbeſtand 
des Verbrechens möglichſt feſtzuſtellen ſuchen, und überhaupt das Material 
anſammeln, welches zur Ueberführung des Verdächtigen dient. Dieſe Auf⸗ 
gabe wird natürlich ſehr vereinfacht, wenn man in's Protokoll aufnehmen 
kann: „Nachdem unterzeichneter Bürgermeiſter (Amtmann) dem Arreſtanten 
gehörig in's Gewiſſen geredet, und die Verworfenheit ſeines frühern Le⸗ 
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bens fo wie feines jetzigen Verbrechens eindringlich vorgehalten hatte, legte 
derſelbe folgendes reumüthige Geſtändniß ab ꝛc.“ In ſolchen Fällen iſt 
der Polizei der einfachſte Weg der liebſte, und nichts erklärlicher, als daß 
auf die Ablegung eines Geſtändniſſes mit allem Scharfſinne und aller 
Eindringlichkeit hingearbeitet wird, zumal es bei vielfacher Beſchäftigung 
mit der Verfolgung von Verbrechern für einen Polizeimann ſowohl reizend, 
als empfehlend ій, häufig erkleckliche Reſultate erzielt zu haben. Ich will 
dies inquiſitoriſche Beſtreben, ein Geſtändniß herauszulocken oder heraus⸗ 
zuzwingen keineswegs blos als ein Merkmal polizeilicher Unterſu⸗ 
chungen hinſtellen. Weit entfernt. Ich bin davon überzeugt, daß ſich 
daſſelbe auch ſo lange bei dem Richter zeigen wird, als die Kriminal⸗ 
Ordnung auf das Geſtändniß noch Werth legt, als der Trieb der Selbſt⸗ 
erhaltung bei einem Angeſchuldigten nicht für natürlicher gehalten wird, 
wie die Pflicht zur Ausſage der Wahrheit, — ſo lange, als noch jeder 
Inquirent den Inkulpaten vorhalten muß: „durch ein reumüthiges wahr⸗ 
heitsgemäßes Geſtändniß erwirbſt Du Dir Anſpruch auf eine mildere 
Beſtrafung.“ Nur ſo viel läßt ſich nicht verkennen, daß die richterliche 
Inquiſition weit mehr Garantien für eine geſetzliche und vernünftige 
Behandlung bietet, als die polizeiliche. Unſre Kriminaliſten ſuchen hier⸗ 
für die Belege gewöhnlich in grauer Vergangenheit, um die „Humanität“ 
der Gegenwart unangetaſtet zu laſſen; in der nächſten Nähe kommen aber 
a an vor, die in dieſer Beziehung belehrend find. Davon ein 
eiſpiel: 

Am 2. Dezember 1846 ward einem Landwirthe bei Kettwig an der 
Ruhr von der im zweiten Stock des Hauſes gelegenen Schlafkammer mit⸗ 
telſt Erbrechens des Kleiderſchrankes und einer Schieblade Geld zum Be⸗ 
trage von 150 Thlrn. geſtohlen. Der Diebſtahl mußte in den Morgenſtun⸗ 
den von 8 bis 11 Uhr verübt ſein. Nur zwei Schweſtern des Beſtohle⸗ 
nen, eine Magd und ein 14jähriger Hirtenjunge, Namens Mathias 
Jung hatten ſich zu dieſer Zeit im Haufe befunden. Keinem war Ges 
räuſch oder ſonſt etwas Verdächtiges aufgefallen. Nur der Hirtenjunge 
Matthias Jung hatte etwas „tuppen“ gehört, aber geglaubt, das rühre 
von den Hühnern her, die wohl im Hauſe herumliefen. Sogleich ward 
eine Viſitation der Koffer und Behältniſſe ſämmtlicher Hausgenoſſen vor⸗ 
genommen, aber nichts von dem Gelde vorgefunden. Ohne einen auch nur 
in etwa haltbaren Grund zweifelte ſogleich Niemand daran, daß Matthias 
Jung den Diebſtahl begangen habe. Man deduzirte ſo: „Der Matthias 
Jung ſei allein mit den Frauernzimmern zur Zeit der That im Hauſe 
oder wenigſtens in der Nähe deſſelben geweſen; dieſe ſeien aber unſchuldig, 
mithin müſſe Jung der Thäter ſein.“ Alles Betheuern der Unſchuld Sei⸗ 
tens des Jung half nichts. Er hatte, als der Diebſtahl entdeckt war, 
verdächtig ausgeſehen und verdächtige Redensarten gebraucht, — meinte 
der Knecht. Vor Kurzem waren Eier aus dem Hühnerneſte ſortgekommen. 
Das hatte natürlich Niemand anders, als Jung gethan, von dem der 
Landwirth ſpäter eidlich ausſagen mußte, daß er ihm bereits 1½ Jahr 


treu und fleißig gedient habe. Genug — es ging wie gewöhnlich; ein 


Jeder wußte etwas Böſes von Jung zu erzählen. Gegen Nachmittag ward 
der Polizeidiener B. von Kettwig herbeſchieden. Derſelbe nahm den Jung 
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ernſtlicher in's Gebet. „Ich kann es Dir anſehen, Du mußt es 
gethan haben,“ hub er an; doch ſolche Inquiſitions⸗Aus drücke waren 
vergebens, nicht einmal Drohungen mit dem Säbel halfen für jetzt etwas. 
Jung beharrte dabei, daß er unſchuldig Геі, Da ward er nach Kettwig 
zum Bürgermeiſter-Amte transportirt, und hier von Neuem beſtürmt. Der 
Bürgermeiſter drohte gegen Abend: „Wenn Du jetzt nicht bekennſt, 
kommſt Du in den Brummſtall (!).“ Wer weiß, was vorher noch 
geſchehen war, genug, Jung erklärte, „daß er den Diebſtahl began⸗ 
gen und das Geld auf dem Heuboden verſteckt habe. 
Dieſes Geſtändniß erhellt aus einem erſt Tags nachher aufgenomme⸗ 
nen Protokolle des Bürgermeiſters. Noch an demſelben Abende wurden 
aber zwei Polizeidiener, der ſchon vorhin erwähnte B. und ein andrer, 
mit dem Jung zum Hauſe des beſtohlenen Landwirths geſchickt, damit die⸗ 
ſer den Ort anweiſe, wo er das Geld verſteckt habe. Auf dem Heuboden 
ftellte ſich der Jung, als ob er ſuche, fand aber nichts. Hierüber wurden 
die Polizeidiener ungehalten, kriegten den Jung oben am Rocke, und 
prügelten ihn mit einem Stocke von Haſel-Nußholz durch. 
Dieſer ſchrie furchtbar vor Schmerzen, und geſtand nunmehr, daß nicht er, 
ſondern ein gewiſſer Höffchen aus Mühlheim an der Ruhr, der des Tags 
vorher bei ihm geweſen ſei, den Diebſtahl verübt habe, und mit dem Gelde 
fortgegangen ісі. Der Polizeidiener B. glaubte, der Jung wolle (е fop- 
pen; und um noch mehr aus ihm herauszubekommen band er ihm 
beide Hände mit einer etwa einen Federkiel dicken Kordel 
an einen Balken feſt, und hieb nun wiederholt mit einem 
Stocke auf ihn los. Während der letzten Exekution bekannte und ſagte 
Jung nichts mehr. Er ließ vielmehr mit ſich anfangen, was man wollte, 
und trug ſolche Beulen davon, daß er 2 Tage und 2 Nächte nicht auf 
dem Rücken liegen konnte. Noch denſelben Abend ward er wieder in das 
Polizei⸗Gefängniß zu Kettwig transportirt. Am folgenden Tage, — den 
3. Dezember — mußte er unter polizeilicher Bedeckung nach Mühlheim 
an der Ruhr wandern, um mit dem angeblichen Thäter Höffchen konfron⸗ 
tirt zu werden. Dieſer war aber, wie polizeiliche Nachforſchungen erga⸗ 
ben, bereits ein Paar Jahre todt, und Jung ward daher mit einem po⸗ 
lizeilichen Briefe, worin es heißt, daß er ſehr verſtockt zu ſein ſcheine 
und furchtbar durcheinander lüge, nach Kettwig zurücktransportirt. 
Nunmehr — am 4. Dezember — um Aufklärung über ſeine Angaben be⸗ 
fragt, gab er an, daß er völlig unſchuldig ſei, und daß ihn die Drohun⸗ 
gen der Polizei zur Ablegung des falſchen Geſtändniſſes gezwungen haben. 
Von wirklichen Mißhandlungen ſagt das polizeiliche Protokoll nichts. 
Erſt am 12. Dezember, nachdem Jung alſo 10 Tage verhaftet ge⸗ 
weſen und an das Land- und Stadtgericht zu Eſſen zur Einleitung der 
gerichtlichen Unterſuchung abgeliefert war, kamen die polizeilichen Exzeſſe 
durch den wiederholt ſeine völlige Unſchuld betheuernden Jung und eine 
Menge Zeugen⸗Ausſagen zu Tage. Jung ward ſofort in Freiheit geſetzt, 
weil durchaus kein Grund zur Einleitung der Unterſuchung wider ihn vor⸗ 
lag. Nach Verlauf von einigen Wochen ward der wirkliche Thäter, 
der ſich lange Zeit in der Gegend arbeitslos umhergetrieben, und früher 
bei dem beſtohlenen Landwirthe als Knecht gewohnt hatte, gefänglich 
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eingezogen. Die wider dieſen eingeleitete Unterſuchung ergab, daß der 14 
jährige Knabe Matthias Jung völlig unſchuldig ſei, und nicht das Min⸗ 
deſte von der That wiſſen konnte. 

Uebrigens iſt gegen die Polizeidiener auf den Antrag des Land- und 
Stadt⸗Gerichts zu Eſſen die Unterſuchung wegen Mißbrauch ihrer Amtsge⸗ 
walt eingeleitet, und das Geſetz wird den begangenen Frevel rächen, indem 
es über die Polizeidiener Kaſſation und Freiheitsſtrafe verhängt. Jeden⸗ 
falls wäre es aber wünſchenswerth, wenn гасе legislative Gewalt in ſolchen 
Thatſachen eine dringende Aufforderung fände, die ſchon ſo lange gewünſch⸗ 
ten Reformen in der Kriminal-Geſetzgebung bald allgemein einzuführen. 
Denn ſchon durch die in der neuen, aber bis jetzt nur bei dem Kammer⸗ 
gerichte zu Berlin eingeführten Kriminal⸗Ordnung enthaltene Beſtimmung, 
daß die Polizei einen Verhafteten binnen 24 Stunden dem Staatsanwalt 
überliefern muß, kann Manchem vorgebeugt werden. 


(Aus Weſtphalen.) Unter den Urſachen, durch welche 
die arbeitenden Klaſſen, die Handwerker, die kleinen Bürger und Bauern 
in unſerer Provinz immer mehr von ihrem früheren relativen Wohlſtande 
herabgedrückt werden, ſpielen offenbar die Gerichtskoſten und die Koſten der 
Juſtizpflege überhaupt eine bisher noch lange nicht genug gewürdigte Rolle. 
Wir könnten Gerichtsbezirke namhaft machen, welche jährlich an eigentli⸗ 
chen Gerichtskoſten, die zur Kaſſe fließen, ferner an Gebühren der Juſtiz⸗ 
kommiſſarien und Notarien, ſo wie der Auktionskommiſſarien nicht weniger 
als 1 ½ bis 1½ Thaler für den Kopf der Bevölkerung aufbringen. Das 
Verhältniß der eigentlichen Gerichtskoſten zur Kopfzahl der Bevölkerung iſt 
bei jedem Gericht amtlich feſtzuſtellen. Die Einnahmen der Juſtizkommiſ⸗ 
ſarien und Auktionskommiſſarien laſſen ſich freilich ohne Beihülfe dieſer 
Herren nicht ſo genau feſtſtellen, aber doch nach der Lebensweiſe derſelben, 
und nach dem bei der großen Mehrzahl raſch zunehmenden Wohlſtande 
approximativ ziemlich ſicher überſchlagen. Dazu kommen noch bei den mei⸗ 
ſten Exekutionen die Transportkoſten, wovon wegen der Unmöglichkeit einer 
genügenden Kontrole der Exekutoren gar kein Ueberſchlag zu machen iſt. 
Endlich iſt noch der Zeitverluſt für die arbeitende Klaſſe zu berückſichtigen, 
wenn auch nicht zu berechnen, der fo häufig durch Prozeſſe entſtehenden 
Arbeitsverluſte und Neigung zum Trunk gar nicht zu gedenken. Das 
ſchlimmſte von allen iſt aber, daß dieſe Koſten meiſt auf die arme, ohne⸗ 
hin ſchon gedrückte Klaſſe fallen. Hauptſächlich gilt dies von den eigent⸗ 
lichen Prozeßkoſten, denn die meiſten Schuldklagen werden gegen Leute ein⸗ 
gelegt, die wohl bezahlen möchten, aber es nicht können, und deren Schuld 
oft erſt durch die zu erſtattenden Gerichtskoſten und Mandatargebühren un⸗ 
erſchwinglich werden. Solchen Schuldnern fallen alſo die Exekutions⸗ und 
Auktionskoſten faſt ausſchließlich zur Laſt, welche manchen erſt den Reſt geben, 
der ſich ſonſt wohl gehalten hätte. Der Prozeſſe unter Vermögenden aus 
Rechthaberei ſind wenige, die eigentlichen Prozeßkrämer ſind meiſt ſchon 
ruinirt, und prozeſſiren grade im Vertrauen auf ihre Inſolvenz. Auch die 
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Hppothekenkoſten, welche jetzt am meiſten aufbringen, fallen größtentheils 
den verſchuldeten Grundbeſitzern zur Laſt, welche Kapitalien aufnehmen und 
deshalb ihren Beſitztitel berichtigen müſſen. Dieſelben tragen auch zum 
großen oder wohl größten Theil die Gebühren der Gerichte und Notarien 
für Aufnahmen von Schuldverſchreibungen und Ceſſionen, welche letztere 
meiſt in ihrem Intereſſe geſcheben, damit das Kapital ſtehen bleibe. Dazu 
befindet ſich noch Cleve⸗Mark in einem Nachtheil gegen andere Theile der 
Provinz dadurch, daß die Gütergemeinſchaft beim Tode eines Ehegatten 
aufhört, alſo gleich gerichtliche Theilung im Fall einer Vormundſchaft ein⸗ 
gelegt, und die Gütergemeinſchaft nicht bis zur Wiederverheirathung des 
Ueberlebenden fortgeſetzt wird. Dieſe Koſten treffen freilich Arme wie Rei⸗ 
che, drücken aber erſtere natürlich ſtärker, obgleich ſie neuerdings bedeutend 
herabgeſetzt find. Die Unterſuchungskoſten treffen zwar auch faſt nur Ar⸗ 
me, werden aber eben deshalb faſt nie gezahlt. Es fragt ſich nun, ob 
und wie dieſem Uebel abzuhelfen iſt? Der Vorſchlag in der Elberfelder 
Zeitung, das Gehalt der Richter auf 3- 400 Thlr. und das der Subal⸗ 
ternen auf 100 —200 Thlr. herabzuſetzen, weil fo mancher Pfarrer, der 
doch auch ſtudirt habe, und ſo mancher Schullehrer auch nicht mehr erhalte, 
wird wohl ſchwerlich Beifall finden. 


(Aus Weſtphalen, im Juni.) Die Auswanderung ruft eine 
Maſſe von Schriften hervor, welche den Zweck haben ſollen, die Auswan⸗ 
dernden mit „Rath und That“ zu unterſtützen. 

Ein neues Organ für die Auswanderung, die „Allgemeine Auswan⸗ 
derungszeitung,“ welche ein ziemlich reichhaltiges Material liefert, erſcheint 
in Rudolſtadt (Verlag der Hofbuchdruckerei. Unter Mitwirkung von Dr. 
Büttner, G. M. v. Roß, Dr. F. Schmidt und Anderer. Herausgegeben 
von G. Fröbel. Preis halbjährlich 1 ¼ Thlr. und erſcheint ſeit dem 29. 
September 1846 wöchentlich einmal.) Ihre Aufgabe beſtimmt ſie in dem 
Artikel „Plan und Einrichtung“ dahin: Sie ſoll ſich als regelmäßig er⸗ 
ſcheinendes Organ der deutſchen Auswanderung annehmen, denen, welche 
auswandern wollen, ſichere und zuverläſſige Nachrichten geben, wohin ſie 
auswandern können, wenn die Auswanderung ihnen zum Segen, nicht zum 
Fluch gereichen ſoll. Im Voraus wird aber ausgeſprochen, was dieſe Zei⸗ 
tung nicht thun ſoll; ſie ſoll nicht zur Auswanderung ermuntern und 
reizen, ſondern nur zuverläſſige Nachricht bringen, Berichte und Briefe 
Ausgewanderter, mannichfaltige und vollſtändige Notizen. Als zweite Auf⸗ 
gabe ſtellt ſie ſich die Vermittelung eines Bandes zwiſchen den 
Auswandernden und dem deut ſchen Vaterlande. Sie fol 
gleichſam eine Chronik der deutſchen Anſiedelungen geben, eine Samm⸗ 
lung aller ſowohl dieſſeits als jenſeits erſcheinenden Verordnungen und Ge⸗ 
fege, ſtatiſtiſche Ueberſichten, Karten und Pläne, endlich eine Umſchau in 
der Auswanderungs⸗Literatur. In den mir vorliegenden Nummern bis 
zum 2. Februar 1847 bringt ſie denn auch ihrem Verſprechen gemäß ein 
reichhaltiges Material von Briefen aus den verſchiedenſten Gegenden Ame⸗ 
rika's, Berichten und dgl. Ich weiſe hin unter den weitläufigeren Berichten 
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auf den über den „Mainzer Adelsverein für Coloniſirung in Texas“ der, 
wegen ſeiner verkehrten Maaßregeln und der Behandlungsweiſe der Aus⸗ 
wanderer heftig angegriffen wird. Werden ſich die philanthropiſchen adli⸗ 
gen Herren, welche ſich des Proletariates hier annehmen, um es von hier 
wegſchaffen und in Texas verelenden laſſen zu können, gegen die ihnen ge⸗ 
machten Vorwürfe rechtfertigen können? Die „Kolonie Petropolis,“ „Was 
thut Noth?“ „Die deutſchen Anſiedelungen in Braſilien, worüber 
nur die widerſprechendſten Berichte bisher in Umlaufe waren — „Die 
Auswanderung und das deutſche Vaterland“ ſind bemerkenswerthe Mit⸗ 
theilungen. Aus dem letzten Artikel erfahren wir auch Einiges über die 
bekannte Kolonie, welche Georg Rapp in Pennſylvanien (in der 
Grafſchaft Buttler) dann in der Grafſchaft Beaver gründete (Economy), 
und welche immer als eine Muſteranſtalt gerühmt wird, wenn von Tone 
muniſtiſchen Kolonien und der Möglichkeit, ſolche dauernd zu gründen, die 
Rede iſt. Der Verfaſſer ſtimmt in das allgemeine Lob nicht ein — der 
materielle Wohlſtand dieſer Kolonie ſchließt die widerlichſten Formen reli⸗ 
giöſer Bornirtheit und Herrſchſucht in ſich. Rapp hat nur dadurch, daß 
er ſeine „Untergebenen“ in der ſtrengſten Zucht und Verdummung zu er⸗ 
halten wußte, die Schöpfung eines außerordentlichen materiellen Wohlſtan⸗ 
des durch die zuſammenwirkende Thätigkeit der phyſiſchen Kräfte der Ge⸗ 
ſellſchaft möglich zu machen gewußt. Auch der Baron von der Stra- 
ten ſtimmt in ſeinem Buche über die Vereinigten Staaten mit dieſem 
Berichte überein — er räth, wenn auch nicht Kolonien nach kommuniſti⸗ 
ſchen Prinzipien zu gründen, doch zur Vereinbarung mehrerer Familien zu 
Schutz und Trutz; obgleich er eingeſtehen muß, daß die Kolonien v. Rapp 
es zu erſtaunenswerthem materiellen Wohlſtande gebracht haben, ſo kann er 
das Prinzip derſelben nicht billigen, er ſieht Vogelbauer in ihnen, in 
denen der kluge Rapp die Vögel gefangen hält, damit ſie nach ſeinem Liede 
pfeifen — natürlich, es fehlt dieſen Kaſernenhäuſern, in welchen nur ein 
hierarchiſch⸗despotiſcher Wille über willenloſe Subjekte herrſcht, die wahre 
kommuniſtiſche Bafis, die Bildung und Freiheit der Geſellſchaftsglieder. 
Alle dieſe Inſtitute hängen von der Perſönlichkeit der Vorſteher 
ab; mit ihnen ſtehen und fallen ſie. Lächerlich aber iſt es, wenn man, 
wie die Auswanderungszeitung es thut, aus ſolchen vereinzelten 
kommuniſtiſchen Kolonien Beweiſe gegen die Lehren des Sozialis⸗ 
mus überhaupt führen will, der auf ganz andern geſchichtlichen Voraus⸗ 
ſetzungen beruht, ja der ganz das Entgegengeſetzte will, zwar die Schö⸗ 
pfung des größt⸗möglichen, materiellen Wohlſtandes mit allen Hülfsmitteln 
der Wiſſenſchaft und Induſtrie, doch dieſen Wohlſtand als die Grundlage 
betrachtet, auf der der Menſch zum Bewußtſein auch ſeiner „geiſtigen“ 
Freiheit und Entwickelung ſeines Thätigkeitstriebes voranſchreiten ſoll. Die 
Auswanderungszeitung polemiſirt zuweilen ſchwach gegen den Sozialismus, 
aber auch nur in der beſchränkteſten hergebrachten Weiſe; es wäre ihr zu 
rathen, ſich einmal genauer mit dieſen Lehren bekannt zu machen, welche 
ſie wenig zu kennen ſcheint. Ueberhaupt wird dieſe Art von kommuniſti⸗ 
ſchen Anſiedelungen gewöhnlich nur als Beweis angeführt, bis zu welchem 
materiellen Wohlſtande es vereint und zweckmäßig geleitete Kräfte 
in kurzer Zeit gegenüber der Iſolirung der Menſchen in der civiliſirten 
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konkurrirenden Erwerbsgeſellſchaft bringen können, trotz der größten pietiſti⸗ 
ſchen Verſchrobenheit — wie vielmehr da, wo dieſe Vereinigung aus der 
freien Entſchließung der Mitglieder hervorgeht und die ganze Ge⸗ 
ſellſchaft umfaßt. Kleinere kommuniſtiſche Anſiedelungen inmitten der vom 
Privaterwerbe beherrſchten Geſellſchaft find vor den verderblichen Einflüf- 
ſen dieſer und dem Verfalle nur durch eben ſo ſchlimme Mittel, durch 
ein ſtrenges Abſchließungsſyſtem zu bewahren. Einige ſtatiſtiſche Notizen 
über die Kolonie Rapp's werden den Leſern nicht unwillkommen ſein. Das 
gemeinſchaftliche Vermögen der 300 Koloniſten betrug im Anfange (im 
Jahre 1804) 30,000 Gulden. Damit erkauften ſie 9000 Morgen Land 
und das erforderliche Geräth und Vieh, fo daß etwa 100 —200 Morgen 
Land an jede der 60 Familien vertheilt werden konnten. Nach Verlauf 
von 7 Jahren war das gemeinſchaftliche Vermögen in Grund 
und Boden und Kapital bereits auf 570,000 Gulden geſtiegen und im 
Jahre 1821 betrug das Geſammtvermögen der Niederlaſſung nicht weniger, 
als 860,000 G. Und doch waren furchtbare Schwicrigkeiten zu beſiegen. — 
Dennoch war die zweite am Wabaſh gegründete Niederlaſſung im Jahre 
1824 an beweglichen und unbeweglichen Gütern ſchon gegen ½ Million 
werth. Soll man dieſe Reſultate dem Verſtande, der Erfahrung und Fe⸗ 
ſtigteit Rapps oder welchem andern Umſtande zuſchreiben? Die Mittel, 
durch welche ſie erreicht wurden, ſind nichts deſto weniger verwerflich. 
„Rapp wendet die Religion an, um ſeine Gläubigen in Geiſtesverdum⸗ 
mung und abſolutem Gehorſam gegen ſich zu erhalten, wie der Pfarrer 
Bäumler im Staate Ohio — er predigt, daß die Welt im Argen liegt, 
daß er beſtimmt (сі, die Welt zu erlöſen, daß alle Nicht-Rappijten Kinder 
des Teufels find зс. Nur ihm und feinen Gläubigen (сі der Himmel 
aufgethan. Eine Rappiſtin, ein Mädchen von ungefähr 20 Jahren, wel⸗ 
ches Verwandte im Lande beſuchen wollte, hatte ſich mit einer Heugabel 
bewaffnet, um, wie ſie ſagte, die böſen Leute von ſich abzuhalten. Er lehrt 
ferner, daß der, welcher fleißig arbeite und gehorfam fei, einen gu⸗ 
ten Platz im Himmel bekomme und die Güte des Platzes von der Arbeit 
und dem Gehorſam abhängig ſei. Kein Mitglied darf ein Buch oder eine 
Zeitung leſen, die nicht erſt von Rapp oder den Vorſtehern approbirt iſt. 
Rapp iſt unumſchränkter Hoherprieſter und König in ſeiner Kolonie. 
Um die Gläubigen in knechtiſchem Gehorſam zu halten, ift ein Spions 
ſyſtem eingeführt worden. Jede unzufriedene Aeußerung wird dem Vater 
ſogleich hinterbracht und von ihm ſtreng gerügt; Einer fürchtet ſich vor 
dem Andern und Jeder treibt das ihm angewieſene Geſchäft ſcheinbar und 
zufrieden. Man wundere ſich alſo nicht, daß die Cconomyten fo Großes 
in ſo kurzer Zeit ausgerichtet haben. In Aegypten ſind Pyrami⸗ 
den und Obelisken gebaut worden. Wenn es je eine Tyrannei 
älterer oder neuerer Zeit gab, ſo iſt ſie in dieſem „Gimpelbauer“ zu fin⸗ 
den, in dem man die Menſchen nicht als Menſchen erkennen würde, hätten 
ſie nicht die Geſtalt derſelben. Vater Rapp iſt Muſter für ſolche Kolonie⸗ 
führer, welche ihre Koloniſten als willenloſe Arbeiter, als Maſchinen zu 
ihren Zwecken behandeln wollen — die Econompten ſind Muſter für ſol⸗ 
che Koloniſten, welche des täglichen Brodes, der Wohnung und Kleidung 
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wegen eine ſolche Behandlung auf die Länge der Zeit ertragen wollen; 
wenn es gut gehen ſoll, wird ein furchtbarer Sektengeiſt und ſtrenge Ab⸗ 
geſchloſſenheit von der ſündigen Welt erhalten werden müſſen. Man ver⸗ 
weiſe daher nicht mehr auf Economy und Zoar, als auf Muſterkolonien; 
denn ſie ſind es eben ſo wenig, wie die große Anſiedelung der Marmonen. 
Wenn damit den Lehren des Sozialismus überhaupt ein Streich verſetzt 
werden ſollte, ſo müſſen wir geſtehen, daß dieſer davon ganz unberührt 
bleibt. Solche Kolonien wird kein Sozialiſt empfehlen. Eben fo unver- 
nünftig iſt es, gegen jeden Toloniſations verſuch, und insbeſondere 
nach ſozialiſtiſchen Prinzipien, zu eifern, und den Auswanderern zu rathen, 
auf eigene Fauſt zu gehen, aus dem Grunde, weil die bisherigen ſ. g. 
kommuniſtiſchen Anſiedelungen entweder Vogelbauer oder aus religiös-bor⸗ 
nirtem Separatiſtengeiſt entſprungen oder weil ſie geſcheitert ſind. Der 
Verfaſſer führt dann die Gegenden an, wohin man nicht auswandern 
ſoll, dahin nicht, wo das Klima für eine ganze Geſchlechtsfolge von Mens 
ſchen verderblich wirkt, wo anſteckende Krankheiten einheimiſch ſind, wo ein 
geordnetes bürgerliches Leben noch nicht vorhanden iſt (Venezuela, weſtindi⸗ 
ſche Inſeln, Columbia, Guyana, nördlicher Theil von Braſilien; auch em⸗ 
pfiehlt er Texas nicht, weil dort noch die Sklaverei beſteht. Denn „die 
Sklaverei vergiftet nicht nur das Leben der Sklaven, ſondern auch der 
Sklavenhalter.“) Als diejenigen Länder, wo die größte Verwandtſchaft 
und Aehnlichkeit der Bewohner in dem Volksleben, geringe Verſchiedenheit 
des Klimas und der Jahreszeiten, endlich gleichartige Bodenerzeugniſſe 
deutſche Anſiedelungen am meiſten begünſtigen, nennt er die weſtlichen 
Staaten der Union (Ohio, Indiana, Illinois, Jova, Visconſin), beſon⸗ 
ders den nordweſtlichen Strich in der Nähe der großen Landſeen. Ich 
mache noch aufmerkſam auf die Artikel: „Verhaltungsregeln für Auswande⸗ 
rer,“ „der Rheiniſche Adelsverein,“ „Die heſſiſchen Auswanderer aus Groß⸗ 
zimmern,“ „Topographie der Vereinigten Staaten,“ „Die Schiffsrheder und 
die deutſchen Auswanderer,“ „Die deutſche Niederlaſſung in Südauſtralien 
(Port Adelaide),“ „Der projektirte Verein zur Unterſtützung deutſcher Aus⸗ 
wanderer in Südbraſilien,“ „Deutſche Kirche in Amerika,“ welche gegen 
die Auswanderer keine ſonderliche patriotiſche Gaſtfreundſchaft bewieſen — 
„über Auswanderungsvereine,“ „Über die beabſichtigte Anlegung von Kolo⸗ 
nien in Preußen, reſp. Dismembration der Domainen“ u. ſ. w. Der Le⸗ 
ſer kann aus dem angeführten Inhaltsverzeichniß erſehen, wie die Aus⸗ 
wanderungs angelegenheit behandelt wird — wir wollen ihm die Zeitung 
ſchon wegen ihres reichhaltigen Materials an Berichten beſtens 
empfehlen. 


Weltbegebenheiten. 
Juni. 


Preußen. Die Sitzungen des Vereinigten Landtages find geſchloſ⸗ 
fen, an die Stelle der Erwartung, der Hoffnungen und Befürchtungen ій 


413 


Gewißheit getreten. Wir können nicht mehr darüber in Zweifel fein, was 
wir von den Männern zu erwarten haben, die als Vermittler der Volks⸗ 
wünſche, als die Wahrer ſeiner Rechte nach Berlin geſandt waren. Hat 
ihr Auftreten den Erwartungen des Volks entſprochen? Den Erwartun⸗ 
gen — gewiß wohl, denn dieſe waren im Allgemeinen nicht ſehr hoch ge⸗ 
ſpannt, da das beſchränkende Wahlgeſetz eine Wahl im Sinne des Volkes 
meiſtentheils unmöglich macht; — ob aber auch den Wünſchen, das ій eine 
andere Frage, die ich hier nicht entſcheiden möchte. Wir wollen es der 
Kölnerin, dieſem Organe des philiſtröſeſten Liberalismus, der je das Ta⸗ 
geslicht erblickt hat, überlaſſen, Siegeshymnen anzuſtimmen; ich für mein 
Theil freue mich, daß die Entwickelung nicht von dem guten Willen und 
der Energie einzelner Menſchen abhängig iſt, daß die Verhältniſſe eine 
größere Triebkraft beſitzen, gegen welche jeder Widerſtand vergebens iſt; 
ſonſt möchte das ſchwankende Benehmen der Majorität unſeres Landtages 
wohl eher dazu beigetragen haben, die Entwickelung aufzuhalten, als zu 
fördern. 

Der beſchränkte Raum dieſer Blätter geſtattet es bei der Maſſe des 
vorliegenden Materials nur, auf die wichtigeren Verhandlungen einzugehen, 
und unter dieſen ſind es unzweifelhaft die über die Verfaſſungsangelegen⸗ 
heit, welche das meiſte Intereſſe in Anſpruch nehmen. Der früher zurück⸗ 
gewieſene Proteſt der 138 kam hier in anderer Form wieder zu Tage, die 
Widerſprüche zwiſchen den Verordnungen vom 3. Februar und der frühe⸗ 
ren Geſetzgebung, welche ſchon in der Adreſſe anerkannt waren, wurden 
wie im Proteſte ſpezialiſirt, und um die Abänderung der einzelnen Punkte 
gebeten. Die Veranlaſſung zu dieſen Berathungen gaben 12 Petitionen, 
welche dem Landtage theils auf Abänderung jener Verordnungen, theils 
auf Anerkennung der aus den früheren Geſetzen entſpringenden Rechte ein⸗ 
gereicht waren. Der erſte Punkt, über den berathen wurde, war die Pe⸗ 
riodizität des Landtages; die Abtheilung hatte es nicht für gut befunden, 
die aus der früheren Geſetzgebung mit Konſequenz herzuleitende jährliche 
Einberufung zu befürworten, auch nur um die Anerkennung des Rechts 
der Periodizität überhaupt zu bitten, war ihr zu weit gegangen; ſie hatte 
einen vermittelnden Antrag formulirt; kein Wunder, daß er nach beiden 
Seiten als ungenügend befunden wurde. Nach ihm ſollte der König ge⸗ 
beten werden, „mit Bezug auf die frühere Geſetzgebung, insbeſon⸗ 
dere aber aus Nützlichkeits- und innern Nothwendigkeits-Gründen die 
Einberufung des Vereinigten Landtages alle zwei Jahre auszuſprechen.“ 
Was dem Einen hier zu wenig, das war dem Anderen zu viel, wie z. B. 
dem Frhrn. v. Manteuffel II, weſcher jede Periodizität für überflüffig hält, 
und befürchtet, daß man beim Zurückgehen auf die ältere Geſetzgebung 
endlich wohl gar im Mittelalter ankommen und noch mehr Rechte in An⸗ 
ſpruch nehmen möchte, und doch „will er verbleiben ein berathender, ein 
bewilligender Stand, aber nicht ein Stand, der auch nur einen Schritt 
höher ſteht.“ — Mit dem Antrage auf Periodizität wird zugleich der wei⸗ 
tere auf „Wegfall der Ausſchüſſe in der ihnen durch die allerhöchſte Ver⸗ 
ordnung vom 3. Februar с. gegebenen Einrichtung“ mit derſelben Moti⸗ 
virung, wie der vorige zur Berathung geſtellt. — Dieſes Mal iſt es der 
Staatsminiſter v. Savigny, welcher als Sprecher der Regierung auftritt; 
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es find aber wieder dieſelben ſpitzfindigen Definitionen, welche wir ſchon 
früher von dieſer Stelle gehört haben, nur mit einigen neuen Ausführun⸗ 
gen bereichert; auch er behauptet, der §. 13 des Geſetzes vom 17. Januar 
1820, wodurch die Staatsſchulden-Verwaltungsbehörde verpflichtet wird, 
„der künftigen reichsſtändiſchen Verſammlung alljährlich Rechnung zu 
legen,“ ſei nur zum Schutze der Kreditoren gegeben, und finde mit der 
Errichtung der Staatsſchulden-Deputation ſeine Erledigung; die Ausſchüſſe, 
meint er, ſeien eben fo gut reichsſtändiſche Verſammlungen, als der Ver— 
einigte Landtag, wenn die frühere Geſetzgebung auch nur von einer 
reichsſtändiſchen Verſammlung ſpreche, ſo ſei dies nur geſchehen, um über 
die Gliederung voraus nichts zu beſtimmen; ja er ſucht ſogar zu bewei— 
ſen, daß die früheren Geſetze wohl hätten Erwartungen erregen, 
aber keine Rechte verleihen können. Endlich beſtreitet er der Ver- 
ſammlung das Necht, nach Erlaß der königl. Botſchaft noch ferner über 
den Umfang ihrer Rechte Beſchlüſſe faſſen zu dürfen. Ebenſo proteſtirt 
bei einer ſpäteren Gelegenheit der Landtags-Kommiſſar dagegen, daß die 
Verſammlung einen Beſchluß faſſe, daß ſie noch andere Rechte habe, als 
im Patent vom 3. Februar enthalten ſeien. Hr. v. Beckerath hält dies 
indeſſen doch für nothwendig und weiſ't darauf hin, daß nur der Mar— 
ſchall über den Gang der Debatte zu entſcheiden habe. 

Nachdem Savigny geendet, ward die Berathung ausgeſetzt, bis die 
Rede gedruckt und an die einzelnen Mitglieder vertheilt ſei. Gr. v. Schwe⸗ 
rin ſtattet „dem Juriſten vom europäiſchem Rufe, der ſich hier zum Or⸗ 
gan der Regierung gemacht hat,“ ſeinen Dank ab, „obſchon die Gründe 
deſſelben keine überzeugende Kraft auf ihn ausgeübt haben.“ In den fol⸗ 
genden Sitzungen ward dieſe Rede Gegenſtand vielfacher Angriffe und Er⸗ 
wiederungen; ſelbſt Hr. v. Vincke entſchließt ſich, wenn auch „mit einer 
gewiſſen Zaghaftigkeit“ zur Entgegnung, er findet jedoch einigen Muth 
darin, daß der Miniſter früher fein Lehrer geweſen, und hält „die früs 
heren Gedanken deſſelben verehrten Mannes“ am beſten zur Widerlegung 
ſeiner Rede geeignet — „wie ja der Diamant nur durch Diamantenſtaub 
geſchliffen werden kann.“ v. d. Heidt glaubt, die Verſammlung müſſe fich 
zuerſt darüber ausſprechen, ob ſie wirklich die Uebereinſtimmung zwiſchen 
der Geſetzgebung vom 3. Februar und der früheren Geſetzgebung vermiſſe; 
juriſtiſch betrachtet, möge die ſehr kunſtreiche Deduktion des Miniſters, daß 
dir früheren Geſetze wohl hätten Erwartungen erregen, aber keine Rechte 
verleihen können, wohl ein Meiſterſtück ſein, darüber aber, welchen Sinn 
der Geſetzgeber in die Geſetze habe hineinlegen wollen, könne kein Zweifel 
beſtehen. „Das Volk habe keine Rechtswiſſenſchaft ſtudirt, es liebe keine 
kunſtreichen Rechtsdeduktionen. Das Volk verſtehe die Geſetze nach dem 
einfach verſtändlichen Sinn. Uns aber, die wir berufen ſind, die Rechte 
der Stände, die Rechte des Volkes zu wahren, uns liegt, meines Erach⸗ 
tens, die Pflicht ob, uns nicht wirre machen zu laſſen durch kunſtreiche 
Deduktionen, ſondern feſtzuhalten an den Rechten, welche dem Lande und 
den Ständen nach dem gewöhnlichen Wortſinne aus den Geſetzen erworben 
ſind.“ Auch Aldenhoven erklärt, daß, „wenn auch durch juriſtiſche Deduk⸗ 
tionen die alten uns heiligen Geſetze ſo oder ſo zu deuten die Möglichkeit 
vorhanden ſei, das Volk doch davon nicht ablaſſen werde, weil es darin 
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die geſetzlichen Anhaltspunkte feines Rechts erkenne.“ — 
„Die Gerechtigkeit iſt die erſte Bedingung jedes geſellſchaftlichen Zuſtandes, 
ſagt der Abg. Sperling; ſie iſt der Grundpfeiler des Staatsverbandes. 
Dieſes ſagt uns unſer Bewußtſein, dieſes iſt die Ueberzeugung des Volkes. 
Darum das dumpfe Schweigen bei dem Erſcheinen der Verordnungen vom 
3. Februar, weil das Volk dieſelben mit der Gerechtigkeit, der höchſten 
Zierde unſerer Krone, nicht durchweg vereinbart fand. Darum das allge⸗ 
meine Mißbehagen, weil das Volk ſich durch dieſe Verordnungen in we⸗ 
ſentlichen Rechten ſeiner Stände verletzt fühlte.“ — Auch der Graf Schwe⸗ 
rin behauptet, „das Recht des preußiſchen Volkes ſei durch mehrere Be⸗ 
ſtimmungen der Verordnungen vom 3. Febr. d. J. weſentlich alterirt. Die 
Räthe der Krone, welche dazu gerathen, hätten der Krone nicht das Rich⸗ 
tige gerathen,“ und der Abgeordnete Tſchocke will „von dem übel berathe⸗ 
nen Könige an den beſſer zu berathenden appelliren.“ Weil der vermit⸗ 
telnde Antrag der Abtheilung keiner von beiden Seiten ganz genügen 
konnte, mußte er nothwendig eine große Zahl von Amendements hervor⸗ 
rufen. Den Männern des Vertrauens ſtanden die Vertreter des abſtrak⸗ 
ten Rechts gegenüber, zwiſchen beiden bewegten ſich diejenigen, welche nes 
ben den mehr oder minder ſtarken Beziehungen auf das Recht ſich auf die 
Gründe der Nützlichkeit und Noth wendigkeit ſtützten. Jenen ruft der 
Abg. v. Platen zu: „Für alle diejenigen, welche in dieſer Verſammlung 
nicht allein eigene, ſondern auch die Rechte anderer zu vertreten ein Man⸗ 
dat haben, gibt es nur ein Geſetz, das bindende Kraft hat, und dies 
ruft ihnen unabweisbar zu: Erfüllt Eure Pflicht, wie ſie das Rechtsbe⸗ 
wußtſein in Eurer Bruſt Euch vorſchreibt! Wer mehr will, wer weniger 
will, wer anders will, als dieſe Stimme gebietet, der fehlt an ſeinem Ge⸗ 
wiſſen. Darum, meine Herren, nicht Gefühle können die Baſis 
zu unſern Beſchlüſſen geben, ſondern unſer eigenes Rechtsbewußt⸗ 
ſein.“ Der Abg. v. Vincke behauptete auch dieſes Mal wieder ſeinen 
Platz auf der äußerſten Linken, doch möchte ihm derſelbe ſpäter wohl nicht 
lange unbeſtritten bleiben, ſollte er ſich auch dann noch als konſequenter 
Anhänger der Anſicht zeigen, welche er bei dieſer Gelegenheit ausſprach, 
wonach ihm, „ſo hoch der Himmel über der Erde, ſo hoch das Recht über 
den Nützlichkeitsgründen ſteht, die nimmermehr an das Recht in ſeiner 
Höhe hinanreichen könnten;“ — er wird ihm nicht unbeſtritten bleiben, 
ſobald die Wünſche des Volkes nicht mehr Hand in Hand gehen mit den 
Forderungen des abſtrakten Rechts. Nur unter dieſer Vorausſetzung hat 
er Recht mit feiner folgenden Behauptung, daß „das gefährlichſte Reizmit⸗ 
tel für den Trieb. Rechte zu erwerben und zu erkämpfen, das Gefühl ſei, 
deren gar keine zu beſizen. „Bei einer unbefangenen Erwägung der Ver⸗ 
ordnungen vom 3. Febr. aber, meint er, ließe ſich die Erkenntniß nicht abwei⸗ 
fen, daß dem Verein. Landtage und dem Lande kein Recht zugetheilt ſei.“ 
Er hält es für gefährlich, um Rechte zu bitten, die man ſchon beſitze; er 
ſtellt daher das Amendement, den König zu bitten, „er möge das beſte⸗ 
hende Recht des Verein. Landtages, auf Grund des Art. 13 des Geſetzes 
vom 17. Jan. 1820 alljährlich Behufs Abnahme der Rechnung der Haupt⸗ 
verwaltung der Staatsſchulden einberufen zu werden, allergnädigſt aner⸗ 
kennen. Falls jedoch erhebliche Bedenken einer ſo häufigen Einberufung 
Das Westphal. Dampfb. 47. “ІІ. 29 
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entgegenſtehen möchten, dem Vereinigten Landtage eine darauf bezügliche 
Propoſition vorlegen laſſen.“ — Der Abg. Mohr erinnert die Verſamm⸗ 
lung an den 20. Juni 1843, wo der rheiniſche Landtag mit Einſtimmig⸗ 
keit den Vorſchlag zur Strafprozeßordnung verworfen; er bittet und be⸗ 
ſchwört fie, den 1. Juni 1847 durch ihren Beitritt zu dem Vincke' ſchen 
Amendement zu einem noch größeren Tage zu machen. — Graf v. Gnei⸗ 
ſenau begreift zwar nicht, „wie man auf eine Geſetzgebung, die ſeit 30 
Jahren geſchlafen, Rechtsanſprüche gründen wolle;“ — vergebens verſucht 
der Freih. v. Manteuffel I. eine andere „Formulirung des Rechtsbodens: 
„Was mit des Königs Unterſchrift in der Geſetzſammlung ſteht, iſt ein 
Geſetz. Nun frage ich Sie, ſtehen die Verordnungen vom 3. Febr. nicht 
in der Geſetzſammlung mit des Königs Unterſchrift? (Gelächter.) Ich 
höre, man weiſ't darauf hin, andere Geſetze ſtänden auch darin. (Geläch⸗ 
ter.) Doch das neue derogirt den früheren nach bekannten Maaßregeln. — 
Für das Vincke'ſche Amendement entſchied ſich die Majorität der Verſamm⸗ 
lung mit 260 gegen 247 Stimmen bei namentlicher Abſtimmung. Wie 
bekannt, genügt aber die einfache Majorität nicht, um einer Petition den 
Weg zum Throne zu bahnen, es mußte daher in der Abſtimmung fortge- 
fahren werden. Ein ähnliches Amendement Schwerin's, welches auch noch 
die Nützlichkeitsgründe zu Hülfe gerufen hatte, erhielt 327 gegen 171, d. 
h. 5 Stimmen unter den erforderlichen /. Die Verſammlung ſieht ſich 
alſo genöthigt, trotz dieſer impoſanten Majorität auf den Antrag der Ab- 
theilung zurückzugehen; derſelbe wurde, nachdem das Wörtchen „insbeſon— 
dere“ durch „und“ erſetzt war, ſo daß es jetzt hieß: „mit Bezug auf die 
frühere Geſetzgebung und aus Gründen der Nützlichkeit und inneren Noth⸗ 
wendigkeit,“ von der erforderlichen Stimmenzahl angenommen. 

Ueber die Ausſchüſſe äußert der Abg. Mohr, daß nach der Verord— 
nung vom 21. Juni 1842 die Wahlen zu denſelben der königl. Beſtäti⸗ 
gung bedürften; er hofft, daß Alle mit ihm darin übereinſtimmen würden, 
daß die Bedingung nicht vereinbar ſei mit der Würde und nothwendigen 
Unabhängigkeit eines Körpers, der die reichsſtändiſche Verſammlung ſelbſt 
fein ſolle. „Es könne und dürfe nach feinem Dafürhalten 
nur ein Organ für die Volksmacht ſein, wie es nur eine Krone 
gebe.“ Ein dem früheren ähnliches Amendement Vincke's hatte ein glei⸗ 
ches Schickſal; es erlangte nur eine Majorität von 65 Stimmen; dage⸗ 
gen ſprach ſich die Verſammlung mit großer Majorität dahin aus, daß 
um den gänzlichen Wegfall der Aus ſchüſſe gebeten, über die motivirenden 
Gründe aber beſonders abgeſtimmt werden ſolle. Man war nicht einig 
darüber, ob über die Motivirung auch mit ?/, Stimmen oder mit einfa⸗ 
cher Majorität entſchieden werden müſſe; die Aeußerung des Landtags- 
Kommiſſars, daß im letzteren Falle keine Entſcheidung vom Könige erfol⸗ 
gen werde, ward mit Murren aufgenommen, und von einigen Stimmen 
„halblaut“ als eine Drohung bezeichnet. Um Einigung herbeizuführen, 
nimmt der Marſchall nun auch die Motivirung in das Petitum auf, und 
für den Antrag, daß „mit Bezug auf die frühere Geſetzgebung und aus 
Gründen der Nützlichkeit und inneren Nothwendigkeit, der König gebeten 
werden ſolle, den Wegfall der Ausſchüſſe auszuſprechen,“ erhebt ſich die 
ganze Verſammlung. Mit derſelben Motivirung ward auch nach kurzer 
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Diskuſſion der Antrag der Abtheilung angenommen, den König й bitten, 
daß er anerkennen möge, „daß der Beirath des Vereinigten Landtages 
nicht 1 Verhandlungen mit den einzelnen Provinziallandtagen ausge⸗ 
loſſen ſei.“ 
9 Dafür, daß die Staatsſchulden⸗Deputation den Landtag in feinen 
Befugniſſen zur Konſentirung von Staatsſchulden nicht erſetzen könne, 
ſtimmt die Abtheilung zwar auch, ſie fügt aber dieſem Antrage noch einen 
zweiten hinzu, der den Unwillen eines großen Theils der Verſammlung 
erregte: „daß Se. Maj. das unbeſtreitbare Recht der Krone behalten 
möge, in allen Fällen, in welchen die Einberufung des Ver. Landtages 
unmöglich ſei, ohne Zuziehung ſtändiſcher Organe Anleihen zu kontrahiren.“ 
Winzler ſieht in dieſem Vorſchlage eine „Mißachtung der wahrhaft könig⸗ 
lichen Gabe, eine Nichtachtung der beſtehenden und gegebenen Rechte des 
Volkes, und würde ihm beizutreten für eine Verletzung ſeiner Pflicht hal⸗ 
ten, auch wünſcht er dem erſten Antrage der Abtheilung noch die Ver⸗ 
wahrung hinzugefügt, „daß im Falle die Bitte nicht erfüllt würde, ſie 
dennoch eine ſolche Befugniß der Deputation weder übertragen, noch, wenn 
ſie ausgeſprochen werden ſollte, als rechtsbeſtehend anerkennen würden.“ 
Gr. v. Helldorf erklärt geradezu, „daß, ſo lange ſie ſich noch in einer ge⸗ 
wiſſen Ungewißheit über manche Hauptpunkte der ſtändiſchen Verfaſſung 
befänden, fo lange für die Stände das Recht der Prüfung und Feſtſtellung 
noch nicht anerkannt ſei und beſtehe, ſo lange wir noch keine verantwort⸗ 
lichen Miniſter hätten, ſie auf keine ihrer Gerechtſame, ſelbſt nicht für 
gewiſſe Eventualitäten zu verzichten vermöchten und befugt ſeien.“ — Es 
ſprach ſich allgemein in der Verſammlung die Anſicht aus, daß gerade in 
ſtürmiſchen Zeiten, bei drohendem oder ſchon ausgebrochenem Kriege, die 
Einberufung der Reichsſtände am meiſten Noth thun würde, und das 
Amendement Vincke's, — „Se. Maj. den König zu bitten, Allergn. ans 
erkennen zu wollen, daß nur mit Zuſtimmung des Ver. Landtages Landes⸗ 
ſchulden rechtsgültig kontrahirt werden könnten; falls jedoch der unbedingten 
Anwendung dieſes Grundſatzes erhebliche Bedenken im Wege ſtehen möch⸗ 
ten, dem V. L. eine hierauf bezügliche Propoſition vorlegen laſſen zu 
wollen,“ — wurde mit großer Majorität angenommen. Eine Aeußerung 
Hanſemann's, er ſei überzeugt, daß ſeine Kollegen vom linken Rheinufer 
darin mit übereinſtimmten, daß im Falle einer Invaſion vom Weſten ihr 
Platz nicht dort, ſondern in Berlin ſei, rief in der folgenden Sitzung die 
geharniſchte Erwiederung des tapfern Herrn v. Thadden hervor, daß er 
ſodann die Stelle des rheiniſchen Deputirten in Aachen vertreten werde. 
„Er habe in den acht Wochen manche Aeußerungen gehört, die ihm das 
Herz im Leibe herumdrehten!“ er erklärt zuletzt den Krieg allen Schmeich⸗ 
lern, Heuchlern und allen parlamentariſchen Tyrannen. Der gute 
Mann hatte auf der Tribüne eben ſo traurige Erfahrungen gemacht, wie 
weiland der edle Hr. Konze, und mochte es daher wohl fühlen, daß er an 
der Grenze ſeinen Platz beſſer ausfüllte, als dort im Ständeſaale. — 
Die Heiterkeit, welche durch dieſe Exklamationen in der Verſammlung her⸗ 
vorgerufen war, ſollte bald ſtürmiſchen Debatten weichen. An der Tages⸗ 
ordnung war das Zuſtimmungsrecht des Landtages zu Staatsanleihen. 
Es wurde der Widerſpruch hervorgehoben zwiſchen dem Geſetz von 1820, 
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welches alle Anleihen von feiner Zuſtimmung abhängig mache, und dem 
vom 3. Februar, welches dieſe Bedingung nur für ſolche ſtelle, die in 
Friedenszeiten kontrahirt, und für welche das ganze Staatsvermö⸗ 
gen zur Sicherheit beſtellt werde. Die Erklärung des Landtagskommiſſars, 
daß die Regierung nicht beabſichtigt habe, irgend eine Anleihe in Friedens- 
zeiten, für welche ein Theil des Staatsvermögens oder der Staatsein— 
künfte als Sicherheit beſtellt werden ſollte, von der Bewilligung der Stände 
auszunehmen, konnte die Verſammlung natürlich nicht beruhigen. Der 
Abg. Hanſemann hielt es um fo nothwendiger, eine Bitte zu ſtellen auf 
Beſeitigung der Zweifel, welche in Beziehung auf den Umfang und die 
Form von Staatsſchulden beſtehen könnten, und ſtellte ein hierauf bezüg⸗ 
liches Amendement. Auf ſein weiteres Verlangen, daß dem Vereinigten 
Landtage ein Geſetzentwurf vorgelegt werden möchte, „durch welchen dieje— 
nigen Finanzoperationen, welche ſeit der Verordnung vom 17. Januar 
1820 im Widerſpruch mit dem dort aufgeſtellten Grundſatze etwa gemacht 
worden ſeien, regulariſirt und in Gemäßheit dieſer Verordnung 
dem Vereinigten Landtage untergeordnet würden,“ glaubte 
die Verſammlung zwar nicht eingehen zu können; die Begründung deſſel⸗ 
ben rief aber die Erklärung des Landtagskommiſſars hervor, daß für die 
Bankzettel keine Staatsgarantie beſtände, daß eine ſolche Garantie durch 
die Annahme derſelben in den königlichen Kaſſen keineswegs begründet ſei. 
Der Finanzminiſter beſtreitet ſogar die Verpflichtung der königlichen 
Kaſſen zu dieſer Annahme, und der Juſtizminiſter fügt hinzu, daß er ſchon 
bei mehreren Gelegenheiten feine Genehmigung dazu verſagt habe, preußifche 
Bankzettel in den Depoſitalkaſſen der Gerichte — von denen er zwar ſpä— 
ter erklärt, daß „er nicht gewußt habe,“ daß ſie ebenfalls zu den kö⸗ 
niglichen Kaſſen zählten — niederzulegen. Das war Oel in's Feuer ge⸗ 
goſſen; man glaubte den Kredit der Bankzettel zerſtört, ihre Beſitzer rui⸗ 
nirt, und wahrlich, hätte nicht bald darauf eine königliche Kabinets⸗Ordre 
die unbedingte Annahme der Bankſcheine in allen königlichen Kaſſen zum 
vollen Nennwerthe befohlen, dieſe Erklärungen möchten nicht ohne verderb⸗ 
liche Wirkungen für das Vermögen Vieler geblieben ſein. „Wie! rief 
Hanſemann aus, ein königliches Geſetz ſagt, die Banknoten ſollen in allen 
Staatskaſſen ſtatt baaren Geldes, beſonders ſtatt Kaſſenanweiſungen in 
Zahlung genommen werden, auf den Banknoten ſelbſt iſt dieſes gedruckt — 
und nun hören wir, daß trotz des klaren Wortlautes dieſer Beſtimmung 
eine ſolche Verpflichtung doch nicht ſicher beſtehe.“ — Es würde vergebli⸗ 
ches Bemühen geweſen ſein, dieſe Debatten der Oeffentlichkeit zu entziehen, 
wie der Landtagskommiſſar es andeutete, worauf die Verſammlung aber 
nicht einging; ein Geheimniß unter 600 iſt kein Geheimniß mehr; in der 
Verſammlung ſelbſt ſcheinen ſie eine größere Einigkeit hervorgerufen zu ha⸗ 
ben, als je vordem beſtand. Das Amendement Hanſemanns, wie auch die 
meiſten folgenden Anträge wurden mit großer Majorität, theilweiſe faſt 
einſtimmig angenommen. Die daraus hervorgegangenen Petitionen ſind 
folgende: Der König möge anerkennen: a, „daß nach der Verordnung 
vom 17. Januar 1820 überhaupt keine Staatsſchulden⸗Dokumente irgend 
einer Art, alſo weder verzinsliche noch unverzinsliche Papiere, und alſo 
auch keine Erklärungen über Schuldgarantieen ohne Zuzie⸗ 
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hung und Mitgarantie des Vereinigten Landtags rechtsgültig ausgeſtellt 
werden dürfen; b, inſofern aber die unbedingte Anwendung dieſes Grund⸗ 
ſatzes bedenklich erachtet würde, dem Vereinigten Landtage dieſerhalb eine 
allerhöchſte Propoſition vorlegen laſſen. 2. Es ſoll eine Erklärung, resp. 
Abänderung des б. 9 des Geſetzes vom 3. Februar с. über die Bildung 
des Vereinigten Landtages erbeten werden, welche außer Zweifel ſetzt, daß 
das Recht des ſtändiſchen Beiraths über alle Steuergeſetze dem Ver⸗ 
einigten Landtage zuſtehe; eine fernere Deklaration des 5. 9, welche au⸗ 
ßer Zweifel ſetzt, daß mit Rückſicht auf die frühere Geſetzgebung in den 
rechtlichen Verhältniſſen der Domainen und Regalien nichts geändert, ſo 
daß die Mitwirkung der Stände, welche aus der die Domainen betreffen⸗ 
den früheren Geſetzgebung zu begründen, ungeſchmälert ſei. 4. Der König 
ſoll gebeten werden, „mit Rückſicht auf die bereits formirten Anträge und 
namentlich auf die zugeſicherte Wiederberufung des Verein. Landtags bin⸗ 
nen 4 Jahren die Wahlen zu den Vereinigten Ausſchüſſen 
und den ſtändiſchen Deputationen für das Staatsſchul⸗ 
denweſen für jetzt ausſetzen zu laſſen; und endlich 5., trotzdem 
die Abtheilung keinen Grund einſah, auf dieſe Petition nä⸗ 
her einzugehen, und dieſelbe vom Petenten, Abg. Hirſch, wieder zu⸗ 
rückgezogen war, „es möge an der Geſetzgebung vom 3. Febr. 
x J. ohne Juſtimmung der Stände nichts geändert wer⸗ 
en.“ — 

Es ließ ſich vorausſehen, daß, bevor dieſe Rechtspunkte eine genü⸗ 
gende Erledigung gefunden, der Landtag zu keiner Finanzoperation die 
Hand bieten würde. „Bei Geldfragen hört die Gemüthlichkeit auf, da 
muß blos der Verſtand uns leiten,“ ſagt Hanſemann; das haben denn 
auch die königlichen Propoſitionen über den Bau der Oſtbahn und die 
Umwandlung der Steuer erfahren. Die Oſtbahn ſollte aus Staatsmit⸗ 
teln gebaut werden, das erforderliche Kapital von ungefähr 26 Millionen 
durch eine Anleihe beſchafft, und durch die für den Eiſenbahnfond im Fi⸗ 
nanzetat jährlich angeſetzten 2 Millionen verzinſ't und amortiſirt werden. 
Von der Nothwendigkeit und Nützlichkeit einer Eiſenbahn für Preußen war 
man allgemein überzeugt, unter anderen Verhältniſſen würde man die An⸗ 
leihe unbedingt votirt haben; es galt aber den politiſchen Rechten ein 
Opfer zu bringen, und ſelbſt die preußiſchen Abgeordneten bebten vor die⸗ 
ſem Opfer nicht zurück. In der That, die Energie, welche ſie bei dieſer 
Gelegenheit entwickelten, berechtigte einen andern Schluß des Landtages zu 
erwarten, als er wirklich ſtattgefunden. — Die Zuſtände im Oſten unſe⸗ 
rer Monarchie nähern ſich immer mehr denen Irlands; die Provinz Preu⸗ 
ßen iſt ein rein ackerbautreibendes Land, ohne Induſtrie, mit nur ſo viel 
Handel, als der Abſatz ſeiner Ackerbauprodukte und die Verſorgung der ei⸗ 
genen Märkte mit fremden Fabrikaten erfordert. Gegen Rußland und 
Polen abgeſchloſſen, iſt es hierfür nur auf ſeine Waſſerſtraßen angewieſen, 
auf die durch Zölle erſchwerte Schiffahrt durch den Sund, iſt es während 
5 Monaten, in denen ſeine Häfen mit Eis bedeckt ſind, ganz und gar ab⸗ 
geſchloſſen. Seine Korn aus fuhr iſt ſeit Jahren ziemlich dieſelbe geblie⸗ 
ben, feine Korn produktion hat nur wenig zugenommen, aber feine Be⸗ 
völkerung iſt in immerwährendem Zunehmen begriffen. Neben großen Gü⸗ 
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tern kleine Pachtungen, welche ihre Bewohner in guten Jahren kaum mit 
den nöthigen Lebensmitteln verſorgen; wie in Irland hängt das Wohl 
und Wehe dieſer Unglücklichen allein vom Ausfall der Kartoffelernte ab. 
Daher das fürchterliche Elend der letzten Jahre. Nur durch verbeſſerte 
Kommunikationsmittel, Belebung des Handels und der Induſtrie kann un⸗ 
ter den beſtehenden ſozialen Verhältniſſen eine Aenderung dieſes Zuſtandes 
hervorgerufen werden. — Gewiß, mit blutendem Herzen haben die preu⸗ 
ßiſchen Abgeordneten die ihnen gebotene Hülfe abgelehnt; um ſo größere 
Anerkennung verdient es, daß ſie die allgemeinen Intereſſen über die pro⸗ 
vinziellen erhoben, um ſo größere Verachtung verdienen die wenigen Stim⸗ 
men, welche provinzielle Eiferſüchtelei bei dieſer Gelegenheit anregen woll⸗ 
ten. „Wenn ich auch alle Hütten meines Landes durch die Bewilligung 
des Anleihens zu Schlöſſern verwandeln könnte, ſagt der Abg. v. Saucken, 
ſo würde ich in dem Glauben, daß mit leichtem und ruhigem Gewiſſen es 
ſich glücklicher und behaglicher in einer Hütte als mit einem beſchwerten im 
Pallaſte ſelbſt wohnen läßt, dagegen ſtimmen!“ — H. v. Auerswald hält 
ſich nicht für befugt, im Namen Anderer eine Anleihe zu bewilligen, „ſo 
lange dem Landtage die regelmäßige Wiederkehr nicht zugeſichert iſt, ſo 
lange ihm nicht bei jeder Wiederkehr die Kenntniß und zwar die genaue 
Kenntniß des Staatshaushalts zugeſichert iſt.“ — Der Abg. Hanſemann 
hatte das Amendement geſtellt, daß die im Staatsſchatze todtliegenden Ka— 
pitalien (Э zum Bau der Oſtbahn verwendet werden möchten. Er zog 
daſſelbe jedoch ſpäter wieder zurück; „weil ſich durch die Debatte bereits 
hinlänglich herausgeſtellt habe, daß man eine materielle Frage von Wich- 
tigkeit niemals diskutiren könne, ohne zurückgeführt zu werden auf die Prin⸗ 
zipien der Verfaſſung. Dies habe ſich bei dieſer Gelegenheit wieder klar 
herausgeſtellt. Es habe ſich gezeigt, daß es ſich eigentlich darum handele, 
ob überhaupt Alles, was den Staatshaushalt betreffe, 
alſo auch der Staatsſchatz, der vollſtändigen Kontrole und 
Mitwirkung der Stände anheimzugeben, oder ob es mög— 
lich ſei, den Staat gut zu verwalten, ohne dieſen Grund⸗ 
ſatz in der Folge aus zuführen.“ — Mit 360 gegen 179 Stim⸗ 
men ward die Anleihe abgelehnt, dagegen wird mit 320 gegen 169 Stim- 
men beſchloſſen, den König zu bitten, „Behufs der Ausführung der großen 
öſtlichen Bahn nach Preußen dem nächſten Landtage eine Allerhöchſte Pro⸗ 
poſition vorlegen und bis dahin die an derſelben begonnenen Arbeiten in 
geeigneter Weiſe fortſetzen zu laſſen.“ — Die Vorſchläge der Regierung 
in Bezug auf Aufhebung der Schlacht- und Mahlſteuer und Einführung 
einer Einkommenſteuer wurden ebenfalls abgelehnt. 

Doch ſpricht ſich die Verſammlung dafür aus, daß im Wege der Ge⸗ 
ſetzgebung auf eine Erleichterung der Abgaben der ärmſten Klaſſen, nicht 
allein in den mahl⸗ und ſchlachtſteuer-, ſondern in gleicher Weiſe in den 
Klaſſenſteuerpflichtigen Orten hinzuwirken ſei,“ und bittet den König, „die 
Erreichung dieſes Zweckes in andere Erwägung nehmen und dem nächſten 
Vereinigten Landtage deren Ergebniſſe vorlegen laſſen zu wollen.“ Ich 
werde bei Gelegenheit einer beſonderen Abhandlung über Steuern auf dieſe 
Verhandlungen zurückkommen, und begnüge mich daher hier mit der Mit⸗ 
theilung des Reſultates. 
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Mit überwiegender Majorität ward von der Verſammlung die Bitte 
beſchloſſen, der König möge die baldigſte Verweiſung des Haupt⸗Finanz⸗ 
etats und der vorgelegten Reſultate der Finanzverwaltung an eine Abthei⸗ 
lung zur Prüfung und Berichterſtattung zum Zwecke der Information des 
Landtages geſtatten. Nur dem Abg. der Stadt Münſter, Hrn. v. Olfers, 
hatte der bisher veröffentlichte Etat genügt, er war demſelben immer ge⸗ 
folgt und hatte ſich aus ihm vollſtändig informiren können. — Ein An⸗ 
trag auf Aufhebung des Salzmonopols und Einführung einer Salz⸗ 
ſteuer fand, wie noch einige andere Anträge bezüglich des Salzes, keine 
Unterſtützung; ein Amendement des Abg. Hanſemann, den König zu bit⸗ 
ten, die Verhandlungen mit den betreffenden vereinsländiſchen Regierungen 
wegen Aufhebung des Salzmonopols vorzubereiten, und dem nächſten V. 
L. einen Geſetzentwurf vorzulegen, durch welchen eine feſte Steuer auf das 
Salz angeordnet würde, erhielt zwar die Majorität, 222 gegen 168 Stim⸗ 
men, aber doch nicht die erforderlichen . — Ein Antrag auf Aufhebung 
der Lotterie ward hauptſächlich wegen des dadurch entſtehenden Ausfalls 
in den Staatseinnahmen nicht angenommen. — 

Von einer Abtheilung war die Umwandlung des zur Zeit beſtehenden 
Handelsamtes in ein ſelbſtſtändiges Miniſterium für Handel, Ackerbau und 
Induſtrie beantragt. Es mußte in der That in Erſtaunen ſetzen, wie 
ſchon in dieſe Debatte die Schutzzoll⸗ und Freihandelsfrage hinein gezogen 
werden konnte. Der Abg. Merkens will die Induſtrie ausgeſchloſſen wiſſen, 
er will kein „Vertheuerungs⸗Miniſterium,“ der Abg. Camphauſen befürch⸗ 
tet ein „Schutz⸗ und Rückzollminiſterium,“ — als wenn durch den bloßen 
Beſchluß zur Errichtung eines Miniſteriums auch ſchon das Syſtem be⸗ 
ſtimmt wäre, welches er befolgen ſollte. Die arme Induſtrie — ſie ſollte 
ſchon wieder einmal als Stieftochter behandelt werden! Die Abtheilung 
ſtützte ihren Antrag vorzüglich auf die Vorfälle der letzten Zeit. Dieſe 
wären nicht möglich geweſen, ſagt ſie, wenn die Intereſſen des Handels 
und der Gewerbe ihr eigenes Organ unter den Räthen der Krone gehabt 
hätten. Weitere Beläge böte der Abſchluß faſt ſämmtlicher Handelsver⸗ 
träge mit dem Auslande, die in der Regel gleich nach dem Abſchluß vom 
Volke als ſeinen Intereſſen zuwiederlaufend erkannt wurden. Der Beitritt 
der Nordküſte zum Zollverein ſei bis jetzt ohne Erfolg angeſtrebt; das 
Haupthinderniß liege in einer mit dem Seeverkehr ganz unvereinbaren pein⸗ 
lichen Kontrole bei der Verſteuerung, in einem hemmenden und zeitrauben⸗ 
den Formenweſen bei der Abfertigung, das nur durch fiskaliſche Rückſichten 
erklärlich ſei. Das Handelsamt habe eine rein theoretiſche Stellung, könne 
durch die Einſicht ſeines Chefs, durch die unter ſeinem Vorſitze ſtattgefun⸗ 
denen Berathungen das Daſein eines Konflikts zwiſchen dem finanziellen 
und induſtriellen Standpunkt wohl konſtatiren, den Konflikt aber nicht 
heben. Der Präſident ſei nicht Mitglied des Staatsminiſteriums, habe 
nur in beſtimmten Fällen eine berathende Stimme. Der Antrag der 
Abtheilung ward mit hinreichender Majorität angenommen, nur mit der 
kleinen Abänderung, daß das Miniſterium als eins für Ackerbau Handel 
und Gewerbe getauft werden ſollte. — 

Dem Antrage, daß die Oeffentlichkeit der Sitzungen der Stabivers 
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ordneten allen Städten verliehen werden möge, welche felbige unter Webers 
einſtimmung des Magiſtrats mit den Stadtverordneten beantragen würden, 
trat die Verſammlung bei; ebenſo beſchloß ſie, den König zu bitten, daß 
die in den Landtagsabſchieden vom 30. Dec. 1845 enthaltene beſchrän⸗ 
kende Interpretation in Betreff der Sonderung in Theile nicht weiter in 
Anwendung zu bringen, vielmehr die unbeſchränkte Anwendung der dieſer⸗ 
halb beſtehenden geſetzlichen Beſtimmungen in Uebereinſtimmung mit der 
Allerh. K.⸗Ordre vom 25. März 1834 allergn. zu geſtatten. Da dieſe 
Petition ſich aber der Zuſtimmung der Herrenkammer nicht zu erfreuen 
hatte, ſo wird ſie nicht an den König gelangen. 

Auch dieſes Mal kam wieder die Ausſchließung eines Abgeordneten 
durch den Oberpräſidenten feiner Provinz zur Sprache. Der pofenfche 
Abg. v. Niemojewski war bereits als ſolcher beſtätigt; weil aber wegen 
feines etwaigen Antheils an den polniſchen Unruhen eine Vo runterſuchung 
gegen ihn eingeleitet war, wurde er nicht einberufen. „Was ſoll daraus 
werden, ſagte der Abg. Schauß, wenn allein ein Antrag des Staatsans 
walts auf Unterſuchung ſchon Jemanden von der Standſchaft zurückweiſen 
kann? Ein ſolcher Fall könnte uns Allen ſehr leicht begegnen; es könnte 
uns begegnen, daß wir ausgeſchloſſen würden von unſerer Standſchaft, in⸗ 
ſofern dies oder jenes Moment, dem wir ſelbſt uns ganz fremd wüßten, 
ergriffen und hervorgeſucht würde, um unſern Zutritt zu dieſer Verſamm- 
lung zu verhindern.“ Von der Abtheilung war der Antrag auf ſofortige 
Einberufung nicht befürwortet, obſchon ſie ſelbſt anerkannte, daß die Aus⸗ 
ſchließung durch kein ſpezielles Geſetz beſtimmt ſei, man hätte aber erwar⸗ 
ten ſollen, daß die kürzlich erfolgte völlige Freiſprechung des Gra⸗ 
fen Eduard von Reichenbach, der durch ihren Beſchluß jetzt für 
einen ganzen Wahlturnus von ihren Sitzungem ausgeſchloſſen iſt, einigen 
Einfluß auf die Abſtimmung der Verſammlung hätte üben müſſen. — Der 
Antrag hatte nur 267 Stimmen für, und 160 gegen ſich. 

Ueberſpringen wir einige unbedeutende Verhandlungen, und gehen 
wir gleich zu den Berathungen der königl. Propoſition, die Verhältniſſe 
der Juden betreffend über. Der Entwurf beabſichtigte die Aufhebung der 
vielen Einzelgeſetzgebungen und die Einführung eines allgemeinen Geſetzes 
für ſämmtliche Juden des preuß. Staates; nur ein Theil der poſenſchen 
Juden ſollte davon ausgenommen bleiben, für ihn glaubte man noch be⸗ 
ſondere Ausnahmegeſetze aufrecht erhalten zu müſſen. Aber auch das all⸗ 
gemeine Geſetz ſollte keine Gleichſtellung herbeiführen zwiſchen Juden und 
Chriſten, es war eine neue Sondergeſetzgebung, die jenen ſogar noch manche 
Rechte entzog, welche ihnen frühere Beſtimmungen gewährt hatten. „Wenn 
das Geſetz von 1812 den Juden Hoffnung auf Emanzipation gewährte, 
fagt der Gr. Renard, der vorliegende Geſetzentwurf vernichtet dieſe Hoffe 
nung wieder, vernichtet ihre ſtaatliche Geltung, vernichtet ihre Anſprüche 
auf Heimathsrechte, ein Recht, welches wir ſelbſt den Verbrechern nicht 
entziehen wollen, denn wir haben gegen die Deportation geſtimmt. Un⸗ 
mittelbare Folge dieſes Geſetzentwurfs kann nur die ſein, daß ſich ein 
Staat im Staate mit geſonderten Zwecken bildet, eine jüdiſche Enclave im 
chriſtlichen Gemeinweſen, und eine ſolche kann nur Haß hegen und hecken.“ 
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Der Entwurf kam in beiden Kammern zu gleicher Zeit zur Berathung, in 
beiden ward er mehr oder minder modifizirt, für eine vollſtändige Eman⸗ 
zipation der Juden hat aber keine entſchieden, trotz der vielen und kräftigen 
Reden, welche wir beſonders in der zweiten Kammer dafür hörten. Ein 
näheres Eingehen auf dieſe Verhandlungen wird man mir hoffentlich er⸗ 
laſſen; ich hege das feſte Vertrauen zu den Leſern dieſer Blätter, daß ſie 
über dieſe Frage längſt entſchieden haben, daß ſie keinen Augenblick zwei⸗ 
felhaft ſein werden, ſich für die vollſtändige Gleichſtellung zwiſchen Juden 
und Chriſten auszusprechen; ja ich glaube ſelbſt, daß fie nicht mit dem 
Herrn v. Vincke darin, daß Jemand an keinen Gott glaubt, einen Grund 
finden würden, ihn vom Staatsbürgerrechte auszuſchließen. Steht denn 
dem Menſchen ſein Glaube vor die Stirn geſchrieben? und iſt der Heuch⸗ 
ler, der mit frommen Mienen feine Mitmenſchen betrügt, etwa dem vor⸗ 
zuziehen, der offen und ehrlich feinen Unglauben bekennt? „Der Atheift 
kann keinen Eid ſchwören,“ ſagt Ihr; — ſichert der Glaube etwa vor'm 
Meineide? Laſſen ſich nicht weltliche Strafen genug erfinden, um der an 
Eidesſtatt gegebenen Verſicherung dieſelbe Wahrhaftigkeit beizulegen wie 
dem Eide? Einem Zeitalter, das ſich der Erfindung des penſylvaniſchen 
Syſtems rühmen kann, wird gewiß auch dieſes nicht unmöglich ſein. 

15 Petitionen, welche die Aufhebung der Cenſur, Einführung von 
Preßfreiheit und zum Theil eines Preßſtrafgeſetzes bezweckten, waren dem 
Landtage eingereicht. Für den Antrag der Abtheilung, welcher dahin lau⸗ 
tete, „unter dankbarer Anerkennung der bereits von Seiten der Krone ge⸗ 
ſchehenen Schritte an S. M. den König die ehrfurchtsvolle Bitte zu rich⸗ 
ten, von dem ſeither befolgten Präventivſyſtem abgehen, in der ganzen 
Monarchie die Cenſur aufheben, Preßfreiheit gewähren, und zu dieſem 
Zwecke ein Preßſtrafgeſetz entwerfen zu laſſen und dem V. 
L. zur Berathung allergn. vorzulegen,“ — erhebt ſich faſt die ganze Ver⸗ 
ſammlung; doch waren die Gründe für dieſe Abſtimmung ſehr verſchie⸗ 
denartig. Während die Einen eine größere Freiheit der Preſſe dadurch 
herbeizuführen wünſchten, dachten die Anderen an eine größere Unterdrückung 
der ihnen ſelbſt noch unter der Cenſur zu freien Preſſe. Von Seiten des 
Gouvernements war der Abtheilung die Mittheilung gemacht: „Es habe 
S. M. der König längſt erkannt, daß das bisher in Bezug auf die 
Preſſe beobachtete Präventivſyſtem gegen die Mißbräuche 
der Preſſe keinen genügenden Schutz gewähre.“ Auch der 
Referent „war früher ein entſchiedener Gegner der Preßfreiheit; er iſt aber 
jetzt zu der Ueberzeugung gekommen, daß, wie jetzt der Zuftand der Preſſe 
ſei, er nicht bleiben könne, denn die Cenſur gewähre in der jetzi⸗ 
gen Lage den Schutz nicht, den wir haben müßten und ver⸗ 
langen könnten.“ H. v. Thadden will „Preßfreiheit — wirkli⸗ 
ches öffenliches Verfahren mit den Herren Literaten und 
ganz dicht dabei den Galgen?“ Auf den Antrag Auerswald's 
fand jedoch eine weitere Diskuſſion über dieſen Gegenſtand nicht ſtatt, 
weil er ſchon hinreichend ſchriftlich und mündlich erörtert ſei, und der An⸗ 
trag der Abtheilung ward pure angenommen. — Zwei Anträge des H. 
v. Vincke und H. v. Thadden, welche auf gänzliche Vernichtung der Ano⸗ 
nymität in der Preſſe hinausliefen, fanden glücklicher Weiſe keine Unter⸗ 
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ſtützung. Würde ihnen Folge gegeben, fo würde dadurch der ganzen Ta⸗ 
gespreſſe ein ſehr empfindlicher Schlag verſetzt worden ſein. Der Abg. v. 
Vincke verlangte außerdem noch, daß jeder Redakteur eines Blattes ver⸗ 
pflichtet ſein ſolle, gegen angemeſſene Inſertionsgebühren jeden Artikel 
aufzunehmen, und dabei ſollte noch obendrein eine Verantwortlichkeit des 
Redakteurs, trotz der Namennennung des Verfaſſers, beſtehen bleiben. Ich 
weiß in der That dieſe Anträge des geehrten Redners mit ſeinem ſonſti⸗ 
gen Auftreten nicht zuſammenzureimen. Die Verſammlung trat nur dem 
Antrage der Abtheilung bei, „daß jedes Blatt verpflichtet ſein ſolle, die 
Erwiederung und reſp. Rechtfertigung eines in demſelben perſönlich Anz 
gegriffenen gegen Inſertionskoſten aufzunehmen.“ 

In der Herrenkurie hatte indeſſen die Berathung ſtattgefunden 
über die Petitionen, welche die zweite Kammer auf Abänderung des Ges 
ſchäfts-Reglements für den V. L. an den König zu richten beſchloſſen 
hatte. Folgenden Anträgen hat ſie ihre Zuſtimmung ganz verſagt: 1. In 
Zukunft durch Wahl jeder einzelnen Provinz die Beſtellung des von ihr 
zu entnehmenden Sekretairs zu geſtatten, 2. den Vorſitzenden einer Abthei⸗ 
lung aus der Wahl ihrer Mitglieder hervorgehen zu laſſen und 3. die 
Beurtheilung, ob ein Antrag zur Kompetenz des Landtages gehöre oder 
nicht, als dem Landtage, aber nicht ſeinem Marſchalle, für zuſtehend zu 
erklären. Ein anderer Antrag aber, zur Wahl der Kandidaten für die 
bei der Hauptſchuldenverwaltung der Staatsſchulden erledigten Stellen die 
abſolute Stimmenmehrheit erforderlich erachten zu wollen, war durch den 
Zuſatz, daß die Stimmzettel unterſchrieben werden ſollten, wodurch die 
Stimmfreiheit vollſtändig kaptivirt wäre, fo modiſizirt, daß die zweite 
Kammer ganz davon abzuſtehen beſchloß. — Der Antrag der 3 Kurien 
auf Zulaſſung aller Bekenner des Chriſtenthums zu den ſtändiſchen Rech⸗ 
ten wurde dahin modifizirt, daß für den nächſten V. L. die Vorlage eines 
Geſetzentwurfs „in Bezug auf die Ausübung der ſtändiſchen Rechte Sei⸗ 
tens derjenigen Perſonen, welche, ohne der Gemeinſchaft einer der chriſt- 
lichen Kirchen anzugehören, gleichwohl aber erklären, daß ſie ſich zur chriſt⸗ 
lichen Religion bekennen,“ erbeten werden ſolle. — Einem Antrage auf 
Vertagung des Landtages bis zum Herbſte war die Herrenkurie ebenfalls 
nicht beigetreten; dagegen ward derſelbe vom Könige verlängert, bis die 
Rechtsfrage auch in der Herrenkurie erledigt wäre. In welcher Art dieſes 
geſchehen würde, darüber konnte wohl kein Zweifel beſtehen. Die Petitio⸗ 
nen, welche darauf hinausliefen, daß der Beirath des V. L.' nicht durch 
Verhandlungen mit den einzelnen Provinziallandtagen ausgeſchloſſen ſein 
möchte, fo wie daß ohne die Zuſtimmung des Landtages an den Ver⸗ 
faſſungsgeſetzen nichts geändert werden möchte, wurden gar nicht von ihr 
befürwortet; viele andere dagegen nur mit bedeutenden Modifikationen an⸗ 
genommen. Der Antrag auf Periodizität wurde dahin geändert, Sr. Maj. 
allerunterthänigſt zu bitten, die periodiſche Einberufung des V. L.'s in 
einer von Allerhöchſtdemſelben zu beſtimmenden Friſt Aller⸗ 
gnädigſt ausſprechen zu wollen.“ Auch die zweite Kammer ward ihrem 
früherem Votum untreu, und ſtimmte mit 418 gegen 31 Stimmen für 
dieſen neuen Antrag; nur die Abg. Stedtmann und Meviſſen ſprachen 
energiſch dagegen. Statt des Wegfalls der Ausſchüſſe vereinigen ſich beide 
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Kammern zu der Bitte, daß die Verordnungen über dieſelben und ihre 
Befugniſſe dahin abgeändert werden möchten, daß ihnen in ihrem Verhält⸗ 
niſſe zu dem Vereinigten Landtage keine anderen Rechte eingeräumt wür⸗ 
den, als ſolche dem ſtändiſchen Ausſchuſſe der Provinzial-Landtage, dieſen 
letzteren gegenüber, durch die Verordnung vom 21. Juni 1842 beigelegt 
waren, was von v. Vincke noch dahin interpretirt wird, „daß die Wirk⸗ 
ſamkeit der Ausſchüſſe keine andere ſein ſolle, als eine vorbereitende und 
vorberathende.“ — Die Modifikationen, betreffend die Anträge über das 
Staatsſchuldenweſen, riefen nochmals eine lange und heftige Debatte in 
der zweiten Kammer hervor; ſie waren aber der Art, daß dieſelbe mit 
300 gegen 146 Stimmen beſchoß, lieber gar keine Petition hierüber ein⸗ 
zureichen, als dieſen Abänderungen beizutreten. — Die Wahlen der Aus⸗ 
ſchüſſe und Staatsſchulden⸗Deputation wollte die Herrenkurie nur bis zur 
allerhöchſten Entſcheidung über die in Betreff ihrer Befugniſſe formirten 
Anträge ausgeſetzt wiſſen, welcher Abänderung die zweite Kammer bei— 
trat. — 

So eilte denn endlich der erſte Akt dieſes großen Dramas ſeinem 
Schluſſe zu. Eine Menge Petitionen ſind unberathen geblieben, vielen hat 
das Votum der Herrenkammer den Weg zum Throne verſperrt, und noch 
andere konnten wegen Mangels an Zeit bei dieſer gar nicht zur Bera⸗ 
thung kommen. Wann der nächſte Landtag einberufen wird, darüber iſt 
noch nichts beſtimmt, doch hoffe ich, wird er nicht gar zu lange hinausge⸗ 
ſchoben werden; das Bedürfniß wird ſelbſt die Regierung dazu treiben, 
ſie wird den Beiſtand der Stände nicht lange entbehren können. 

Am 24. wurden den Ständen mehrere königl. Erlaſſe auf ſtändiſche 
Petitionen mitgetheilt. Der König erklärte: 1., daß es nicht feine 962 
ſicht geweſen ſei, durch §. 4 der Verordnungen, „durch die wörtlich aus 
d. Art. III. der Verordnung vom 17. Jannar 1820 entnommene Bezeich- 
nung, ſolche Staatsanleihen, für welche nur ein Theil des Staatseigen⸗ 
thums oder der Staatsrevenüen als Sicherheit beſtellt werden möchte, von 
dem Erforderniß der Zuſtimmung des Verein. Landtages auszuſchließen; 
zu Verwaltungsſchulden aber bedürfe es, wie bisher, ſo auch in Zukunft 
der ſtändiſchen Mitwirkung nicht; 2., „daß die ſtändiſche Deputation für 
das Staatsſchuldenweſen nicht dazu beſtimmt ſei, den Vereinigten Landtag 
in ſeinen geſetzlichen Befugniſſen hinſichtlich der Konſentirung von 
Staatsanleihen zu erſetzen oder zu vertreten.“ — In Bezug auf die über 
die Verordnungen vom 3. Febr. d. J. eingereichten Petitionen wird ers 
klärt: „daß in dem durch das allgemeine Geſetz vom 5. Juni 1823 be⸗ 
ſtimmten Umfange des Rechtes der Stände, mit ihrem Beirathe gehört zu 
werden, durch die Verordnungen vom 3. Febr. d. J. keine Schmälerung 
eingetreten (гі, daß vielmehr dieſes Recht, auch wenn dergleichen Geſetze 
Veränderungen in den Steuern zum Gegenſtande hätten, ungeſchmälert auf 
den Vereinigten Landtag und den Vereinigten ſtändiſchen Ausſchuß über⸗ 
gegangen ўсі, fo weit nicht der 9. 3 den Provinzial⸗Landta⸗ 
gen jenen Beirath für einzelne Ausnahmsfälle vorbehal⸗ 
ten habe. $. 9 der Verordnung enthalte demnach keine Schmälerung, 
ſondern eine weſentliche Erweiterung der ſtändiſchen Rechte;“ eben fo ſeien 
die rechtlichen Verhältniſſe der Domainen und Regalien durch die Verord⸗ 
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nungen vom 3. Febr. in keiner Weiſe alterirt. — Was den Antrag auf 
Periodizität betreffe, ſo ſei ſein Entſchluß bekannt, „an die weitere Aus⸗ 
bildung des von ihm ſelbſt für bildungsfähig erklärten neuen Verfaſſungs⸗ 
werkes nicht anders, als auf der Grundlage reiflicher Erfahrung zu gehen. 
Getreu dieſem Entſchluſſe, aber auch eingedenk der Erklärung, daß er den 
Vereinigten Landtag gern öfter um ſich verſammeln wolle, werde er die 
auf die periodiſche Einberufung deſſelben und auf die Beſchränkung des 
Wirkungskreiſes des Vereinigten ſtändiſchen Ausſchuſſes gerichteten Anträge 
ſeiner getreuen Stände in ſorgſame Erwägung ziehen und behalte er ſich 
ſeine Entſchließung darüber ſo lange vor, bis die Verordnungen 
vom 3. Febr. d. J. ihrem weſentlichen Inhalte nach zur 
Aus führung gekommen fein würden.“ — Was endlich die Bitte 
auf Ausſetzung der Wahlen für die ſtändiſchen Aus ſchüſſe und die Depu⸗ 
tation betreffe, „fo behebe ſich die Bitte, fo weit fie letztere betreffe, das 
durch, daß ein Antrag der Stände auf Abändernng der geſetzlichen Be— 
ſtimmungen über die Bildung und den Wirkungskreis der Deputation nicht 
an ihn gelangt ſei. Was die Wahl der Ausſchüſſe betreffe, ſo könne er 
dieſer Bitte ſchon deshalb nicht Statt geben, weil er beabſichtige, den 
Entwurf des neuen Strafgeſetzbuches denſelben zur Begutachtung vorzu- 
legen.“ Die Wahl der Ausſchüſſe und Staats ſchulden-De- 
putation ward daher hiermit angeordnet. 

Sie fand am 25. Juni provinzweiſe und ſtändeweiſe unter dem 
Vorſitze der einzelnen Provinzial-Marſchälle бан. Ueber das dabei ein⸗ 
zuhaltende Verfahren hatte keine Verſtändigung ſtattgefunden; die Wahlen 
fanden daher ganz ſo ſtatt, wie ſie Hr. v. Vincke von der Tribüne herab, 
zwar erſt nur nach „Hörenſagen“ charakteriſirt. „Die Wahlen ſeien, wenn 
er ſich eines Ausdrucks des gewöhnlichen Lebens bedienen dürfe, ſehr 
buntſcheckig ausgefallen. In einigen Provinzen hätten ganze Stände 
die Wahl ganz verweigert, andere hätten unter einem Vorbehalte, andere 
in einem Vertrauen, andere in einer Ueberzeugung, andere in einer Hin⸗ 
gebung gewählt, kurz, die Wahlen wären ſehr verſchieden ausgefallen. 
Ebenſo verſchieden ſei das Verfahren der verſchiedenen Provinzial⸗Mar⸗ 
ſchälle geweſen. Einzelne hätten einen ſolch' allgemeinen Vorbehalt zuge⸗ 
laſſen, andere hätten ihn mit ihrer Stellung nicht vereinbar gehalten, an⸗ 
dere hätten eine Deklaration und andere eine Verzichtleiſtung auf die Vor⸗ 
behalte verlangt; kurz es gehe daraus hervor, daß das Reſultat ſehr ver⸗ 
ſchiedenartig geweſen ſei.“ — Die Abgeordneten der Provinz Preußen, 
welche im Anfang des Landtages mit einer Inkompetenz-Erklärung ab⸗ 
reifen wollten, haben ſämmtlich gewählt; doch ward von 55 Mitglie⸗ 
dern eine von Hrn. v. Auerswald, der auch hier wie gewöhnlich den Ver⸗ 
mittler ſpielte, abgefaßte Erklärung unterzeichnet, deren weſentlicher Inhalt 
war, daß ſie die königl. Botſchaft vom 24. d. ſo verſtanden hätten, daß 
durch die Ausſchüſſe kein Gegenſtand dem in früheren Geſetzen begründeten 
Beirath des Vereinigten Landtages entzogen werden ſolle, daß die ſtändi⸗ 
ſche Deputation nur den Zweck habe, der Hauptſchulden⸗Verwaltung zur 
Seite zu ſtehen: nur in dieſer Ueberzeugung und zu dieſem Zweck vollzö⸗ 
gen ſie die Wahl.“ — Von der Provinz Brandenburg erklärten die 
Abgeordneten Oſtermann, Anwandter und Hübler, nicht wählen 
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zu wollen, weil ihr Gewiſſen es ihnen nicht geſtatte. Ein großer Theil 
der Verſammlung erklärt lediglich aus Gehorſam gegen den ausdrücklichen 
Befehl des Königs zu wählen. Von der Provinz Pommern waren nur 
39 Mitglieder gegenwärtig; da der Marſchall kein bedingtes Votum an⸗ 
nehmen wollte, enthielt ſich der Abg. v. Hagenow der Wahl. Der 
Marſchall der Provinz Schleſien wollte wohl eine Erklärung, aber keine 
Inſtruktion für die Gewählten geſtatten. Gegen die Wahl proteftirten 
und enthielten ſich der Einmiſchung in dieſelbe die Abgeordneten der Stadt 
Breslau, Milde, Tſchocke und Siebig und der Abgeordnete Hayn 
aus Waldenburg; andere gaben eine Erklärung ab. Von Poſen ver⸗ 
weigerten die Wahl die Abgeordneten v. Kraſzewski und v. Niego⸗ 
lewski, 32 wählten mit Vorbehalt. Von den ſächſiſchen Abgeordne⸗ 
ten verweigern die Herren Schneider, Coqui, Uthemann, Schul— 
ze, Zachau und Seltmann jede Wahl, die Herren Michaelis, Do— 
renberg und Hartmann aber nur die Wahl der Ausſchüſſe; andere wählen 
mit Vorbehalt. In der Rheinprovinz wählen nicht die Abgeordneten 
Jungbluth, Aldenhoven, Hanſemann, Caspers, Meviſ— 
ſen, Mohr, Raffauf, Lenſing, Flemming, Stedtmann, 
Minderjahn, König, Baum, Reichard, Zunderer, Schult, 
Bieſing, Grühn, Graach, van der Los, Rheinhard, Roms 
bei, Vruſt, Kirchberg, Funk, Dahmen, Lang, Reh, und ver- 
wahren zugleich feierlich alle der allgemeinen Ständeverſammlung aus der 
früheren Geſetzgebung erworbenen Rechte, die durch das Beſtehen der Vers 
einigten Ausſchüſſe verletzt werden könnten. Die Herren Camphauſen, v. 
Beckerath u. a. unterzeichnen eine Verwahrung und wählen dann; im 
Stande der Landgemeinden waren nur 3 Wähler übrig geblieben, die 
Wahlen fielen nun natürlich auf ſolche, die ſich ſelbſt der Wahl enthalten 
hatten, und als dieſe nun erklärten, die Wahl nicht annehmen zu können, 
erklärten die З Wähler, nicht ferner wählen zu wollen; es kam hier alſo 
keine Wahl zu Stande. In der Provinz Weſtphalen ergriff der Abg. 
v. Vincke vor der Einſammlung der Stimmzettel das Wort, um zu ent⸗ 
wickeln, daß die Wahl aus formellen und materiellen Gründen unzuläſſig 
erſcheine. Aus dieſen Gründen „finde er ſich zu ſeinem innigem Be⸗ 
dauern außer Stande, an der Wahl Theil zu nehmen und müſſe, ſo lange 
jene Bedenken nicht gehoben worden, gegen die Rechtsgültigkeit derſelben 
proteſtiren.“ Der Vorſitzende glaubte, daß die Wahl ſchon aus Gehor- 
fam gegen den König unbedingt vorzunehmen ſei; ich glaube jedoch, daß 
dieſem Glauben eine falſche Auslegung des königl. Befehls zu Grunde 
liegt, der doch gewiß nur für diejenigen bindend ſein ſollte, welche die 
Vornahme der Wahl auch mit ihrem Gewiſſen vereinigen könnten. 

Der Abg. Freiherr v. Vely⸗Jungken erklärte, ebenfalls nicht an 
den Wahlen theilnehmen zu können, der Erklärung des Frhn. v. Binde 
traten die Abg. v. Bockum⸗Dollfs, Epping, Schmoele, Bracht, 
Berger, Barre und v. Zur mühlen bei. In der vereinigten Ver⸗ 
ſammlung der 3 Kurien wiederholt v. Vincke feierlich von der Tribune 
herab nochmals feinen Proteſt gegen alle Wahlen. — Eine ziemlich große 
Anzahl Deputirter hatte ſchon vor den Wahlen Berlin verlaſſen; die Be⸗ 
ſorgung ihrer eigenen Angelegenheiten hatte ihnen näher am Herzen gele⸗ 
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gen, als die Vertretung ihrer Kommittenten. Die Wahlen wurden daher 
zum Theil von einer ſehr geringen Anzahl Wähler vorgenommen, da über 
die hierzu erforderliche Zahl keine geſetzliche Beſtimmung beſteht; welchen 
Einfluß aber die Art, wie ſie zu Stande gekommen, auf den Kredit des 
preuß. Staates üben wird, das muß die Zukunft lehren. 

Am 26. ward die Verſammlung durch den königlichen Kommiſſar, 
Staatsminiſter v. Bodelſchwingh geſchloſſen, da der König ſelbſt nach Schle— 
ſien gereiſ't war. „Es iſt die Stunde gekommen, begann die von ihm 
verleſene Schlußrede, in welcher auf Befebl Sr. Maj. des Königs, unſers 
Allergn. Herrn, die erſte Verſammlung des Vereinigten Landtages geſchloſ— 
ſen werden ſoll. Sie iſt dadurch getrübt, daß eine kleine Anzahl ſeiner 
Mitglieder ihre Betheiligung bei dem letzten Akt ihrer Wirlſamkeit verſagt 
und ſich dadurch einer Pflicht entzogen hat, deren Erfüllung mit der Aus- 
übung ihrer ſtändiſchen Rechte im weſentlichen Zuſammenhange ſteht. Die 
Regierung wird das Anſehen der Geſetze zu ſchützen 
wiſſen. 

Di . . Ein Gefühl aber dürfte uns Allen nicht fremd 
ſein, das Gefühl, daß die Ergebniſſe des Vereinigten 
Landtages weniger fruchtbringend für das Land geweſen 
ſind, als ſie es hätten ſein können!“ 

Ein feſtlicher Empfang wartete vieler Abgeordneten in ihrer Heimath, 
mit dem lebhafteſten Enthuſiasmus wurden jedoch diejenigen begrüßt, wels 
che die Rechte des Volkes bis zum letzten Augenblicke konſequent und ener⸗ 
giſch vertreten hatten, verſchiedene Städte des deutſchen Auslandes be— 
zeigten ihnen durch Adreſſen ihre Theilnahme. Aber auch die abenteuer⸗ 
lichſten Gerüchte folgten ihnen bald auf dem Fuße nach. Während es 
auf der einen Seite hieß, das Miniſterium wolle abtreten, weil es ſich 
mit der Majorität der Stände nicht in Einklang befände, hörte man von 
der anderen, es ſolle gegen diejenigen Abgeordneten, welche ihre Theil— 
nahme an der Wahl verweigert hätten, eingeſchritten werden, und zwar 
gegen die Beamten eine Disziplinarunterſuchung eingeleitet, die übrigen 
aber ihres Mandates beraubt werden. Ich kann jedoch dieſem Gerüchte 
keinen Glauben ſchenken: was hat für's Erſte der Beamte mit dem 962 
geordneten zu ſchaffen, wie kann der Beamte dafür beſtraft werden, was 
der Abgeordnete gethan hat? wie ſollte man aber darin, daß ein Abgeord— 
neter ſeiner Ueberzeugung und ſeinem Gewiſſen treugeblieben iſt, einen 
Grund finden können, ihn ſeines Mandates zu berauben? Glaubt man 
etwa, er habe nicht im Sinne des Volkes gehandelt, nun wohl, ſo möge 
man neue Wahlen anordnen, das Urtheil des Volkes möge dann entſchei⸗ 
den! — Noch unwahrſcheinlicher klingt ein drittes Gerücht: der König 
wolle für den Bau der Oſtbahn auf ſeinen perſönlichen Kredit bei 
ſeinem Schwager, dem Kaiſer von Rußland, eine Anleihe von 15 Millio⸗ 
nen erheben. Auch das kann ich nicht glauben, und wäre es auch nur 
deshalb, weil dadurch die Verſtändigung zwiſchen Regierung und Ständen 
immer noch weiter hinausgeſchoben würden; denn der perſönliche Kre⸗ 
dit eines abſoluten Königs und der Staats kredit laſſen ſich nicht von 
einander ſcheiden! ö 

Während ich dieſe Zeilen ſchreibe, fällt mir ein Artikel des „Jour⸗ 
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nal des Debats“ über den Ausgang unſers Landtags in die Hände. „In 
Frankreich werde man dieſe Ereigniſſe nur ſchwer begreiſen können, äußert 
daſſelbe. Kapituliren, im Augenblicke des Sturmes, auf unſichere Bedin⸗ 
gungen einen Platz übergeben, in dem man ſich drei Monate mit ſolcher 
Aufopferung gehalten, das werde man in Frankreich einen Rückzug nennen, 
und auch unter den weniger Verſtändigeren, aber weniger Deutſchgearteten 
in Preußen nennt man es ſo. Die deutſche Gemüthlichkeit hat die Ab⸗ 
geordneten in dem Augenblicke überraſcht, wo die Verlegenheiten des Wi⸗ 
derſtandes begannen. Man hat gar nicht daran gedacht, daß man bei 
der Aufforderung zu den Ausſchußwahlen in dem weißen Saale hätte zu⸗ 
ſammentreffen können. Statt ſelbſt zu entſcheiden, hat man der Zeit die 
Entſcheidung überlaſſen, die Niemanden kompromittirt; man hat ſich auf 
die Erwartung zurückgezogen, die der Normalzuſtand in Deutſchland iſt; 
immer von Neuem wieder anfangen und nie aufhören, das iſt die alte 
wie die neue Geſchichte von Deutſchland!“ Das müſſen ſich unſere Des 
putirten von einem Regierungsjournale zurufen laſſen! 

Zu gleicher Zeit mit dem Landtage iſt auch ein deutſchkatholiſcher 
Kongreß in Berlin abgehalten, der zu / aus Geiſtlichen beſtand. Es 
wurde die Errichtung des Centralvorſtandes als Vermittelungsorgan für 
die deutſchkatholiſche Kirche beſchloſſen; es iſt hierdurch ſchon ein Schritt 
weiter zu ihrer Befeſtigung als einer abgeſchloſſenen Sekte geſche⸗ 
hen. — In Königsberg iſt den Juden die Verlegung ihres Gottesdienſtes 
vom Samſtag auf den Sonntag ſtreng unterſagt; man ſcheint ſie alſo mit 
Gewalt in der Abgeſchloſſenheit zurückhalten zu wollen, welche ſo häufig 
als Grund gegen ihre Emanzipation angeführt wird. — In Berlin hat 
der Verein gegen Thierquälerei die Konzeſſion zur Errichtung eis 
ner Pferdeſchlächterei erhalten. 

Dem Juſtizrath Crelinger in Königsberg, welcher der befohlenen 
Strafverſetzung nicht folgen wollte, iſt der nachgeſuchte Abſchied bewilligt; 
die Königsberger Kaufmanſchaft hat ihn dagegen ſogleich mit einem an⸗ 
ſehnlichen Gehalte als ihren Juſtiziarius engagirt. — Die Strafe des 
Brüffeler Buchhändlers Vogler, welcher auf feiner Reife nach Leipzig 
verhaftet, und obgleich Ausländer und im Auslande lebend, wegen Ver— 
breitung verbotener Schriften in Preußen zu 1 Monat Gefängniß verur⸗ 
theilt war, iſt in zweiter Inſtanz auf 14 Tage herabgeſetzt. — Der Dr. 
Dronke, welcher aus ähnlichen Gründen zu zweijähriger Feſtungsſtrafe ver⸗ 
urtheilt iſt, iſt trotz ſeiner Bitte, die Strafe auf dem Ehrenbreitenſtein ab⸗ 
ſitzen zu dürfen, nach Weſel abgeführt. — Von Stettin aus wird ſehr 
über die harte Behandlung des Dr. Meyen geklagt; ſeinen Freunden wird 
der Beſuch nur gegen ſchriftliche Angabe dringender Gründe 
geſtattet. Das Gerücht von dem Begnadigungsgeſuche Meyen's hat ſich 
als unwahr erwieſen. — Die Tochter des unglücklichen Tſchech hat ſich 
durch die Flucht der quasi Gefangenſchaft, in welcher ſie im Hauſe eines 
evangeliſchen Geiſtlichen Weſtphalens gehalten wurde, entzogen. Die Nach⸗ 
forſchungen des Herrn Dunker, der ſich gerade auf einer „Urlaubs- 
reiſe“ nach Aachen befand, haben zu keinen weiteren Entdeckungen ge⸗ 
führt. — Der ſogenannte Kommuniſtenprozeß in Berlin hat endlich 
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mit der Freiſprechung der A ат 4. Dezember v. J. inhaftirten Handwer⸗ 
ker geendet; nur 2 derſelben ſind wegen Verbreitung verbotener Schriften 
mit einer leichten Geldbuße beſtraft; ein anderer der damals Angeklagten, 
der ehemalige Kandidat Behrends, iſt in Berlin zum Stadtrath gewählt. 
— Auch die wegen der Vorgänge am 3. und 4. Auguſt v. J. in Köln 
Angeklagten ſind bis auf zwei, welche mit einer geringen Strafe, einer 8 
Wochen Gefängniß, belegt find, freigeſprochen. — Der neue Generals 
Prokurator Nicolovius hat den von ſeinem Vorgänger Berghaus eingeleg— 
ten Kaſſations⸗Recours gegen das Urtheil des Anklage-Senats, wodurch 
die der Einmiſchung in die öffentlichen Funktionen der Zivil-Autoritäten Бег 
züchtigten Bürger Kölns, Fr. Naveaux, Dr. D'Eſter с, außer Verfolgung 
geſetzt waren, zurückgenommen. — Schlechter іЙ es den bei den verſchiede⸗ 
nen Korntumulten Betheiligten ergangen. Viele find zu mehrjähriger Ge⸗ 
fängnißſtrafe, die Meiſten aber auch außerdem zu körperlicher Züch⸗ 
tigung verurtheilt. Die Brandſtiftungen in der Provinz Poſen dauern 
indeſſen noch fort, und in Schleſien herrſcht das fürchterlichſte Elend. In 
dem Gebirgsländchen Glatz haben ſich die unbeſchäftigten Arbeiter der um— 
liegenden Fabrilgegenden zu vollſtändigen Banden organiſirt, die, mit Stock, 
Meſſer und Sack bewaſſnet, auf die Kontribucion ihres Lebensmittelbedarfs 
ausziehen. — Eine neue Medaille wird geprägt zur Verleihung an Land- 
wirthe und ſolche, die ſich um die Landwirthſchaft verdient gemacht haben. 
Auch den Mitgliedern der vorigjährigen General-Synode ſind galvaniſch 
vergoldete Erinnerungsmedaillen zugegangen, mit der Inſchrift: „Ein Herr, 
Ein Glaube, Eine Taufe, Ein Gott und Vater unſer Aller.“ 

Mit dem Königreiche beider Sizilien iſt ein Handelsvertrag abge- 
ſchloſſen, der wahrſcheinlich beiden Theilen einige geringe Vortheile gewäh⸗ 
ren wird. Er lautet auf, Gleichſtellung beider Flaggen, Herabſetzung der 
Zölle auf neapolitaniſche Ole um 20% und unſerer Produkte und Manu⸗ 
fakturen um 10%. 

Hannover. Den Mäßigkeitsfreunden iſt es unterſagt, hier ihre 
diesjährige Verſammlung abzuhalten. Ich weiß nicht, ob Abgeneigtheit 
gegen die Mäßigkeits vereine oder gegen Vereine überhaupt die Re⸗ 
gierung zu dieſem Verbot beſtimmt hat. 

amburg. Auch dieſe reiche Kaufmannsſtadt hat ihren Korntu⸗ 
mult gehabt. Sie iſt ſo wenig wie England im Stande ihre Armen al⸗ 
lein zu ernähren, und es wäre gewiß an der Zeit, den Herren Senatoren 
mal wieder mit einer allgemeinen Unterſtützung unter die Arme zu 
reifen. і 
А — Endlich hat die däniſche Regierung, wenn auch unter 
drückenden Bedingungen — Abtretung eines Theils der Hoheitsrechte — 
den Lübeckern den Eiſenbahnbau durch ihr Gebiet, von dem ſie ganz um⸗ 
ſchloſſen ſind, geſtattet. Dafür trifft dieſe aber auf der andern Seite wie⸗ 
der ein harter Schlag, indem ihnen das Privilegium der Dampfſchiffahrt 
nach Petersburg, welches mit dem Jahre 1848 abläuft, entzogen, und eine 
Verbindung zwiſchen Kiel und Petersburg eingerichtet wird. n 

Cöthen. Die anhaltſche Land⸗ und Ritterſchaft hat einſtimmig Бег 
fehloffen, dem Senior des herzoglichen Hauſes nochmals die dringende 
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Bitte vorzulegen, derſelbe möge ſich bis zum Schluſſe des Jahres dahin 
erklären: ob die Fürſten die alte Verfaſſung wieder aufzurichten und an⸗ 
zuerkennen, oder Propoſitionen zu einer zeitgemäßen Reform derſelben zu 
machen geneigt wären. Im Falle dieſe Erklärung nicht erfolgt, will man 
ſich mit einer Beſchwerde an den deutſchen Bund wenden, wo denn na⸗ 
türlich die Sache eine ſchnelle und befriedigende Erledigung finden wird. 
Am Schluſſe der Verſammlung wurden von einer Seite entſchiedene Pro⸗ 
teſtationen wegen verfaſſungswidrig ausgeſchriebener Steuern eingereicht. 

Sachſen. Alle und jede Turnfahrten und Turnfeſte ſind hier 
ſtreng verboten, und den Militairperſonen, welche bisher an den Turn⸗ 
vereinen theilnahmen, iſt der ſofortige Austritt befohlen. Ja, hätten ſich 
die Leute rein auf's Turnen beſchränkt, das würde man ihnen wohl ge⸗ 
ſtattet haben; aber die leidige Politik mengt ſich in Alles hinein, ſie ver⸗ 
dreht der jungen Welt die Köpfe, und iſt aus keinem Vereine mehr fern 
zu halten, er möchte denn aus reinen unverdorbenen Stockphiliſtern beſtehen. 
Alle Maaßregeln der Regierungen ſind vergebens gegen dieſe Peſt; ich 
glaube ſelbſt, wäre es möglich, jedem einzelnen Bürger einen Poliziſten zur 
beſtändigen Ueberwachung zur Seite zu ſtellen, es würde nichts mehr 
helfen. Die Polizei würde am Ende noch gar mit verdorben. 

Weimar. Wie bei uns, hat auch hier der Landtag den Antrag 
auf Emanzipation der Juden abgelehnt. 

Heſſen⸗Kaſſel. Die Regierung hat es durch Anwendung aller 
möglichen Mittel dahin zu bringen gewußt, den jetzt einberufenen Landtag 
von ihr unangenehmen Elementen möglichſt rein zu halten. So erklärte fie 
z. B. die Wahl des Abgeordneten der Stadt Bockenheim, welcher von den 
vorhandenen 7 Wählern einſtimmig gewählt war, für ungültig, weil der 
Stadt nur 4 Wähler zuſtänden, und gründete noch obendrein dieſe Be⸗ 
hauptung auf eine Zählung von 1831. Andere Abgeordnete wurden gar 
nicht einberufen. Der Abgeordnete Wippermann der Schaumburger 
Landgemeinde legte deshalb ſein Mandat nieder. Und doch wäre noch 
beinahe der Plan der Regierung geſcheitert, hätte die Oppoſition nicht, 
nachdem ſie einige Tage Feſtigkeit gezeigt hatte, in echt deutſcher Weiſe ge⸗ 
ſchwankt und verzagt. Die Regierung verlangte die Wahlen der Aus⸗ 
ſchüſſe vor der Legitimationsprüfung; auf den Vorſchlag des Gutsbeſitzers 
Pfeiffer erklärte die Oppoſition anfangs, nicht wählen zu wollen, machte 
durch ihr Nichterſcheinen alle Beſchlüſſe unmöglich, bis ſie endlich, wenn 
ich nicht irre; mit zwei Ausnahmen, alles thut, was die Regierung ver⸗ 
langt. 

l Heſſen⸗Darmſtadt. Eine Schrift des liberalen Abgeordneten 
Frh. v. Gagern: „Rechtliche Erörterung über den Inhalt und Beſtand 
der der Provinz Rheinheſſen landesherrlich verliehenen Garantie ihrer Vers 
faſſung,“ hat einen gewaltigen Sturm in der Kammer und eine große 
Aufregung im ganzen Lande hervorgerufen. 27 Abgeordnete beſchwerten 
ſich in einer beſonderen Eingabe an den erſten Präſtdenten der zweiten 
Kammer bitter über verſchiedene Stellen dieſer Schrift, doch ging aus der 
darauf folgenden Debatte v. Gagern als Sieger hervor. Einen gefährli⸗ 
cheren Feind hatte er ſich aber in dem berüchtigten Georgi erweckt; v. Ga⸗ 
gern hatte in ſeinem Buche die Frage aufgeworfen, „ob ein Georgi zur 

Das Weſtphäl. Dampſb. 47. VII. 30 ў 
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unauslöſchlichen Schmach des Landes ſich berufen wähnen dürfe, bei der 
Frage von künftiger Rechtsverfaſſung auf eine durch ihn vertretene öffent⸗ 
liche Meinung Bezug zu nehmen?“ Georgi glaubte hierauf mit einer Aus⸗ 
forderung zum Duell antworten zu müſſen, welches den Tod oder die voll⸗ 
ſtändige Kampfunfähigkeit wenigſtens eines von ihnen nothwendig zur Folge 
haben müſſe; vom Hrn. v. Gagern aber hätte man erwarten ſollen, daß 
er eine ſolche mittelalterliche Zumuthung ohne weitere Bedenken ablehnen 
würde. Das verlangten auch ſeine Kommittenten und viele andere Rhein⸗ 
heſſen in zahlreichen Adreſſen von ihm. Herr v. Gagern entſprach dieſer 
Erwartung nicht, er zeigte eine Halbheit bei dieſer Gelegenheit, wie wir 
ihr bei unſern liberalen Herren ſo häufig begegnen. Er wollte auf die 
Georgi'ſche Forderung nicht eingehen, wohl aber ein Duell auf „ge— 
wöhnliche Bedingungen“ annehmen; ein Duell nach Georgi's Ab- 
ſicht erklärte er für eine Metzelei. Als ob ein Duell überhaupt etwas an⸗ 
ders ſein könnte, als eine Metzelei oder eine Spielerei; und zu beiden 
ſollte ſich ein vernünftiger Mann, am allerwenigſten aber ein Volksvertreter, 
doch billiger Weiſe nicht hergeben. Daß Georgi Gagern hierauf öffentlich 
für einen Feigling erklärte, das konnte dieſen desungeachtet in den Augen des 
Landes nicht herabſetzen; von allen Seiten bezeigte man ihm Achtung und 
Anerkennung, auch nahm er gleich darauf ſeinen Stuhl in der Kammer 
wieder ein, während Georgi ſich dort nicht mehr blicken ließ. — Der 
Turnverein zu Gießen iſt plötzlich von der Regierung aufgehoben; die Ver⸗ 
ſendung und Verbreitung des „Deutſchen Zuſchauers“ von Struve, ſo wie 
die Verſendung und Verbreitung von Abdrücken einzelner Artikel daraus 
iſt bei Vermeidung der Konfiskation und einer Polizeiſtrafe von 10 Gul⸗ 
den für jedes einzelne verbreitete Exemplar verboten. 
Baiern. König Ludwig hat ſeine Befreiung aus den Banden der 
Jeſuiten in einem eigenen Sonett gefeiert; der König iſt frei, doch das 
Volk, — das Volk iſt ſeelig, indem es auf die Befreiung von ſo vielen 
drückenden Feſſeln wartet, wie man das in Deutſchland von jeher ge⸗ 
wohnt iſt. Bis jetzt iſt blos die Trennung der Adminiſtration und der 
Juſtiz in den untern Regionen genehmigt. Dem Luther iſt der Zutritt in 
die Walhalla geſtattet, und ein alter Demagoge, der Advokat Eiſenmann, 
dem die lange Haft das einſt zu feurige Blut wohl gekühlt, iſt wieder in 
Freiheit geſetzt. Unter den Studenten wird die Korpsbildung möglichſt 
begünſtigt; an dem Stiftungsfeſte eines neuen nahm vor Kurzem ſogar 
der Miniſter des Unterrichts und Kultus, zu Rhein, Theil. 
Würtemberg. Zu Stuttgart hatten ſich mehre Bürger in einer 
Eingabe an die königl. Stadtdirektion über das ungebührliche Benehmen 
des Militairs bei Gelegenheit des neulichen Tumults beſchwert. Die Sol⸗ 
daten waren ſelbſt in den vom Tumult entfernteren Stadtvierteln auf viele 
ruhige Bürger eingedrungen. Die Stadtdirektion erklärte, ohne auf die 
einzeln angeführten Fakta weiter einzugehen, kurzweg Alles für unrichtig 
und jede Beſchwerde gegen das Militair für unzuläſſig. Viele wollen ſich 
hierbei jedoch nicht beruhigen, und die Angelegenheit an höhere Inſtanzen, 
ſelbſt bis zur Kammer bringen. 
Baden. Mit dem 1. Juli haben in dieſem Ländchen wieder zwei 
neue Blätter das Licht der Welt erblickt. Das eine, die von Gervinus, 
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Häuſer, Höfken, Mathy und Mittermater herausgegebene „deutſche Ztg.“ 
hatte ſeine Ankunft ſchon lange vorher mit gewaltigem Poſaunenſchall ver⸗ 
kündet. „Die Perſönlichkeit der Theilnehmer wie der Herausgeber, 
ſagt der Proſpektus, die aus den tüchtigſten Staatsmännern, Schrift⸗ 
ſtellern und Geſchäftsleuten erleſenen Mitarbeiter, geben dem Publikum für 
Richtung und Gehalt der deutſchen Zeitung eine Bürgſchaft, wie noch kein 
anderes Tageblatt bei ſeinem Entſtehen bieten konnte und wohl nur ſehr 
wenige ſpäterhin geboten haben mögen.“ Nun, was haben denn dieſe 
Tüchtigſten aller Tüchtigen, was hat dieſe auserleſene Kohorte bis jetzt ge⸗ 
leiſtet, was haben ſie zu Tage gefördert? — Ein Blättchen flachen, jäm⸗ 
merlichen Inhalts, wie deren ſchon lange zu viel in Deutſchland exiſtiren, 
eine Zeitung, vor der ſich ſelbſt unſere arme Kölnerin nicht einmal ver⸗ 
kriechen darf. Doch, wir wollen den Männern kein Unrecht thun, nicht ihre 
Unfähigkeit, etwas Beſſeres zu leiſten, iſt Schuld an dieſer Erſcheinung; die 
gelehrten Herren befürchten nur, das deutſche Publikam möchte ſich an сіг 
ner zu ſtarken Doſis Tüchtigkeit gleich Anfangs den Magen verderben, ſie 
beginnen deshalb vorſichtig. Haben fie das Publikum erſt an ſich ger 
wöhnt, dann werden ſie es im Adlerfluge weiter tragen in höhere Regio⸗ 
nen, von wo aus ſie die Wirrſale dieſer Welt mit unverſchleiertem Auge 
überſehen können. Die deutſche Zeitung wird ohne Zweifel bald die rhei⸗ 
niſche, — die einzige tüchtige Zeitung, welche wir bis jetzt in Deutſchland 
gehabt haben, — weit hinter ſich laſſen, und wir werden nicht verfehlen, 
unſeren Leſern davon Anzeige zu machen, wann ſie ihren Flug beginnt. 
— Als einſt in jener ſchwarz⸗roth⸗goldenen Zeit die deutſchen Gaue für 
Viele ein ſehr unſicherer Aufenthalt wurden, zog ſich der Dr. Wirth in 
den Kiffhäuſer zurück, und berieth hier mit dem alten Rothbart das Schick⸗ 
ſal ſeines undankbaren Vaterlandes. Der alte Rothbart beſchloß ſelbſt das 
Scepter wieder zu ergreifen, das ganze Deutſchland in ein einiges Kai⸗ 
ſerreich umzuwandeln; um aber auch dem Geiſte der neueren Zeit, mit 
dem ihn ſein Freund, ſo gut er es ſelbſt vermochte, bekannt gemacht hatte, 
einige Konzeſſionen zu machen, wollte er zwei Kammern errichten, in deren 
erſter die ſämmtlichen Fürſten Deutſchlands vereinigt werden ſollten. Um 
nun ſein Volk nicht unvorbereitet zu finden, ſandte er ſeinen Freund wie⸗ 
der hinaus in die jetzt nicht mehr unſichern Gaue ſeines Landes, damit 
er das neue Reich verkünde, und die Herzen wiedergewinne für den alten 
urangeſtammten Herrſcher. Und das Land Baden ward gewürdigt, der 
Wohnſitz dieſes neuen Vorläufers und der Verlagsort des neuen „Reichs⸗ 
blattes“ zu werden. — 

In Folge der Rede, welche Dowiat auf dem Mannheimer Turnplatze 
gehalten, ſind Struve und Dr. Hammer zur Unterſuchung gezogen. Der 
Turnverein ſelbſt aber ЦЁ aufgelöſ't. 

Schweiz. In der Volksverſammlung zu Genf iſt die neue Konſti⸗ 
tution im Geiſte James Fazy's mit 5527 gegen 3171 Stimmen ange⸗ 
nommen. Viele haben ſich der Abſtimmung enthalten, wahrſcheinlich, weil 
fie die entſchloſſenen Anhänger Fazy's fürchteten, wenn fle die Ablehnung 
der Verfaſſung zu Wege gebracht hätten. 

Portugal. Am 21. Mai d. J. wurde zu London von den Be⸗ 
vollmächtigten Portugals, Spaniens, Frankreichs und Englands ein Pro⸗ 
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tokoll unterzeichnet, wodurch ſich die drei letzteren Mächte verpflichteten, 
durch gewaltſames Einſchreiten die Ruhe in Portugal wiederherzuſtellen. 
England wollte ſeinen verlorenen Einfluß in Portugal wieder neu begrün⸗ 
den, es bedurfte eines beruhigten, keines kriegeriſch aufgeregten Portugals, 
um es gehörig ausbeuten zu können, ſein Intereſſe forderte die Interven⸗ 
tion. Ich glaube nicht, daß dem Familienintereſſe des Hauſes Coburg ein 
ſo großes Gewicht beizulegen iſt, als es unſer Londoner Korrespondent 
gethan, es iſt ein Zufall, daß es mit dem Intereſſe der Bourgeoiſie zu⸗ 
fammenfiel. Wäre das nicht der Fall geweſen, das Unterhaus hätte das 
Miniſterium gewiß nicht gegen die heftigen Interpellationen Hume's und 
anderer in Schutz genommen, Peel wäre nicht für daſſelbe aufgetreten. — 
In Spanien herrſcht der engliſche Einfluß, Spanien mußte alſo folgen, 
aber Frankreich, das freie unabhängige Frankreich? Noch im Oktober des 
v. J. geſtand Hr. Guizot zu, daß die Intereſſen Frankreichs in Portugal 
ſo unbedeutend ſeien, daß die Ordonanzen der Königin und die Vorfälle 
vom 6. und 7. Oktober 46 keine Sympathien bei ihm erregten; ja er 
ſchrieb ſogar gleich darauf an ſeinen Agenten in Liſſabon, daß er, treu 
der Politik der Nichtintervention keinen Augenblick daran denke, ſich in die 
inneren Zwiſte der portugieſiſchen Parteien zu miſchen. Hat ſich das ſeit 
der Zeit geändert? Die Intereſſen Frankreichs fordern auch jetzt noch keine 
portugieſiſche Intervention, aber Hrn. Guizot, der nur noch eine Majori⸗ 
tät von Stimmen in der Kammer hat, aber auf keine Sympathien, auf 
keine Unterſtützung im Lande rechnen kann, ward es ängſtlich bei der iſo⸗ 
lirten Stellung Frankreichs; er wollte daher um jeden Preis mit England 
gemeinſchaftlich handeln, er wollte, wenn auch nicht an den Vorthei⸗ 
len, doch wenigſtens an der Schande der Intervention theilnehmen. 
Lord Palmerſton war bereits ſo weit gegangen, den Quadrupelvertrag für 
erloſchen zu erklären. Hr. Guizot ſchrieb zehnmal an die Grafen St. Au⸗ 
laire und Jarnac in London, ſie möchten Lord Palmerſton erklären, daß 
Frankreich bereit ſei, gemeinſchaftlich mit England und Spanien in Por⸗ 
tugal zu handeln. Während deſſen handelte Lord Palmerſton aber immer 
allein; er hielt Frankreich bis zum letzten Momente hin, verſuchte unter⸗ 
deſſen allein, die Junta von Oporto mit der Königin auszuſöhnen, und 
als er wußte, daß die Bemühungen des Oberſten Wylde fruchtlos waren, 
da berief er eine Konferenz, ſetzte ſelber den Interventionsakt auf, und 
zwang die Botſchafter von Madrid und Paris, ohne Autoriſation, auf 
ihre eigene Verantwortung das Protokoll zu unterzeichnen. Graf. Jarnac 
ſchreibt darüber mit großer Naivetät an Guizot, man hätte ſich nicht wohl 
dagegen ſträuben können, da Lord Palmerſton zu verſtehen gegeben, er 
werde jedenfalls interveniren. — Auch bei der Ausführung gab Frank⸗ 
reich nur den Zuſchauer ab. Engliſche Schiffe nahmen den Grafen das 
Antas mit 2500 Mann gefangen, als er Oporto zu einer Expedition ver⸗ 
laſſen wollte, und auch Sa da Bandeira hat ſich, wenn auch nur mit ei⸗ 
nem kleinen Theile ſeiner Truppen ergeben. Die Kraft der Inſurrektion 
iſt gebrochen, ihre völlige Unterdrückung ſteht unzweifelhaft nahe bevor. 
In Oporto, gegen das der General Concha nun auch ſpaniſche Truppen 
heranführt, ſteht Pavoas an der Spitze der Junta, welche bis jetzt noch 
alle Vorſchläge der Engländer abgelehnt, und gegen ihr Verfahren als ein 
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völkerrechtwidriges proteftirt hat. Die Junta will ſich nicht mit dem Am⸗ 
neſtiedekret der Königin begnügen, ſie verlangt die ſofortige Umgeſtaltung 
des Miniſteriums. 

Spanien. Der ehemalige Friedensfürſt und Geliebte der Gemah⸗ 
lin Karls IV., Don Manuel Godoy iſt durch königl. Dekret in alle Eh⸗ 
ren, Würden und Titel wieder eingeſetzt, ja ſogar eine beſondere Kommiſ⸗ 
fion ernannt, um für feine verlorenen Güter und andere Verluſte die ge⸗ 
bührende Entſchädigung feſtzuſtellen. Im Pallaſte herrſcht Godoy II., wie 
der General Serrano bereits genannt wird, für eine Ausſöhnung zwiſchen 
König und Königin iſt jede Ausſicht geſchwunden, und eine vollſtändige 
Scheidung dieſer Ehe gehört nicht zu den Unwahrſcheinlichkeiten. — In 
Baponne iſt der Carliſtengeneral d'Alzaa verhaftet; aber alle Verhaftun⸗ 
gen, Hinrichtungen und Verfolgungen reichen nicht aus, die Ruhe in Ka⸗ 
talonien wiederherzuſtellen; die Anhänger Montmolin's, wahrſcheinlich nicht 
ohne fremde Unterſtützung, brechen immer von Neuem wieder los. — Der 
Pabſt hat einen Nuntius nach Madrid geſchickt, und iſt damit vielen an⸗ 
deren Mächten in der Anerkennung Iſabellas vorangegangen. 

Frankreich. Die Reformirung des ganzen Poſtweſens, insbeſon⸗ 
dere die Herabſetzung des hohen Portos war in der zweiten Kammer bean⸗ 
tragt, und drohte trotz des Widerſtandes des Miniſteriums, welches die 
dadurch ausfallenden Einnahmen natürlich nicht entbehren wollte, die Ma⸗ 
jorität zu gewinnen. Die Debatte ward plötzlich vertagt, und nachdem 
die verſchiedenen Deputirten in Soireen gehörig bearbeitet waren, wieder 
aufgenommen. Das Miniſterium ſuchte die Kammer damit zu ſchrecken, 
daß bei ſolchen Reformen am Ende alle Abgaben auf die Einnahme fal⸗ 
len würden, ſtellte eine Neduktion der Salzſteuer in Ausſicht, wenn man 
es nur hier nicht verließ; die Sache glückte, mit 24 Stimmen Majorität 
trug es den Sieg davon. Weil es aber fürchtet, der Unterſtützung dieſer 
geringen Majorität auch nicht immer ſicher zu ſein, will es für dieſe Seſ⸗ 
ſion jede ernſte Debatte vermeiden. Von allen Journalen, außer den De⸗ 
bats, wird dieſer Ausgang der Sache beklagt, da die Nothwendigkeit der 
Poſtreform überall lebhaft gefühlt wird. Intereſſant iſt die Angabe Gi⸗ 
rardins, welche er bei dieſer Gelegenheit machte, daß nach den offiziellen 
Aufſtellungen des Oberpoſtamtes die Kammer jährlich 900,000 Frs. für 
Privatbriefe und Briefe von und an ihre Kommittenten defraudire, 
indem dieſe Briefe unter Einſchluß an den Kammerpräſidenten geſchickt 
werden, welcher Portofreiheit genießt. — Girardin іЙ freigeſpro⸗ 
chen, die Pairskammer hat die Laſt ſeiner Anklagen damit auf das Mi⸗ 
niſterium zurückgewälzt. In der Deputirtenkammer hat der Miniſter Du⸗ 
chatel die Angaben Girardins zwar für Verläumdungen erklärt, da dieſer 
ſich weigerte, anders den Beweis zu liefern, als wenn eine förmliche Un⸗ 
terſuchung angeſtellt würde, und die Kammer hat durch ihr Uebergehen zur 
Tagesordnung dem Miniſterium ihr Vertrauen bezeugt; in den Augen des 
Landes aber ſtehen dieſe Männer nicht gereinigt da, und es iſt unmöglich, 
daß ſich ein Miniſterium noch lange halten kann, welches ſo allgemein und 
tief verachtet wird, von dem man nichts erwartet, als daß es ſeinen ei⸗ 
genen Beutel füllt, das Land nach beſten Kräften ausſaugt. — Der Mar⸗ 
ſchall Bugeaud hat das Kommando in Afrika niedergelegt; um ſeinen Ab⸗ 
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zug zu verherrlichen, hat er vorher noch einige arme Kabylendörfer über- 
fallen, ihre wehrloſen Bewohner hinſchlachten laſſen, um ſich nun des pa⸗ 
zifizirten Kabyliens rühmen zu können. Unterdeſſen gründet ўд Abd⸗el⸗ 
Kader in Marocco ein neues Reich, ſchlägt die ihm entgegen geſandten 
Truppen des Kaiſers, und wird, hat er ſich erſt befeſtigt, den Franzoſen 
gewiß bald wieder eben ſo unbequem werden, wie vordem. In der fran⸗ 
zöſiſchen Kammer wurde dieſer eigenmächtige Feldzug Bugeaud's, ſo wie 
das ganze Verfahren der Regierung in Afrika Gegenſtand heftiger Angriffe. 
Guizot nahm die Verantwortlichkeit dafür auf ſich, und die Majorität 
entſchied ſich am Ende für ihn wie gewöhnlich. Beſonders kräftig trat 
der General Lamoriciere auf. Er proteſtirte dagegen, daß die Koloniſa⸗ 
tion Afrika's überhaupt aufgegeben werden ſolle, da dieſes Land bei ſeinem 
äußerſt fruchtbaren Boden gewiß in Kurzem die auf daſſelbe verwandte 
Mühe reichlich lohnen werde; doch verlangte er Sicherheit für Derfonen 
und Eigenthum, feſte Geſetze ſtatt der Ordonanzen. — Der Advokat Cre⸗ 
mieux griff das Miniſterium wegen ſeiner Intervention in Portugal an, 
doch mit gleich geringem Erfolge. — Gewaltige Furcht zeigt die Regie- 
rung beſtändig vor den etwaigen Prätendenten. Wie groß war daher ihre 
Freude, als eine volumnöſe Korrespondenz zwiſchen dem Herzog von Bor— 
deaux und einem feiner thätigſten Agenten in ihre Hände fill. Nach dem 
Grafen Montmolin, welcher ſich ruhig in London befindet, ſind nicht allein 
in Paris, ſondern auch in mehreren Departementsſtädten ſtrenge Hausſu⸗ 
chungen gehalten; dem Prinzen Jerome Napoleon wurde die Erlaubniß 
verweigert, in Frankreich zu ſterben, und dem ſeit Jahren ruhig in Brüſ⸗ 
ſel wohnenden Prinzen Peter Napoleon ward es fogar nicht einmal ge= 
ſtattet, über Marſeille nach Egypten zu reiſen. — 

Aus mehreren Departements wurden nächtliche Ueberfälle durch be⸗ 
waffnete Banden gemeldet. In Mühlhauſen fanden ernſte Unruhen ſtatt, 
das Volk verlangte Herabſetzung der Brodtaxe, und es ſammelten ſich bald 
mehrere tauſend Fabrikarbeiter. Den bleiernen Kugeln der Soldaten ges 
lang es endlich, die gar zu rebelliſchen Magen zur Ruhe zu bringen. 8 
Todte und 25 Verwundete blieben auf dem Platze. 

„England. Die Wahlagitation beſchäftigt das ganze Volk; die 
Chartiſten ſind beſonders ſehr thätig und mehrere ihrer tüchtigſten Führer 
werden als Kandidaten auftreten, fo Feargas O'Connor und der berühmte 
Anwalt der Arbeiter Roberts. Da der 1. Juli der Termin für die 
Einführung der Zehnſtundenbill war, ſo haben ſchon viele Fabrikherren ih⸗ 
ren Arbeitern eine Herabſetzung der Löhne angekündigt. — In der Graf⸗ 
ſchaft Cornwall hat der hohe Preis der Lebensmittel nicht unbedeutende 
Unruhen verurſacht; die Grubenarbeiter mußten mit Hülfe des Militairs 
auseinandergetrieben werden. In Lancaſhire erzeugten vielfache Einſtellung 
der Arbeit oder Verkürzung der Arbeitszeit große Noth unter der Fabrik⸗ 
bevölkerung, beſonders unter den Wollkämmern. In Bradford durchzogen 
die Arbeiter in großen Haufen die Straßen; vor ihnen her ward ein Kar⸗ 
ren von 6 Männern gezogen, in deſſen Mitte ein Brod auf einer Stange 
aufgepflanzt war, 2 Deputationen von 4—5 Perſonen beſuchten zu beiden 
Seiten die Bäcker⸗, Kram⸗ und andere Läden, die empfangenen Almoſen 
an Geld oder Brod wurden auf dem Karren geſammelt. — Aus Lime⸗ 
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rick berichten die Zeitungen wieder über eine große Zahl dort verübter Ger 
waltthaten. — Ein neuer Zwiſt mit den Chineſen hat den Engländern jetzt 
auch die Thore von Canton geöffnet. So dringen ſie von Jahr zu Jahr 
tiefer in dieſes einſt hermetiſch verſchloſſene himmliſche Reich ein. 

Belgien. Um ihnen ein Beiſpiel anzuführen von der Polemik, mit 
der die Pfaffen hier gegen die liberale Partei zu Felde ziehen, theile ich 
ihnen ein Stück einer in Tirlemont gehaltenen Predigt mit. „Die Jeſui⸗ 
ten, heißt es dort, ſind die Laternen der Welt, die Liberalen aber wollen 
die Jeſuiten vernichten; ſie ſind den Gaſſenbuben gleich, welche auf 
der Straße die Laternen einwerfen.“ „Die liberale Partei, rufen die an⸗ 
tiliberalen Journale, will auf revolutionairem Wege die Verfaſſung um⸗ 
ſtürzen, ſie will den alten Glauben, die religiöſe Freiheit, die Freiheit der 
Aſſoziation, des Unterrichts, Alles, was zum inneren Weſen, zum Gewiſ⸗ 
ſen der Familie gehört, vernichten; ſie will Reaktionen hervorrufen, die 
verhängnißvollen Tage der franzöſiſchen Republik im Jahre 93 herbeifüh⸗ 
ren, um im Blute und auf den Trümmern aller Intereſſen eine unmög⸗ 
liche Regierung zu gründen.“ Die liberalen Journale veröffentlichen un⸗ 
terdeſſen täglich neue Liſten von antiliberalen Wählern, welche das Wahl⸗ 
recht bisher mit Unrecht geübt haben. 

Holland. In Harlingen hat das fortwährende Einſchiffen von Le⸗ 
bensmitieln nach England ernſte Unruhen hervorgerufen; bald folgten auch 
Leuwarden und Groningen dem guten Beiſpiele nach, in beiden Orten 
ward auf das Volk gefeuert, in Groningen blieben 4 Perſonen todt auf 
dem Platze, 12, worunter meiſt Weiber und ruhige Zuſchauer waren, wur⸗ 
den ſchwer verwundet. 

Griechenland. Die Differenz mit der Türkei iſt endlich beſonders 
durch Vermittelung Oeſtreichs beigelegt; Kolettis hat in ſoweit nachgeben 
müſſen, daß Maſſurus nach Athen zurückkehren wird. 

Oeſtreich. Szela, der „galiziſche Bauernkönig,“ gegen den wegen 
einer ungeheuren Menge Anklagen ſchon ſeit mehreren Monaten eine Un⸗ 
terſuchung geführt wurde, iſt von allen Inſtanzen für völlig unſchuldig er⸗ 
klärt; dagegen ſind 18 öſtreichiſche Offiziere, deutſcher und polniſcher Na⸗ 
tion, welche bei der letzten Revolution kompromittirt waren zu, 18 Jahren 
Gefängniß mit ſchwerer Arbeit verurtheilt, oder vielmehr vom Kaiſer dahin 
begnadigt, da das erſte Urtheil auf ſchimpflichen Tod mit dem Strange 
lautete. — 

Schleswig⸗Holſtein. Dem Obergerichts⸗Advokaten Beſeler in 
Schleswig und dem Dr. Lorentzen in Kiel iſt die gegen ſie wegen ihrer 
Theilnahme an der Neumünſterſchen Volksverſammlung verfaßte Anklage⸗ 
ſchrift zugeſtellt. Gegen Beſeler, welcher dort den Vorſitz führte, iſt die 
Abſetzung als Advokat und Notar und zweijährige Feſtungsſtrafe, gegen 
den Dr. Lorentzen als Verfaſſer der Adreſſe eine vierjährige Feſtungsſtrafe 
beantragt. Die Verbrechen, deren man fie anklagt, find als Majeſtätsbe⸗ 
leidigung und Verſuch der Aufreizung des Volkes zur Unzufriedenheit und 
Widerſetzlichkeit gegen die Staatsregierung bezeichnet. 


Hamm, den 8. Juli 1847. J. Weydemeyer. 
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